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Über den Verlauf der Realisierung der Beschlüsse des XXVII. Parteitags 
der KPdSU und die Aufgaben zur Vertiefung der Umgestaltung

Bericht des Generalsekretärs des ZK der KPdSU M. S. Gorbatschow
auf der XIX. Unionskonferenz der KPdSU am 28. Juni 1988

Genossen Delegierte!
Wie die revolutionäre Umgestal­

tung, die auf Initiative und unter 
Leitung der Partei in unserem Lan­
de entfaltet wurde, zu verliefen und 
unumkehrbar zu machen wäre — ist 
die Hauptfrage, die vor uns, den 
Delegierten der XIX. Unionspartei­
konferenz, steht.

Diese Frage ist uns vom Leben 
selbst gestellt worden. Sie wird in 
Partei und Volk weitgehend disku­
tiert. Und davon, wie richtig unse­
re Antwort auf sie sein wird, hängt 
es ab, ob die Partei imstande ist. 
die Rolle einer politischen Avant­
garde in der neuen Entwicklungs­
etappe dèr sowjetischen Gesell 
schäft zu erfüllen.

Die drei letzten Jahre in unse­
rem Leben dürfen mit vollem Recht 
als Wendejahre bezeichnet werden. 
Dank den Anstrengungen der Par­
tei und der Werktätigen ist cs uns 
gelungen, das Abgleiten des Landes 
in eine wirtschaftliche, soziale und 
geistige Krise aüfzuhalten. Die Ge­
sellschaft kennt und versteht jetzt 
besser ihre Vergangenheit, Gegen­
wart und Zukunft. Die Politik der 
Umgestaltung, die in konkreten so­

zialökonomischen Programmen ent. 
faltet wurde, wird zur praktischen 
Angelegenheit für Millionen vor! 
Menschen. Darin liegt das Wesen 
der politischen Situation im Lande.

Wir sehen, wie die Gesellschaft 
Mut geschöpft hat. Das geistige Le­
ben des Landes ist mannigfaltiger, 
interessanter und reicher geworden. 
Eine neue Auffassung erhalten viele 
Ideen von K. Marx und W. I. Le­
nin, die bis vor kurzem entweder 
einseitig aufgefaßt oder überhaupt 
verschwiegen wurden. Im Kampf 
gegen den Dogmatismus leben die 
schöpferischen Grundsätze des wis­
senschaftlichen, humanen Sozialis­
mus wieder auf. Die Menschen wur. 
den sich ihrer eigenen Verantwor­
tung bewußt, sie befreien sich von 
Gleichgültigkeit und Befremden. 
Der Wind der Erneuerung stählt 
die moralische Gesundheit des Vol­
kes. Die Demokratisierung brachte 
einen mächtigen Strom von Gedan­
ken, Emotionen und Initiativen her­
vor. Die Durchsetzung der Wahr­
heit und Offenheit sanieren die ge­
sellschaftliche Atmosphäre, ver­
leiht den Menschen Schwin­
gen. befreit i h r Bewußtsein 

und fördert die aktive Tätigkeit.
Genossen, das ist ein markanter, 

beeindruckender Prozeß, in den al­
les Ehrliche und Fortschrittliche 
einbezogen ist, was es in unserem 
Volke gibt. Die Kräfte der revolu­
tionären Erneuerung konsolidieren 
sich. Die Menschen schöpfen Ver­
trauen in die Umgestaltung, sic for­
dern ihr striktes und stetes Voran­
kommen.

Viel Bewußtsein und Organisiert­
heit legt die Arbeiterklasse an den 
Tag. Beim Eindringen des Unge­
wöhnlichen, Neuen und Komplizier, 
ten in unser Leben führt sic erneut 
ihre vortrefflichen politischen und 
moralischen Qualitäten vor Augen, 
offenbart ein wahrhaft staatsbür­
gerliches Herangehen an die Auf­
gaben und unterstützt die Umgestal­
tung durch ihre Arbeitstaten. Dieser 
Standpunk der Arbeiterklasse er­
möglicht es der Partei, ihre revolu­
tionären Umgestaltungen sicher 
durchzuführen.

Mit viel Engagement reagierten 
die Bauern. Der Kongreß der Kol­
chosbauern zeigte, über wieviel Um­
gestaltungskraft sie verfügen. Die 
Verfechter der Umgestaltung in der 

Landwirtschaft entscheiden sich 
kühn für neue Arbeitsfor­
men, stützen sich auf die Wissen­
schaft, auf die effektive Technologie 
und sind bereit, zu experimentieren, 
zu suchen, um der neuen Sache wil. 
len sogar zu riskieren, unter Ein­
satz aller Kräfte, verantwortungs­
bewußt und sachkundig für sich und 
zum Wohl des Vaterlandes zu ar­
beiten.

Die Umgestaltung bekräftigte die 
bekannte Leninsche These von der 
zugespitzten sozialen Feinfühligkeit 
der Intelligenz, von ihrem Verständ­
nis für die gesellschaftlichen Wand. 
Jungen. Sie folgte, leidenschaftlich 
dem Aufruf der Partei, das intellek­
tuelle, geistige Potential der Ge­
sellschaft restlos in den Dienst der 
Umgestaltung zu stellen. Die In­
telligenz unterstützte leidenschaft­
lich die vom XXVII. Parteitag er­
teilte Lehre der Wahrheit. Die Par­
teibeschlüsse der letzten drei Jahre 
fanden bei ihr höchstes Verständnis.

Das wichtigste politische Ergeb­
nis der Nachaprilperiode ist somit 
die Veränderung der gesamten ge­
sellschaftlichen Atmosphäre, die be. 
gonnene Materialisierung der Er­

neuerungsideen, die zunehmende 
Unterstützung des Kurses der Par­
tei auf die Umgestaltung durch das 
Sowjetvolk.

Bedeutet das aber, daß sich al­
lerorts und in zügigem Tempo Ver­
änderungen zum Besten vollziehen, 
daß die revolutionären Wandlun­
gen unumkehrbar geworden sind?

Nein, das bedeutet das nicht. 
Wollen wir auf realem Bo­
den bleiben, so müssen wir zuge­
ben: Das ist vorläufig noch nicht 
der Fall, Genössen. Wir haben die 
Tiefenursachen der Hemmungen 
noch nicht überwunden, die Mecha­
nismen der Erneuerung nicht aller­
orts eingeschaltet und diese in man. 
eher Hinsicht noch nicht ausgear­
beitet. Die Handlungsfähigkeit vie­
ler Parteiorganisationen hat das 
Niveau der Aufgaben der Umge­
staltung noch immer nicht erreicht. 
Es sind neue qualitative Wandlun­
gen in unserer Entwicklung not­
wendig, und das fordert kardinale 
Lösungen, aktive und initiativreiche 
Taten.

Wir stehen heute vor vielen kom­
plizierten Fragen. Welche ist die 
wichtigste? Das ZK der KPdSU ist 

der Ansicht, daß dies die Reform 
unseres politischen Systems ist.

Das Zentralkomitee hat seine 
Plattform in den Thesen zur Kon­
ferenz dargelegt. Darin verfolgten 
wir nicht die Aufgabe, auf alles 
fertige Antworten zu geben. Wir 
rechneten damit, daß im Laufe der 
Diskussion neue Ideen und Vor­
schläge aufkommen, die von der 
Konferenz berücksichtigt werden 
können. Dann würden ihre Beschlüs­
se wirklich das Ergebnis des kol­
lektiven Schöpfertums der gesamten 
Partei und des Volkes sein.

I. Die Umgestaltung entwickeln 
und vertiefen

1. Das Erreichte selbstkritisch einschätzen
Genossen! Der Prozeß der revo­

lutionären Erneuerung dringt im­
mer tiefer in den entscheidenden 
Lebensbereich — die Ökonomik — 
ein.

Wir haben eine tiefschürfende, 
ihrem Ziel und Ausmaß nach wahr-

Unsere Konferenz zielt somit po­
litisch darauf, die Periode nach dem 
Aprilplenum des ZK und dem 
XXVII. Parteitag der KPdSU im 
Geiste der Leninschen Traditionen 
und, gestützt auf die gesammelten 
Erfahrungen, allseitig und kritisch 
zu analysieren, die Strategie unse­
rer Umwandlungen zu bereichern, 
deren Taktik zu konkretisieren sowie 
die Wege, Formen und Methoden 
der Arbeit festzulegen, die die strik­
te Entwicklung und Unumkehrbar­
keit der Umgestaltung gewährlei­
sten würden 

haft radikale Reform des Leitungs­
systems der Volkswirtschaft einge­
leitet. Ein beachtlicher Teil der 
Grundeinheiten der Ökonomik mei­
stert die Prinzipien der vollständi-

(Fortsetzung S. 2)

Infor mationsmitte i 1 u n g
In Moskau, im Kremlkongreßpalast, setzte am 29. 

Juni die XIX. Unionskonferenz der KPdSU ihre 
Arbeit fort.

In der Vormittagssitzung präsidierte L. N. Saikow, 
Mitglied des Politbüros, Sekretär des ZK der KPdSU 
und Erster Sekretär des Stadtparteikomitees Moskau.

Die Delegierten der Konferenz nahmen den Bericht 
^ier Mandatsprüfungskommission entgegen, den ihr 

Vorsitzende G. P. Rasumowski, Kandidat des Polit­
büros und Sekretär des ZK der KPdSU, erstattete. 
Der Bericht der Mandatsprüfungskommission wird 

nstimmig bestätigt.
Daraufhin setzten die Delegierten die Erörterung 

des Berichts von M. S. Gorbatschow „Über den Ver­
lauf der Realisierung der Beschlüsse des XXVII. 
Parteitags der KPdSU und die Aufgaben zur Vertie­
fung der Umgestaltung” fort.

In den Debatten sprachen die Genossen: W. I. Ka­

laschnikow — Erster Sekretär des Gebietskomitees 
der KPdSU Wolgograd, W. W. Karpow — Erster 
Vorstandssekretär des Schriftstellerverbandes der 
UdSSR, F. W. Popow — Erster Sekretär des Altaier 
Regionskomitees der KPdSU, W. P. Smirnow — 
Abgleicher für Radioapparate der Leningrader optisch­
mechanischen Vereinigung „W. I. Lenin”, G. A. Arba­
tow — Direktor des Instituts für Vereinigte Staaten 
Amerikas und Kanada der Akademie der Wissen­
schaften der UdSSR, A. Ch. Wesirow — Erster Sekre­
tär des ZK der Kommunistischen Partei Aserbaid- 
shans.

Die Konferenzteilnehmer wählten Kommissionen 
zur Ausarbeitung der Resolutionsentwürfe:

„Über den Verlauf der Realisierung der Beschlüsse 
des XXVII. Parteitags der KPdSU und die Aufgaben 
zur Vertiefung der Umgestaltung” und „Über die 
Demokratisierung der sowjetischen Gesellschaft und 
die Reform des politischen Systems”.

„Über die Bekämpfung des Bürokratismus”.
„Über zwischennationale Beziehungen”.
„Über Offenkundigkeit”.
„Über die Reform des Rechtswesens”.
Nach der Pause wurde unter dem Vorsitz des Mit­

glieds des Politbüros und Sekretärs des ZK der 
KPdSU N. N' Sljunkow die Erörterung des Berichts 
erneut aufgenommen. In den Debatten sprachen: 
M. A. Uljanow — Vorstandsvorsitzender des Verban­
des der Theaterschaffenden der RSFSR, B. W. Ka- 
tschura — Sekretär des ZK der Kommunistischen 
Partei der Ukraine, S. A. Fedotowa — Lehrerin in 
der Schule Nr. 130 von Perm, G. I. Martschuk — 
Präsident der Akademie der Wissenschaften.

In der Nachmittagssitzung präsidierte W. P. Niko­
now, Mitglied des Politbüros, Sekretär des ZK der 
KPdSU.

In den Debatten sprachen: S. G. Arutjunjan — 

Erster Sekretär des ZK der Kommunistischen Partei 
Armeniens, J. J. Sokolow — Erster Sekretär des ZK 
der Kommunistischen Partei Belorußlands, J. W. Bon­
darew — Stellvertretender Vorstandsvorsitzender des 
Schriftstellerverbandes der RSFSR, I. K. Poloskow— 
Erster Sekretär des Regionskomitees der KPdSU 
Krasnodar, W. I. Mironenko — Erster Sekretär des 
ZK des Komsomol, W .P. Kabaidse — Generaldirektor 
der Produktionsvereinigung für Werkzeugmaschinen­
bau „50 Jahre UdSSR” von Iwanowo, B. K. Pugo — 
Erster Sekretär des ZK der Kommunistischen Partei 
Lettlands.

Die Ansprachen der Konferenzteilnehmer wurden 
mit viel Aufmerksamkeit angehört, im Saal erklangen 
Zwischenrufe, lebhafte Repliken und polemische 
Bemerkungen.

Abschließend antwortete Genosse M. S. Gorba­
tschow auf eine Reihe von Fragen, die im Präsidium 
der Konferenz eingelaufen sind.

Auf dem
Die XIX. Unionskonferenz der 

KommunJstisdhen Partei der So­
wjetunion ist am 28. Juni um 
10 Uhr morgens im Kreml- 
kongreßpalast eröffnet worden. 
Die Anwesenden begrüßten mit 
Beifall die Mitglieder des Polit­
büros des ZK der KPdSU M. S. 
Gorbatschow, V. I. Worotnikow, 
A. A. Groniyko, L. N. Saikow, 
J. K. Ligatschow, V. P. Nikonow, 
N. I. Ryshkow, N. N. Sljunkow, 
M. S. Solomenzew, V. M. Tscheb- 
rikow, E. A. Schewardnadse, 
W. W. Schtscherblzki, A. N. Ja­
kowlew.

Die Konferenz eröffnend, sag­
te M. S. Gorbatschow:

Zu unserer XIX. Unionskonfe­
renz der KPdSU waren 5 000 
Delegierte gewählt worden. Zur 
Konferenz erschienen 4 991 De­
legierte. Die anderen fehlen aus 
triftigen Gründen. Im Auftrag 
des Zentralkomitees der Kom­
munistischen Partei der Sowjet­
union wird die XIX. Unionskon­
ferenz der Kommunistischen Par­
tei der Sowjetunion für eröffnet 
erklärt.

Wir müssen ein Präsidium, ein 
Sekretariat, eine Redaktlons- und 
eine Mandatsprüfungskommission 
wählen. Gestern hielt der Rat der 
Delegationsvertreter eine Sit­
zung ab. Die Vorschläge zur Zu­
sammensetzung dieser Organe 
waren ausgearbeitet und Ihnen 
zur Erörterung unterbreitet wor­
den. Vor allem — über das Prä­

sidium der Konferenz. Kraft des 
..TCharakters unserer Konferenz, 

' der große Verantwortung aufer­
legt wird, haben wir eine große 
Arbeit zu leisten, auf der Kon­
ferenz muß mehr Sachlichkeit 
herrschen.

Die Delegierten wählen ein 
112köpfiges Präsidium der Kon­
ferenz.

Genossen, führte M. S. Gor­
batschow weiter aus, Sie haben 
gemerkt, daß dem Präsidium 
die Sekretäre aller Republllkpar- 
tetonganlsatlonen außer der Est­
nischen angehören, well Genosse 
Välas zum Ersten Sekretär des 
ZK der Kommunistischen Partei 
Estlands gewählt wurde, nachdem 
die Delegierten zur Konferenz 
schon gewählt worden waren. Wir 
haben uns gestern beraten und 
unterbreiten Ihnen zur Erör.te-

Weg revolutionärer Erneuerung
XIX. Unionskonferenz der KPdSU

rung den Vorschlag — dies ist 
unser Recht: Nämlich dem Genos­
sen Väläs ein Mandat auszuhän­
digen, damit bei uns sämtliche 
Parteiorganisationen vertreten 
sind. Über solch ein Recht ver­
fügen wir.

V. I. Välas wird einstimmig 
zum Delegierten und Präsidiums­
mitglied der Konferenz gewählt. 
- Darauf ging man an die Bil­
dung des Sekretariats, der Re­
daktion«- und der Mandatsprü­
fungskommission. Der Vorsitzen­
de J. K. Ligatschow teilte mit, 
daß der Rat der Delegationsver­
treter ein 27köpfl|ges Sekretariat 
zu wählen empfiehlt.

Die Delegierten wählen ein­
stimmig die Zusammensetzung 
des Sekretariats der Konferenz, 
die Redaktlons- und die Mandats- 
p nüf u n gskomm issl on.

Die Delegierten' bestätigen 
folgende Tagesordnung:

Über die Realisierung der Be­
schlüsse des XXVII. Parteitages 
der KPdSU, die Hauptergebnisse 
der ersten Hälfte des zwölften 
Planjahrfünfts und die Aufgaben 
der Parteiorganisationen zur Ver­
tiefung des Umgestaltungsprozes­
ses.

Über Maßnahmen zur weiteren 
Demokratisierung des Lebens 
der Partei und der Gesellschaft.

Es wird mitgeteilt, daß das 
Zentralkomitee der Partei es für 
zweckmäßig hält, sowohl zur er­
sten als auch zur zweiten Frage 
der Tagesordnung einen einheit­
lichen Bericht zu halten.

Der Ablauf und die Geschäfts­
ordnung der Konferenz werden 
einstimmig bestätigt.

Das Wort zum Bericht des 
Zentralkomitees der KPdSU an 
die XIX. Unionsparteikonferenz 
wird dem Generalsekretär des 
ZK der KPdSU M. S. Gor­
batschow erteilt.

Der Bericht M. S. Gor­
batschows ,,Über den Verlauf 
der Realisierung der Beschlüsse 
des XXVI1. Parteitages der 
KPdSU und die Aufgaben bei 
der Vertiefung der Umgestal 
tung“ wurde aufmerksam ange­
hört und mehrmals mit Beifall 
unterbrochen.

Am Nachmittag hat die 
Aussprache der Delegierten 
über den Bericht M. S. Gor­
batschows begonnen.

Auf der Konferenz beginnt 
eine Diskussion. W. W. Bakatin, 
Mitglied des ZK der KPdSU und 
Erster Sekretär des Gebietskomi­
tees der KPdSU Kemerowo, un­
terstrich, daß die überwiegende 
Mehrheit der Arbeitskollektive 
von Kusbass es als notwendig be­
trachtet, die Umgestaltung durch 
Taten und nur durch Taten zu 
messen . Die Werktätigen von Kus­
bass sind vollständig mit den 
Schlußfolgerungen des Berichts 
M. S. Gorbatschows über die 
Notwendigkeit einverstanden, den 
Übergang von der Demokratisie­
rung der Leitung von Betrieben 
zur Demokratisierung der Leitung 
von Zweigen zu beschleunigen. 
Bis Jetzt werden die administra­
tiven Weisungsmethoden in der 
Leitung vom Zentrum aus nur 
langsam und unkonsequent abge­
schafft. In diesem Zusammenhang 
wurde vorgeschlagen, ab nächsten 
Jahr mit dem Übergang zu der 
soalalbegründeten Bildung der 
örtlichen Haushalte zu beginnen.

Der Delegierte unterstützte 
die These des Berichts des ZK 
der KPdSU, daß der Erste Sekre­
tär des Gebiets-, Stadt- und 
Rayonpartelkomitees eine gehei­
me Abstimmung durchgehen muß, 
ehe er Vorsitzender des entspre­
chenden örtlichen Sowjets wird.

Ober Festigung der führenden 
Rolle der Partei In der sowjeti­
schen Gesellschaft sprechend, 
machte der Delegierte konkrete 
Vorschläge zur Bildung des Par- 
telhaushalts und zum Publikma­
chen der Arbeitsbedingungen und 
die Entlohnung der Parteifunktio­
näre.

Die Partei, sagte er, braucht 
von den Massen nichts zu ver­
heimlichen, denn sie hat sonst 
nirgends als unter den Massen zu 
arbeiten.

Das Geleistete realistisch be 
wertend, sagte D. K. Motorny, 
Mitglied des ZK der KPdSU und 
Vorsitzender des Kirow-Kolchos 
Im Rayon Belosjorka, Gebiet 
Cherson, kommen wir gesetzmäßig

zum Hauptschluß: Für die Um­
gestaltung gibt es keine Alterna­
tive. Ob einer für die Umgestal­
tung ist oder nicht, kann man 
heute nur anhand praktischer Ta­
ten prüfen.

Wir sind an geringe-Entlohnung 
und schlechte Arbeit gewöhnt, 
führte der Delegierte weiter aus. 
Heute hat sich seiner,, Meinung 
nach mancherorts auch eine an­
dere Tendenz angedeutet: gute 
Arbeltsmögllchkelt, dazu ein fa­
belhaft hoher Lohn, der die 
Quantität und Qualität der auf­
gewandten Arbeit drei- und vier­
fach übertrifft. Beides I s t 
schlecht.

Zum aktuellen Problem der 
Preisbildung sagte der Delegierte, 
bei der Erörterung dieser Fragen 
sei ein äußerst wohlüberlegtes 
Vorgehen notwendig. Man dürfe 
bei dieser Angelegenheit keine 
Fehler begehen.

Das Volk bewertet die Ergeb­
nisse der Umgestaltung vor allem 
danach, inwieweit die Verände­
rungen bei der Versorgung mit Le­
bensrnitteln und bei der Befriedi­
gung anderer lebenswichtiger 
Bedürfnisse des Menschen spür­
bar geworden sind. Leider ändert 
sich die Situation nur sehr lang­
sam zum Besseren. Für das Dorf 
von heute müssen drei Hauptfra­
gen gelöst werden. Man muß es 
mit Wärme, fließendem Wasser, 
mit Kanalisation versorgen und 
Autostraßen bauen. Von der Lö­
sung dieser Aufgaben hängt nach 
der Meinung des Delegierten die 
Verankerung der Kader Im Dorfe 
ab.

Das Mitglied des ZK der 
KPdSU und der Erste Sekretär 
des ZK der Kommunistischen 
Partei Kasachstans G. W. Kolbln 
erklärte, daß die Offenheit an eine 
wesentliche positive Besonderheit 
gewonnen habe: sie sei kon­
struktiver geworden und sei auf 
die Behebung von Deformationen 
der gesellschaftlichen Ent­
wicklung gerichtet. Der Redner 
schenkte der Gesundung der Si­
tuation In der Republik, der In­
ternationalistischen und patrio­
tischen Erziehung der Werktäti­
gen besondere Aufmerksamkeit.

(Schluß S. 8)

Die leitenden Organe der Konferenz
Das Sekretariat Das Präsidium

O. O. Abramjan 
P. A. Abrossow 
J. I. Awgustinowitsch 
R. A. Annuschkina 
S. G. Arutjunjan 
J. N. Auelbekow 
W. G. Afanassjew 
S. F. Achromejew 
W. W. Bakatin
O. D. Baklanow 
A. P. Birjukowa 
L. F. Bobykin 
G. P. Bogomjakow 
O. M. Boiko
P. D. Borodin
I. A. Wassiljew 
A.-R. Ch. Wesirow 
N. N. Worobjow 
V. 1. Worotnikow 
N. I. Woskolupowa 
V. I. Välas 
N. W. Gellert 
A. N. Gerassimow 
M. S. Gorbatschow 
A. A. Gromyko 
S. K. Grossu 
S. S. Gulowa 
P. N. Demitschew 
A. F. Dobrynin 
W. I. Dolgich 
J. I. Drosdezki 
A. S. Jelissejew 
P. B. Shalimas 
L. N. Saikow 
G. R. Ibragimow 
G. D. Iwanowa 
W. A. Iwaschko 
G. A. Ilisarow 
W. P. Kabaidse 
W. I. Kalaschnikow 
I. W. Kapitonow 
W. W. Karpow 
G. W. Kolbin 
B. I. Kolesnikow 
S. W. Kolpakow 
A. T. Korsjuk 
A. M. Koroljow 
W. F. Krasncnkowa 
A. W. Kushilnyj 
J. Kulybekow 
K. J. Lawrow 
J. K. Ligatschow 
A. D. Lisitschew 
M. P. Litaunieze 
A. I. Lukjanow 
N. I Malkow

J. A. Manajenkow
S. I. Manjakin
G. I. Martschuk 
A. M. Masalijew 
K. I- Masik 
J. D. Masljukow 
K. Machkamow 
W. A. Medwedew 
G. W. Merkulowa 
W. K. Messjaz 
G. A. Metonidse 
W. 1. Mironenko 
W. S. Murachowski 
W. P. Nikonow 
R. N. Nischanow 
S. A. Nijasow 
A. Nurgeldyjew 
W. P. Orlow 
J. P. Osinin
S. A. Osminin
D. 1. Patiaschwili
B. J. Paton
1. K. Poloskow 
F. \V. Popow 
W. I. Postnikow 
B. K. Pugo 
S. P. Puchowa 
G. L. Rabdajew 
G. P. Rasumowski 
I. Ch. Romasan 
N. I. Ryshkow, 
W. A. Saar 
S. D. Safronow 
W. L. Sidorejko 
N. N. Sljunkow 
W. P. Smirnow 
J. J. Sokolow 
J. F. Solowjow 
M. S. Solomenzew 
R.-B. I. Songajla 
W. A. Starodubzew 
J. S. Strojew 
N. W. Talysin 
N. I. Trawkin
G. I. Usmanow
W. F. Utkin
R. Ch. Chabibullin
A. P. Chlebuschkina
W. M. Tschebrikow
M. A. Tschursina
S. A. Schalajew
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Fortsetzung des Berichts M. S. Gorbatschows
gen wirtschaft liehen Rechnungsfüh. 
rung und Selbstfinanzierung gemäß 
dem Gesetz über den staatlichen 
Betrieb. Das unlängst verabschie­
dete Gesetz über die Kooperation in 
der UdSSR öffnet den Weg zur 
Schaffung eines großangelegten ge­
nossenschaftlichen Sektors in der 
Ökonomik des Landes, und zur 
weitgehenden Anwendung mannig­
faltiger Formen der Kooperation in 
sämtlichen Bereichen der Volkswirt­
schaft.

Es begann die Umgestaltung der 
Arbcits- und innerbetrieblichen Be­
ziehungen auf der Grundlage des 
Leistungs- und des Pachtvertrags, 
die cs ermöglichen, die Vorzüge des 
gesellschaftlichen Eigentums mit 
dem persönlichen Interesse des 
Menschen, mit seiner haushälteri­
schen Einstellung zur Sache und 
mit der staatsbürgerlichen Selbstbe­
hauptung zu vereinen. Einen merk­
lichen Ansporn erhielt die Entfal­
tung der individuellen Erwerbstä­
tigkeit.

Gefaßt wurde eine Reihe wichti­
ger Beschlüsse prinzipiellen Charak­
ters, in denen die Richtungen der 
Umgestaltung in den führenden 
Zweigen der Volkswirtschaft und 
des sozialen Bereichs festgelegt 
sind, welche ins Leben umgesetzt 
werden.

Die Wirtschaft kommt Schritt für 
Schritt auf volle Touren. Im ver­
gangenen Jahr konnte der Zuwachs 
an Nationaleinkommen erstmalig 
durch die Steigerung der Arbeits­
produktivität erzielt werden. Auch 
die Realeinkommen der Werktäti­
gen sind jetzt wieder im Wachsen 
begriffen: Innerhalb der letzten 
zwei Jahre des raufenden Planjahr­
fünfts sind sie um 4,6 Prozent pro 
Kopf der Bevölkerung gestiegen.

Der jährliche Wohnraumzugang 
erhöhte sich im Vergleich zum elf­
ten Planjahrfünft um 15 Millionen 
Quadratmeter. Wir sind ernsthaft 
an die Umgestaltung des Gesund­
heitswesens und der Volksbildung 
herangegangen. Die Geburtenrate 
stieg, und die Sterblichkeitsrate 
ging zurück, was in nicht gerin­
gem Maße durch die Maßnahmen 
gegen Trunksucht und Alkoholis- 
mus begünstigt wurde.

Die Tendenz zur Sanierung der 
sozialökonomischen Lage erfährt in 
diesem Jahr eine weitere Entfaltung. 
Bei absoluter Reduzierung der An­
zahl der in der materiellen Produk­
tion Beschäftigten wächst das Na­
tionaleinkommen rascher als ge­
plant.

In überdurchschnittlichem Tempo 
steigt die Produktion von Konsum­
gütern. Dadurch konnten die Auf­
lagen für den Warenumsatz in den 
fünf Planmonaten bereits erfüllt 
werden. Es wurden um 5,9 Prozent 
mehr Lebensmittel und Industrie­
waren als im vorigen Jahr an den 
Handel geliefert.

Der Umfang der Leistungen für 
die Bevölkerung stieg um 13,5 Pro­
zent an. Beschleunigt wurde der
Bau von Wohnungen, sozialen und
kulturellen Einrichtungen. Es wur­
den um 6 Prozent mehr Wohnun­
gen und Eigenheime übergeben,
desgleichen 22 Prozent mehr allge­
meinbildende Schulen, fast um ein 
Drittel mehr Vorschuleinrichtungen, 
Klub, und Kulturhäuser und dop­
pelt soviel Krankenhäuser.

Das alles sind die realen Früchte 
der Umgestaltung. Doch müssen wir 
selbstkritisch sein, Genossen. Wir 
müssen deutlich erkennen: Auch 
wenn alle stattgehabten positiven 
Wandlungen in Betracht gezogen 
werden, verändert sich die Lage in 
der Wirtschaft dennoch langsam, 
insbesondere wenn man nach dem 
Endergebnis — dem Lebensniveau 
des Volkes — urteilt.

Worauf ist das zurückzuführen?
Um es rundheraus zu sagen, Ge­

nossen: Wir haben die schwerwie­
genden Folgen der Deformationen 
und der Stagnation der vergange­
nen Jahre unterschätzt. Manches 
von dem. was wir heute sehen, war 
uns unbekannt. Beispielsweise zeig, 
te sich die Lage in verschiedenen 
Wirtschaftsbereichen in weitaus 
größerem Maße vernachlässigt, als 
wir es ursprünglich glaubten.

Wie ernst die Situation ist, wird 
unter anderem an der Lage im Fi­
nanzwesen des Landes deutlich. 
Seit vielen Jahren wuchsen die Aus­
gaben des Staatsbudgets rascher 
als dessen Einnahmen. Das Haus­
haltsdefizit übt einen Druck auf 
den Markt aus, bringt den gesam­
ten Geldumlauf in Schwanken und 
hat Inflationsprozesse zur Folge.

Wenn wir über die Fehlschläge 
und die bitteren Lehren der Ver­
gangenheit sprechen, sollten wir 
meines Erachtens, sowohl gegen 
unsere Vorgänger als auch gegen 
uns selbst und gegenüber unserem 
Heute anspruchsvoll und prinzipiell 
sein. Wir müssen unsere Erfolge 
und ebenso auch die Fehler analy­
sieren, die wir in unserer Arbeit 
innerhalb der letzten drei Jahre im 
Laufe der Umgestaltung begangen 
haben, sowie die Lehren aus dieser 
Zeit auswerten. Und von diesem 
Standpunkt aus muß selbstkritisch 
gesagt werden: Wir hätten in den 
drei Jahren weitaus mehr vollbrin­
gen können als es in den Hauptrich­
tungen der Umgestaltung nun voll­
bracht worden ist. Vor allem gilt 
das für die Effektivitätssteigerung 
unserer Wirtschaft und die Verbes­
serung ihrer Endergebnisse.

Denn es ist schon erwiesen, daß 
der Verbrauch an Brennstoff, Elek­
troenergie und Metall je Einheit 
des Haushaltseinkommens in unse­
rem Lande nach wie vor sehr hoch 
liegt. Daher rührt das Defizit der 
Ressourcen, wenngleich diese auch 
in großem Umfang produziert wer­
den. Dieser Umstand veranlaßt uns, 
zusätzliche Mittel für den Ausbau 
der Rohstoff-, der Brennstoff- und 
der Energiebasis bereitzustellen.

Um aus diesem verhängnisvollen 
Kreis herauszukommen, sind wir 
daran gegangen, unseren Maschi­
nenbau von Grund auf zu moderni­
sieren, denn wir sehen das als eine 
maßgebliche Voraussetzung für die 
Beschleunigung des - wissenschaft­

lich-technischen Fortschritts, für 
die Erneuerung unserer gesamten 
Volkswirtschaft an. Dies ist, so darf 
man behaupten, ein beispielloses 
Programm. Es verlangt daher auch 
ungewöhnliche Anstrengungen. Und 
das sowohl im Maschinenbau selbst, 
als auch in der Chemieindustrie, im 
Hüttenwesen und in anderen Berei­
chen und ebenso in Forschung und 
Entwicklung.

Die Arbeit hierbei ist bereits im 
Gange. Sie entspricht aber nicht 
den Dimensionen der zu lösenden 
Aufgaben und geht nur langsam 
vonstatten; vor allem in solchen 
Spitzenbereichen wie Mikroelektro­
nik, Computertechnik und Entwick­
lung moderner Werkstoffe, 
mittelbare Verantwortung dafür 
ragen das Büro des Ministerrates 
der UdSSR für Maschinenbau, das 
Staatliche Komitee der UdSSR für 
Wissenschaft und Technik und die 
Führungskader der Branche. Auch 
die Wandlungen in der Wirtschafts. 
Struktur erfolgen im Zeitlupen­
tempo. Das bedeutet, daß die weit­
aus meisten Probleme bestehen blei­
ben. Dabei ist dies ebenfalls eine 
Widerspiegelung der heutigen Ver­
fahrensweisen in der Leitung der 
Wirtschaft.

Und weiter: Auf dem Juniplenum 
des ZK wurde, wie Sie sich erin­
nern, die Notwendigkeit hervorge­
hoben, die Erreichung der langfristi­
gen strategischen Ziele mit der best­
möglichen Befriedigung der lebens­
wichtigen Belange des Volkes zu 
verknüpfen. Die Strukturerneuerung 
und die radikale Wirtschaftsreform 
sind grundlegende Prozesse. Sie 
werden ihre Zeit sowie große An­
strengungen und Mittel erfordern 
Bei der Bewältigung dieser Aufga­
ben müssen wir zugleich auch um­
gehend die vordringlichen Proble­
me der Hebung des Volkswohlstan­
des lösen. Diese Linie ergibt sich 
voll und ganz aus den Festlegun­
gen des XXVII. Parteitages hin­
sichtlich der Verstärkung der so- 
sozialen Ausrichtung unserer Ent­
wicklung.

Wie werden nun diese Aufgaben 
gelöst?

Ich möchte mit dem Lebensmit­
telproblem beginnen, denn dies 
dürfte der neuralgische Punkt, das 
akuteste Problem im beben unserer 
Gesellschaft sein.

Es sind hier bestimmte Wandlun­
gen zu verzeichnen. Doch können 
diese uns nicht zufriedenstellen. Im 
Grunde genommen, ist die erzielte 
Mehrproduktion an Lebensmitteln 
vielfach für die Deckung des durch 
die Bevölkerungszunahme hervor­
gerufenen wachsenden Bedarfs auf­
gewendet worden. Und das bedeu­
tet, Genossen, daß ein anderes, viel 
höheres Wachstumstempo der Le­
bensmittelressourcen erforderlich ist. 
Wir haben weder ein moralisches 
noch ein politisches Recht, uns 
mit der verzögerten Lösung des Le­
bensmittelproblems abzufinden.

Es erhebt sich die berechtigte 
Frage; Warum gelingt uns so lange 
kein Schritt vorwärts? Freilich wur­
zeln manche Ursachen in der Ver­
gangenheit, als die Grundfesten 
der Entwicklung des Dorfes erheb­
lich unterhöhlt waren. Das ent­
schuldigt aber keineswegs die heuti­
gen Unterlassungen in der Land­
wirtschaft. Wie es scheint, sind al­
le Knoten gelöst, den Kolchosen 
und Sowchosen, Rayons, Gebieten 
und Republiken sind die umfassend­
sten Rechte für die Vergrößerung 
der Produktion ackerbaulicher und 
tierischer Erzeugnisse gewährt 
worden. Das erwünschte Resultat 
bleibt aber bis jetzt aus. Mehr 
noch, viele jüngste Beschlüsse sto­
ßen auf Mißverständnis, auf Ver­
zögerung bei ihrer Realisierung, 
auf alle möglichen bürokratischen 
Hindernisse und zuweilen einfach 
auf den Widerwillen, auf neue Art 
zu arbeiten.

Die Rechtmäßigkeit dieser Schluß­
folgerung bekräftigen die Unter­
schiede in den Ergebnissen der Tä­
tigkeit vieler Regionen sogar mit 
gleichen natürlichen und ökonomi­
schen Bedingungen. Dort, wo man 
die Sache energisch angepackt hat, 
wo die neuen Möglichkeiten richtig 
genutzt werden, verbessert sich die 
Lage zusehends. Nehmen wir zum 
Beispiel Belorußland, Litauen, die 
Region Altai, die Gebiete Belgorod, 
Wolgograd, Shitomir, Lipezk, Orjol, 
Chmelnizki und Zelinograd. Dort 
steigt beständig die Produktion 
tierischer Erzeugnisse, was eine bes­
sere Versorgung mit Lebensmitteln 
ermöglicht hat.

Warum hat man aber die Ver­
sorgung der Bevölkerung mit Le­
bensmitteln im Gebiet Belgo­
rod verbessert und warum hat man 
das nicht im Nachbargebiet Kursk 
tun können? Warum haben die 
Werktätigen in den Dörfern des 
Gebiets Zelinograd die Lieferungen 
von Fleisch, Milch und Gemüse an 
den Handel vergrößert und in den 
Gebieten Nordkasachstan und .eini­
gen anderen Nachbargebieten hat 
man das nicht vermocht?

Solche Beispiele gibt es, Genos­
sen, wie man sagt, auf Schritt und 
Tritt. Mehr noch, in den Gebieten 
Wologda, Kaliningrad, Kirowograd, 
Kurgan und Jaroslawl und in der 
Kalmykischen Autonomen Republik 
ist es sogar zu einer Verringerung 
der Produktion vieler Agrarerzeug­
nisse gekommen. Die Stagnation 
dauert weiter in der Landwirtschaft 
Usbekistans, Moldawiens und den 
transkaukasischen Republiken an. 
Also hängt vieles vom Verhalten zur 
Sache, von der Kompetenz der 
Führung und vom Vermögen ab, 
die Wirtschaft auf neue Art zu lei­
ten.

Es ist anzunehmen, daß die Su­
che nach Wegen einer besseren Ver­
sorgung mit Lebensmitteln aller­
orts, in erster Linie aber in jenen 
Gebieten und Republiken fortzu­
setzen ist, wo sich die Lage nicht 
oder nur langsam verändert. Dabei 
muß man das volksumfassend — 
auf der Grundlage einer tiefgehen­
den Analyse des Stands der Land­
wirtschaft — tun.

Worauf ist die Aufmerksamkeit zu 

konzentrieren? Die Erfahrungen 
zeigen, daß der kürzeste, zuver­
lässige Weg zur ausreichenden Ver­
sorgung mit Lebensmitteln die 
weitgehende, allgemeine Einführung 
der Pacht- und anderer effektiver 
Formen der Arbeitsorganisation und 
-Stimulierung ist. Das ist das Haupt­
kettenglied der gegenwärtigen 
Agrarpolitik.

Die Arbeitsergebnisse der Pacht- 
und Vertragskollektive zeugen da­
von, daß man in relativ kurzen 
Fristen den Hektarertrag und die 
Tierleistung rasch erhöhen, die Ar­
beitsproduktivität rapide steigern, 
die Verluste verringern und hoch­
wertige Erzeugnisse liefern kann. 
Gerade diese Erfahrungen enthal­
ten die Antwort auf die wichtigste

Frage, Genossen, und zwar, in 
welchen Fristen unser Land das Le­
bensmittelproblem lösen wird. Alles 
kommt darauf an, wie schnell wir 
die Menschen dafür interessieren 
und die Arbeit der Pacht- und Ver­
tragskollektive organisieren, wie 
aktiv wir die Dorfwerktätigen in 
diesen Prozeß einbeziehen und den 
Bauern zum wahren Herrn des 
Bodens machen werden.

Außerdem müssen wir selbstver­
ständlich weiterhin den Kurs auf 
die Festigung der materiell-techni­
schen Basis der Landwirtschaft 
und der Lebensmittelindustrie steu­
ern. Keinen Aufschub dulden Maß­
nahmen zur Verbesserung der 
Beförderung, Aufbewahrung und 
Verarbeitung von Agrarprodukten. 
Wenn wir das Erntegut rechtzeitig 
bergen, transportieren, aufbewah­
ren und verarbeiten, die Erzeugnis­
se termingerecht an den Kunden 
bringen, so kann der Nahrungsmit­
telverbrauch schon beim heutigen 
Stand der Ertragsleistung des 
Bodens und der Leistung der Vieh­
wirtschaft um 20 bis 30 Prozent 
vergrößert werden.

Diese offensichtliche Reserve 
muß erschlossen werden. Wir haben 
ein konkretes Programm zu einer 
besseren Verarbeitung, Aufbewah­
rung und Beförderung von Agrar­
erzeugnissen aufgestellt und zu die­
sem Zweck in der verbliebenen Zeit 
des zwölften und für das dreizehn­
te Planjahrfünft 77 Milliarden Ru­
bel bewilligt. Jetzt steht uns bevor, 
die Sache gekonnt zu organisieren 
und diese Ressourcen effektiv ein­
zusetzen, um die Lage in kurzer 
Frist entschieden zu verbessern.

Die umfassende Entwicklung der 
Kooperation, die Einführung der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung, 
des Pachtvertrags und anderer 
fortschrittlicher Formen der Ar­
beitsorganisation und -Stimulierung 
bedürfen objektiv radikaler Wand­
lungen bei der Leitung des Agrar- 
Industrie-Komplexes. Die Praxis 
hat gezeigt, daß die Agrar-Indu­
strie-Organe in ihrer heutigen Form 
in Rayons und Gebieten sich über­
leben. Wahrscheinlich ist es not­
wendig, den Weg zu gehen, den, 
das Leben diktiert und den nach 
dem Beispiel der Getreidebauern 
des Gebiets Tula schon viele Ray­
ons, Gebiete und Republiken betre­
ten haben. Ich meine die freiwillige 
Vereinigung von Kolchosen und 
Sowchosen zur Schaffung gemein­
samer Leitungsbereiche und -Orga­
ne. Die Dorfwerktäligen sehen es 
besser, welche Formen der Leitung 
und Organisation der Bedienung sie 
brauchen.

Was die Staats- und Parteiorgane 
betrifft, so ist es ihre Aufgabe, den 
Agrarbetrieben bei der Umgestal­
tung auf dem Lande und bei der 
durchgreifenden Änderung der Lei­
tungsmethoden Hilfe und Unter­
stützung zu erweisen. Diejenigen 
Werktätigen aber, die die Sache 
hemmen, dem Neuen im Wege ste­
hen, müssen,- wie es schon auf dem 
Kongreß der Kolchosbauern hieß, 
von diesem Weg entschieden ge­
räumt werden.

Und noch über ein wichtiges 
Problem. Welche Ressourcen wir 
in die Landwirtschaft auch investie­
ren, werden sie nicht den nötigen 
Effekt ergeben, wenn wir nicht für 

den Menschen, für seine Arbeits- und 
Lebensbedingungen sorgen werden.

Besonders möchte ich auf die 
soziale Entwicklung des Dorfes 
eingehen. Da steht die Gesellschaft 
vor den Landbewohnern in großer 
Schuld. In vielen Rayons stehen 

die Wohnsozialen- und Kulturbedin 
gungen sowie die ärztliche Betreu­
ung des Dorfes auf niedrigem Ni­
veau. Hinzu kommen noch die un­
befriedigende Einrichtung der 
ländlichen Wohnhäusern, die Schwie­
rigkeiten bei der Stromversorgung, 
dem Einsatz der Haushaltstechnik 
und der schlechte Zustand der 
Autostraßen.

In diesem Planjahrfünft werden 
nie gesehene Maßnahmen zur Ver­
besserung des sozialen Bereichs des 
Dorfes getroffen. Ein umfassendes 
Umgestaltungsprogramm wird bei­
spielsweise auch in solch einer 
wichtigen Region unseres Landes 
wie in der Nichtschwarzerdezone 
der Russischen Föderation verwirk­
licht. Die Dorfwerktätigen müssen 

schon in den nächsten Jahren al­
lerorts die -reale Veränderung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen zu 
spüren bekommen. Dieser Kurs soll 
auch weiterhin konsequent verfolgt 
werden. Das Staatliche Plankomi­
tee und das Staatliche Agrar- 
Industrie-Komitee der UdSSR müs­
sen bei der Vorbereitung der Vor­
gaben für das dreizehnte Planjahr­
fünft davon ausgehen.

Kurzum, Genossen, das. Wesen 
der Agrarpolitik in der jetzigen 
Etappe läuft darauf hinaus, die 
Produktionsverhältnisse im Dorfe 
selbst zu verändern. Wir 
müssen das ökonomische 
Gleichgewicht zwischen Stadt und 
Dorf wiederherstellen, das Poten­
tial der Kolchose und Sowchose 
durch die Entwicklung mannigfal­
tiger Formen des Leistungs- und 
des Pachtvertrages besser aus­
schöpfen, die Entfremdung des 
Bauern dem Boden überwinden, 
ihn zu einem mit allen Machtbe­
fugnissen ausgestatteten Herrn 
dasselben machen, indem wir ihn 
von jedem Herumkommandieren 
befreien, und eine einschneidende 
Wende im Leben der Werktätigen 
auf dem Lande herbeiführen. Nur 
auf dieser Grundlage kan die Ef­
fektivität der Agrar-Industrie-Pro­
duktion sprunghaft gesteigert und 
die Versorgung des Landes mit 
Lebensmitteln radikal verbessert­
werden.

Zur Wohnungsfrage. Wir haben 
die Lösung einer außerordentlich 
wichtigen Aufgabe in Angriff ge­
nommen — bis zum Jahre 2000 
praktisch jede Familie mit eigener 
Wohnung oder einem Eigenheim zu 
versorgen. Zu desem Zweck müssen 
bekanntlch mehr als 35 Millionen 
Wohnungen und Eigenheime gebaut 
werden. Obwohl die Situation im 
Wohnungsbau sich zu bessern be­
ginnt, bleibt sie noch höchst ange­
spannt, die Menschen warten jahre­
lang auf Wohnungen.

In diesem Zusammenhang schlu­
gen wir nichtordinäre Wege ein: 
Indem wir die Investitionen für 
den Industriebau verkürzten, 
vergrößerten wir wesentlich den 
Bau von Eigenheimen und Woh­
nungen aus staatlichen Ressourcen 
sowie aus Mitteln der Arbeitskol­
lektive, die zur wirtschaftlichen 
Rechnungsführung übergegangen 
sind. Es wurden praktische Maß­
nahmen zur Entwicklung des ge­
nossenschaftlichen und des indivi­
duellen Wohnungsbaus getroffen. 
Ihr Sinn besteht darin, den Men-

2. Die radikale Wirtschaftsreform konsequent verwirklichen
Genossen! Bei der Erörterung 

des Verlaufs der Umgestaltung 
muß man nachdrücklich die Frage 
hervorheben, wie die radikale Wirt­
schaftsreform verwirklicht wird.

Die Umstellung der Betriebe auf 
wirtschaftliche Rechnungsführung, 
Eigenfinanzierung und Selbstver­
waltung bringt den Kollektiven so­
wohl ihre neuen Rechte als auch 
die Last der Verantwortung zu 
Bewußtsein, die sie zu tragen ha­
ben. Obwohl die Reform erst ihre 
ersten Schritte macht, und die 
Einführung der neuen Methoden 
der Wirtschaftsführung noch nicht 
abgeschlossen ist, beginnen sie sich 
schon auf die Lösung vieler Pro- 
duktions- und sozialen Probleme 
sowie auf die Situation in den Ar­
beitskollektiven positiv auszuwir­
ken.

Im laufenden Jahr haben die 
Betriebe, die auf neue Art arbeiten, 
nicht nur ihre Produktionspläne 
erfüllt, sondern auch ihre ökonomi­

sehen entgegenzukommen, die eine 
genossenschaftliche Wohnung oder 
ein Eigenheim bekommen möchten. 
Zu diesem Zweck wurden 
alle Verbote und Einschränkungen 
betreffs Größe und Etagenzahl auf­
gehoben. Mögen sich die Menschen 
für ihre erarbeiteten Mittel das 
errichten, was sie brauchen, unter 
Berücksichtigung ihrer heutigen 
und künftigen Belange. Berechtigt 
scheinen auch die zahlreichen Vor­
schläge, den Bürgern die Mög­
lichkeit zu gewähren, die Wohnun­
gen, die sie einnehmen, dem Staat 
abzukaufen mit dem Recht, sie zu 
vererben.

Die Beschlüsse über den 
beschleunigten Wohnungsbau wur­
den von den Sowjetmenschen mit 
Genugtuung aufgenommen. Überall 
sind positive Wandlungen zu ver­
zeichnen, doch es entstehen auch 
neue Probleme. Das Entwicklungs­
niveau der Basis der Bauorganisa­
tionen und der Baustoffindustrie 
entspricht nicht den gewachsenen 
Anforderungen. Hier gilt es, noch 
vieles zu tun, um alle Möglichkei­
ten voll auszuschöpfen, über die die 
Gebiete, Regionen und Republiken 
verfügen. Vieles hängt auch von 
den Maschinenbauern ab, die ver­
pflichtet sind, für die Bauarbeiter 
und die Baustoffindustriebetriebe 
die modernste Technik und die mo­
dernsten Ausrüstung zu liefern. 
All das gilt es unverzüglich und 
sachlich lösen.

Zuletzt einiges über die Dek- 
kung des Bedarfs an Konsum­
gütern sowie über die Entwicklung 
des Handels und des Dienstleis­
tungsbereichs. Die hier zu ver­
zeichnenden Wandlungen sind kei­
ne Lösung des Hauptproblems. 
Das Angebot an Waren und Dienst, 
leistungen bleibt hinter der zuneh­
menden Kaufkraft der Bevölkerung 
zurück. Das ist in keinem geringen 
Maße auf die Zerrüttung dieses 
Bereichs wie auch auf die Einstel­
lung ihr gegenüber zurückzufüh­
ren.

Vieles hängt von der Leichtindu­
strie ab. Wir ernten heute sozusa­
gen die Früchte einer langjährigen 
Unterschätzung dieses Zweiges. 
In den Betrieben der Leichtindu­
strie werden viele veraltete Aus­
rüstungen angewandt, und es wird 
viel schwere Handarbeit verrichtet. 
Dies alles beeinträchtigt die 
Leistungsfähigkeit, die Menge und 
die Qualität der Erzeugnisse sowie 
die Stabilität der Kader. Es wur­
den jetzt Maßnahmen getroffen, 
die hier die Situation verbessern 
sollen. Dazu wurden erhebliche 
Mittel bereitgestellt. Die Moderni­
sierung der Betriebe erfolgt unter 
Nutzung sowohl einheimischer als 
auch importierter Ausrüstungen.

Doch es gibt hierfür auch andere 
Gründe. Der Ausstoß von Konsum­
gütern vergrößert sich zu langsam 
im nicht geringem Maße dadurch, 
weil unser Wirtschaftsmechanismus 
noch Mängel aufweist und die Sti­
muli zu schwach sind. Die meisten 
Betriebe im Bereich der Unionsre­
publiken und anderer zentraler 
Staatsorgane, die den Markt mit 
langlebigen Erzeugnissen beliefern 
sollen, halten das für eine zweit­
rangige Aufgabe und trachten un­
ter verschiedenen Vorwänden da­
nach, sich der Lösung dieser Auf­
gabe zu entledigen. Wir müssen in 
kurzer Frist eine moderne und 
leistungsstarke Industrie zur Pro­
duktion von Konsumgütern schaf­
fen. Das bezieht sich nicht nur auf 
die Leichtindustrie, sondern auch 
auf die Rüstungs- und die Schwer­
industriebetriebe, die ihren Beitrag 
zur Produktion und Lieferung von 
Konsumgütern entschieden ver­
größern müssen. Die Rede ist hier 
nicht nur von den Volumkennzif­
fern, sondern auch vom Qua­
litätskennwert.

Die größte Verantwortung für 
die Deckung des Bedarfs an Wa­
ren und Dienstleistungen tragen 
die örtlichen Organe. In den Re­
publiken und Gebieten gibt es viele 
Beispiele einer wahren Initiative 
und des Unternehmungsgeistes bei 
der Sättigung des Marktes mit Wa­
ren, die unter Nutzung örtlicher 
Möglichkeiten hergestellt worden 
sind. In vielen Regionen ist aller­
dings das Konsumdenken noch eine 
weitverbreitete Erscheinung; man ist 
bestrebt, auch für solche Waren 
Fonds zu bekommen, die durchaus 
an Ort und Stelle erzeugt werden 
können. Solch eine Einstellung ist 
jetzt, wo breite Möglichkeiten zur 
Entwicklung der genossenschaft­
lichen und individuellen Erwerbs­
tätigkeit vorhanden sind, unver­
zeihlich. Wo man dies rechtzeitig 
begriffen und dazu die nötigen 
Bedingungen geschaffen hat, lie­
gen die Ergebnisse auf der Hand: 
Dort werden neue Erzeugnisse und 
Dienstleistungen angeboten. Das 
ist nur zu begrüßenl

Kurzum, die Einstellung zu die­
ser Sache, die die Interessen der 
Menschen berührt, muß von Grund 
auf wie im Zentrum so auch an 
der Basis geändert werden.

schen Kennziffern beträchtlich ver­
bessert. Das ist sehr bemerkenswert.

Das Wichtigste aber ist, aus den 
Schwierigkeiten der Anfangsphase 
der Umgestaltung eine Lehre zu 
ziehen. Die Praxis hat Probleme 
aufgedeckt, die dazu führen, das 
der neue Wirtschaftsmechanismus 
mitunter versagt. In gewissem 
Maße sind sie damit verbunden, 
daß nicht alle seine Elemente ein­
geführt sind, daß wir die Reform 
sozusagen auf dem Marsch, im 
Laufe des Planjahrfünfts und unter 
den Bedingungen realisierten, als 
die Strukturpositionen des Plans 
schon bestimmt worden waren, 
unter Beibehaltung der veralteten 
Preise und der früheren zentrali­
sierten Methoden den Ressourcen­
einteilung.

Und das erklärt vieles. Vieles, 
aber bei weitem nicht alles. Die 
entstandenen Schwierigkeiten sind 
in bedeutendem Maße durch die 

Zähigkeit der wirtschaftlichen 
Schablonen, durch das Bestreben, 
die gewohnten administrativen 
Weisungsmethoden der Wirtschafts, 
leitung aufrechtzuerhalten sowie 
durch den Widerstand gegenüber 
dem Neuen eines Teils der Ver­
waltungsbeamten zu erklären. Und 
in manchen Fällen werden wir mit 
direkten Versuchen konfrontiert, 
das Wesen der Reform zu entstellen 
und die neuen Leitungsformen mit 
dem alten Inhalt aufzufüllen. Sei­
tens der Ministerien und zentralen 
Organe werden auf Schritt und 
Tritt Abweichungen vom Geist und 
vom Buchstaben des Gesetzes über 
den Betrieb zugelassen, weshalb es 
nach Meinung vieler Wirtschaftler 
nicht in vollem Maße realisiert 
wird.

Davon zeugen beredt die Erfahr­
ungen der Ausarbeitung der 
Betriebspläne für das laufende 
Jahr, wo unter dem Deckmantel des 
Staatsauftrags das frühere System 
der Pflichtaufgaben im Bereich 
des Produktionsumfangs praktisch 
beibehalten wurde. Das ist nichts 
anderes als das Ergebnis der Will­
kür der Ministerien beim Fehlen 
einer gebührenden Kontrolle und 
sogar bei Vorschubleistung seitens 
des Staatlichen Plankomitees und 
der ständigen Organe des Mini­
sterrates der UdSSR. Und schon 
ganz und gar unzulässig ist es, 
wenn die Betriebe laut Staatsauf­
trag gezwungen werden, die bei den 
Konsumenten nicht gefragte Pro­
duktion herzustellen. Und all das 
nur um der berüchtigten Bruttopro­
duktion willen. Solch eine Willkür 
wurde sogar gegenüber so großen 
Kollektiven wie „Uralmasch", 
„Altaiselmasch”, Radschlepperwerk 
Kurgan, Reifenwerk Baku zugelas­
sen, von vielen mittleren und 
kleineren Betrieben ganz zu schwei­
gen.

Wie groß ist doch die Zahl der 
treuen Diener Ihrer Hoheit der 
Bruttoproduktion!

Braucht man da noch zu bewei­
sen, daß dies dem Wesen der Re­
form von Grund auf widerspricht 
und der Aufrechterhaltung jener 
Leitungsmethoden gleicht, die un­
sere Wirtschaft in die Sackgasse 
getrieben haben.

Es scheint, daß allen schon klar 
sein muß: Eine Rückkehr zu der 
früheren Ordnung gibt es nicht 
und wird es nicht mehr geben. 
Dessenungeachtet kann man auch 
heute noch Meinungen hören, daß 
wenn man auf den Betrieb zum 
Zweck der Planerfüllung nicht 
„drückt”, er nach Verbesserung der 
wirtschaftlichen Kennziffern nicht 
streben wird. Auf den ersten Blick 
scheinen diese Meinungen 
berechtigt zu sein. Jedoch das reale 
Leben zeugt von etwas anderem. 
Hier nur ein Beispiel.

Viele äußerten die Befürchtung, 
daß die Ausweitung, der Rechte der 
Betriebe und die Einschränkung 
der Zahl der direktiven Kennzif­
fern zur Senkung der Plankennzif­
fern und zur Revidierung der Auf­
lagen des Planjahrfünfts führen 
werden. Und wirklich, die Summe 
der Gewinnpläne der Industrie­
betriebe, die in diesem Jahr zur 
vollen wirtschaftlichen Rechnungs­
führung übergegangen sind, macht 
um 4,5 Milliarden Rubel weniger 
aus als die Kontrollziffern. Einige 
eifrige Anhänger der alten Metho­
den rieben schadenfroh die Hände: 
Soweit kommt man, wenn man nur 
auf die ökonomischen Hebel und 
Stimuli baut.

Und wie sieht das in der Pra­
xis aus? In den fünf Monaten 1. J. 
haben diese Betriebe ihre Gewinn­
pläne um 2,5 Milliarden Rubel Über­
boten. In den Betrieben mit voller 
wirtschaftlicher Rechnungsführung 
betrug der Gewinnzuwachs 12,8 
Prozent gegenüber den 10,2 Pro­
zent in den Betrieben, die nach 
alter Art arbeiten. Dabei ist es 
wichtig, daß die Vergrößerung des 
Gewinns hauptsächlich durch die 
Senkung der Selbstkosten und die 
Verringerung des Materialauf­
wands erzielt wurde.

Dieses Ergebnis ist für unsere 
Ökonomik der jüngsten Zeit, ehrlich 
gesagt, recht ungewöhnlich und 
verdient, aufmerksam und allseitig 
analysiert zu werden. Was kann 
man diesbezüglich sagen? ' Allem 
Anschein nach sind in unserem 
Wirtschaftsmechanismus noch kei­
ne effektiven Stimuli für die Über­
nahme der höheren Planaufgaben 
durch die Betriebe geschaffen. Und 
darüber muß man nachdenken. 
Aber für uns, Genossen, ist doch 
schließlich das Endresultat wich­
tig. Und wenn der Wirtschafts­
mechanismus zu arbeiten und die 
Verbesserung der realen Ergebnis­
se zu sichern begann, ist es gerade 
das, was wir brauchen. Das ist 
eine aufschlußreiche Lehre:

Sie muß die Planungsorgane 
endlich dazu bewegen, ihr Heran­
gehen an die Planung entschieden 
zu ändern und das Hauptgewicht 
vom „Plandruck" auf wirtschaft­
liche Hebel und Stimuli zu über­
tragen. Die Erfahrung lehrt, Ge­
nossen, daß der Verlauf der Wirt­
schaftsreform ständige Aufmerk­
samkeit seitens des ZK der 
KPdSU und der Regierung erfor­
dert. Man muß zugeben, daß die 
Entstellung der Idee des Staats­
auftrags von ihnen mit Verspätung 
festgestellt wurde. Die einlaufenden 
Signale wurden nicht rechtzeitig 
und nicht gebührend eingeschätzt. 
Jetzt wird dieser Fehler korrigiert. 
In der nächtsten Zeit sollen 
Regierungsbeschlüsse über die 
Ordnung der Anwendung von 
Staatsaufträgen angenommen wer­
den.

Im Mittelpunkt der Aufmerk­
samkeit der Arbeitskollektive und 
der Leitungsorgane standen in der 
Anfangsetappe der Reform auch 
Fragen der Bildung der ökonomi­
schen Normative. Auch hier offen­
barten sich die Versuche der Mi­
nisterien und der zentralen Orga­
ne, ihr gegenüber den Be­
trieben weiter aufrechtzuerhal­
ten. Viele Ministerien haben sich 
Mühe gegeben, solche Normativen 
festzulegen, um mit ihrer Hilfe die 

Möglichkeit zu sichern, wie auch 
früher, die Mittel der gut arbeiten­
den Betriebe zugunsten der wenig 
effektiven umzuverteilen.

Heute, unter Berücksichtigung 
der verschiedenen Startmöglichkei­
ten der Arbeitskollektive, die den 
Weg der wirtschaftlichen Rech­
nungsführung und der Selbstfinan­
zierung betreten, ist diese Umver­
teilung gewissermaßen noch ver­
ständlich. Doch die Hauptaufgabe 
der Normative liegt woanders, näm­
lich die Gewinne mit dem Endre­
sultat solcherart direkt zu ver­
binden, daß jede Verbesserung der 
Arbeitsqualität eines Kollektivs 
durch die Vergrößerung seiner 
Gewinne begünstigt werde. Wir 
können uns nicht mit beliebigen, 
offenen oder getarnten Formen des 
Schmarotzertums sowie mit der 
Möglichkeit abfinden, schlecht zu 
arbeiten und dabei sorgenlos zu 
existieren. Zu stark, Genossen, hat 
sich die Gleichmacherei in unserer 
Psyche und in unserer wirtschaft­
lichen Praxis eingenistet! Stößt man 
sie zur Tür hinaus, kommt sie zum 
Fenster wieder herein.

Mit demselben Problem werden 
wir im Laufe der Reform der Ar­
beitsentlohnung konfrontiert. Ihre 
ersten Ergebnisse scheinen wohl 
erfolgversprechend zu sein. In den 
Kollektiven, die unter neuen Bedin­
gungen arbeiten, haben die Arbeits. 
Produktivität und die Arbeitsent­
lohnung zugenommen. Aber auch 
hier weicht die Gleichmacherei 
nicht zurück. Die Betriebe haben 
das Recht, gute Arbeiter nach 
Gebühr zu würdigen und Faulen­
zern, Schluderern und Nichtstuern 
die Arbeitslöhne zu reduzieren; 
doch machen sie noch zu schüchtern 
von diesem Recht Gebrauch, wohl 
wiederum nach dem Grundsatz, ja 
niemanden zu beleidigen.

In der Tätigkeit der Arbeitskol­
lektive haben wir die Verfah­
rensweisen aus der Stagnationszeit 
vorläufig nicht überwunden, wo Ar­
beitern, Technkern und Ingenieuren, 
die Musterbeispiele an schöpferi­
scher, hocheffektiver, bisweilen so­
gar einzigartiger Arbeit liefern, der 
Arbeitslohn künstlich begrenzt 
wird. Auch die diesbezüglichen 
Normativakten müssen kritisch 
überprüft werden Muß denn 
wirklich noch bewiesen wer­
den, daß der effektivste Weg 
zur Ausmerzung der Tendenzen zur 
Gleichmacherei die konsequente Rea­
lisierung der Prinzipien der wirt­
schaftlichen Rechnungsführung in 
der Tätigkeit nicht nur der Arbeits­
kollektive, sondern auch aller ihrer 
Einheiten und an jedem einzelnen 
Arbeitsplatz ist?

Mit einem Wort, die Reform wird 
einfach nicht wirken, sie wird nicht 
zu den Resultaten führen, mit de­
nen wir rechnen, wenn sie nicht zu­
tiefst die persönlichen Interessen 
buchstäblich jedes Werktätigen be­
rührt, wenn sie nicht zu seiner 
ureigenen Sache wird.

Eine der Hauptrichtungen der ra­
dikalen Wirtschaftsreform ist die 
weitgehende Entfaltung der Ge­
nossenschaftsbewegung. Diese Fra­
gen wurden ziemlich ausführlich auf 
dem Kongreß der Kolchosbauern 
und auf der Tagung des Obersten 
Sowjets erörtert, der das Gesetz 
über die Kooperation verabschiede­
te. Somit haben wir die Schaffung 
der nötigen Voraussetzungen für 
deren größtmögliche Entfaltung im 
Grunde genommen vollendet. Das 
Zentralkomitee geht davon aus, 
daß der Aufschwung des Genos­
senschaftswesens breite Möglich­
keiten zur Lösung vieler aktueller 
Probleme der Gesellschaft bietet.

Wir missen der Entfaltung des 
Genossenschaftswesens gerade jene 
Bedeutung und jene Rolle bei, die 
W. I. Lenin ihr eingeräumt hat. Zur 
Zeit verlagert sich der Schwerpunkt 
in den Bereich praktischer Taten. 
Und es ist direkte Pflicht der So­
wjets und der Parteiorganisatio­
nen, auf jede Weise das Bestreben 
der Werktätigen zu unterstützen, 
einen zunehmenden Beitrag zur Sa­
che der Umgestaltung auf genossen­
schaftlicher Grundlage zu leisten.

Genossen! Die Wirtschaftsreform 
würde bedeutend besser verlaufen, 
wènn der Konservatismus im Lei­
tungsapparat nicht so zählebig wä­
re. Das Herumkommandieren und 
-adiministrieren klammern sich be­
harrlich an ihre Stellungen fest. Im 
Laufe der praktischen Durchfüh­
rung der Reform verspüren wir 
reell den Widerstand der Behar- 
rungskärfte, und das führt zuwei­
len zu halben, . kompromißvollen 
Entschlüssen und manchmal zu fal­
schen Lösungen.

Es ist doch Tatsache, Genossen, 
daß man unter dem Schein der 
Gründung von staatlichen Pro­
duktionsvereinigungen versucht hat­
te, das System der früheren büro­
kratischen Hauptverwaltungen auf 
Ministeriumsebene ins Leben zu­
rückzurufen. Auf diese Weise woll­
te man die Idee der freiwilligen 
Vereinigung selbständiger Betriebe 
durch eine streng zentralisierte Or­
ganisation unter Beibehaltung der 
Ressourtschranken und des aufge­
blähten Leitungsapparats unter­
schieben.

Sowohl in der Zentrale als auch 
an der Basis gibt es noch viele 
Mitarbeiter, die sich gegen die neuen 
Leitungsformen sträuben, die den 
Bedingungen der Demokratisierung 
und der Wirtschaftsreform nicht 
entsprechen.

Das offenbarte sich auch bei der 
Kürzung des Leitungsapparats der 
Unions- und Republikministerien, 
anderer zentraler Staatsorgane so­
wie der Leitungsorgane von Gebie­
ten und Regionen. Was soll man 
dazu sagen? Für uns ist das eine 
grundsätzliche Frage. Wir müssen 
die Linie auf die Verringerung und 
Verbilligung des Apparats sowie auf 
die Steigerung seiner Arbeitseffek­
tivität unbeirrt durchführen. Zu­
gleich gilt es, auch dafür zu sor­
gen, daß die infolge dieser Maßnah-

(Fortsetzung S. 3)



3 30. Juni 1988 ♦ J« 124-125 (5 752-5 753) Freundschaft

Fortsetzung des Berichts M. S. Gorbatschows
men freigesetzten Menschen nicht in 
anderen Büros unterschlüpfen, son­
dern in den Produktions- und 
Dienstleistungsbereich, in die Ge­
nossenschaften, in den Handel, in 
die Kommunalwirtschaft gehen — 
dorthin, wo tatsächlich ein Kader­
mangel besteht.

Wie wir sehen, zeigt schon eine 
knappe Analyse der mit dem Be­
ginn der Reform verbundenen Pro­
zesse, wie kompliziert diese Aufga­
be ist und wieviel angespannte 
Aufmerksamkeit sie fordert. Ja, 
Schwierigkeiten gibt cs, sie sind 
auch in der Zukunft nicht ausge­
schlossen, doch die Reform umfaßt 
immer größere Wirtschaftsbereiche 
und führt ihre Lebensfähigkeit vor.

Die gesammelten Erfahrungen 
auswertend, müssen wir uns auf 
den Abschluß des Übergangs sämt­
licher Betriebe des materiellen Pro­
duktionsbereichs zu den neuen Be­
dingungen der Wirtschaftsführung 
vom Beginn des Jahres 1989 an 
sorgfältig vorbereiten. Das ist eine 
sehr ernste Frage, und dabei gibt 
es keine Kleinigkeiten, denn die Re­
form wird immer neue und neue 
Millionen von Werktätigen berüh­
ren.

Der größte Fehler der Vergan­
genheit, den wir keinesfalls wie­
derholen dürfen, ist die büromäßige 
Vorbereitung der Betriebe für die 
Arbeit unter neuen Bedingungen. 
Gerade dort, wo die Werktätigen 
und die Räte der Arbeitskollektive 
der Durchführung der Reform fern­
blieben, wo alles im stillen oben 
entschieden wurde, zeigten sich spä­
ter auch die ernstesten Fehler und 
kamen viele ungeahnte Schwierig­
keiten auf. Das beeinträchtigte das 
soziale Befinden der Menschen und 
deren Einstellung zur Reform. Die 
Erfahrungen dieses Jahres bestärkte 
auch unsere Einsicht in die Not­
wendigkeit, den Übergang zum 
Großhandel mit Produktionsmit­
teln zu beschleunigen. Was beobach­
ten wir heute? Für diejenigen, die 
zur wirtschaftlichen Rechnungsfüh­
rung und Selbstfinanzierung über­
gegangen sind, ist der Großhandel 
nicht nur erwünscht, sondern auch 
lebensnotwendig geworden. Da ab 
kommendem Jahr sämtliche Betrie­
be des Bereichs der materiellen 
Produktion mit wirtschaftlicher 
Rechnungsführung arbeiten werden, 
müssen wir wohl auch auf neue 
Art an die Termine des Übergangs 
zum Großhandel mit Produktions­
mitteln herangehen, um diesen Über­
gang nicht auf viele Jahre hinaus­
zuziehen, sondern schon im Rahmen 
dieses Planjahrfünfts abzuschlie­
ßen. Ich bin der Ansicht, daß so­
wohl das Staatliche Plankomitee 
der UdSSR als auch das Staatliche 
Komitee der UdSSR für materiell- 
technische Versorgung, diesbezüg­
lich konkrete Vorschläge machen 
werden.

Und selbstverständlich kommt es 
gegenwärtig viel auf die Reform 
der Preisbildung an. Ich meine die 
Überprüfung der Großhandels-, der 
Aufkaufs-, der Einzelhandelspreise 
und der Tarife. Die Ungelöstheit 
dieses Problems verkompliziert 
sehr die Durchführung der Wirt­
schaftsreform. Ohne eine Preisre­
form werden wir keine normalen 
Wirtschaftsbeziehungen in der 
Volkswirtschaft schaffen, keine be­
gründete Bewertung des Produk­
tionsaufwands und der Produktions­
leistungen, keine Äquivalenz beim 
Austausch von Waren und Dienst­
leistungen sichern, den wissen­
schaftlich-technischen Fortsch ritt 
und das Sparen von Ressourcen 
nicht fördern, die Situation auf 
dem Markt nicht normalisieren und 
die gerechte Verteilung nach der 
Leistung nicht- verwirklichen kön­
nen.

Wie kann zum Beispiel bei er 
mäßigten Preisen für Roh- und 
Brennstoffe die Wirtschaftsfüh­
rung sparsam organisiert werden? 
Das ist einfach unmöglich. Oder 
eine andere Frage. Der Staat bucht 
hohe Gewinne durch eine Gruppe 
von Waren, ist aber gleichzeitig 
genötigt, Dutzende Milliarden Ru­
bel Zuwendungen aus dem Haus­
halt in bezug auf eine andere Wa­
rengruppe zu zahlen. Indessen ist 
gut bekannt, daß sowohl die niedri­
gen Stützpreise als auch die unge­
rechtfertigt hohen Preise das Pro­
duktionswachstum nicht fördern und 
sich auf den wissenschaftlich-tech­
nischen Fortschritt höchst negativ 
auswirken.

Es sei auch betont, daß die Re­
form /der Preisbildung an und für 
sich die Wirtschaftssituation nicht 
verbessern wird, wenn gleichzeitig 
nicht die Fragen der finanziellen 
Bilanziertheit gelöst werden sowie 
im Kredit- und Finanzsystem, in 
der Tätigkeit der Banken, im Haus­
halt usw. nicht Ordnung ge­
schafft wird.

Daher muß die Reform der Preis 
bildung eng mit der Realisierung 
des Programms der finanziellen 
Gesundung der Volkswirtschaft ver­
knüpft werden. Man darf aber nicht 
vergessen, daß dies seinerseits mit 
der finanziellen Lage in jedem 
Betrieb, in jedem Arbeitskollektiv 
verbunden ist.

Die Reform der Preisbildung wird 
zwangsläufig auch die Einzelhan­
delspreise betreffen, weil letztere in 
engem Zusammenhang mit dem ge­
samten Preissystem stehen. Die 
Einzelhandelspreise für viele Le­
bensmittel, vor allem bei Fleisch 
und Milch, liegen heute unter den 
Realkosten ihrer Produktion und 
den Aufkaufpreisen. Um diesen 
Unterschied zu decken, muß der 
Staat dem Verbraucher Stützungen 
bereitstelien. Eine solche Lage ist 
nicht normal. Sie ruiniert die Sti­
muli, diese Erzeugnisse zu produ­
zieren, und läßt ein verschwenderi­
sches Verhalten zu ihnen, vor al­
lem zum Brot, aufkommen.

Das alles wissen wir ja, Genos­
sen. Deshalb ist es für uns einfach 
unumgänglich, uns an diese Aufga­
be heranzumachen, so kompliziert 
sie auch ist und welche augenblick­
lichen Zweifel und Befürchtungen 

sic in uns auch entstehen läßt. Der­
zeit wird die Frage der Einzelhan­
delspreise gründlich durchgearbeitet. 
Die diesbezüglichen Vorschläge sol­
len zur Volksaussprache vorgelegt 
werden. Es muß hier nur ein Her­
angehen geben: Die. Veränderung 
der Einzelhandelspreise darf keines­
falls mit einer Senkung des Le­
bensniveaus der Menschen einher­
gehen. Die Frage steht nämlich so: 
Die Mittel, die der Staat als StütJ 
zungen ausgibt, sollen der Bevöl­
kerung vollständig in Form von 
Kompensation zur Verfügung ge­
stellt werden. Die Überprüfung 
der Einzelhandelspreise wird also 
keinen direkten finanziellen Gewinn 
für den Staat mit sich bringen, und 
die Bevölkerung wird nichts einbü­
ßen. Es kommt darauf an, die Lage 
in der Volkswirtschaft zu saniren 
sowie günstigere Bedingungen für 
die Handhabung der ökonomischen 
Hebel und Stimuli, für die Steige­
rung der Produktion und der Er­
zeugnisqualität und für die zügige­
re Belieferung des Marktes mit Le­
bensmitteln zu schaffen.

Im Rahmen der Umgestaltung 
und unter Berücksichtigung der 
Durchsetzung einer radikalen Wirt­
schaftsreform wurde eine große Ar­
beit auf dem Gebiet des Umden­
kens in der Außenwirtschaftspoli­
tik geleistet. Hierbei machten sich 
prinzipiell neue Verfahrensweisen 
erforderlich, die eine bessere Nut­
zung der Vorzüge der internationa­
len Arbeitsteilung fördern sollen. 
Nunmehr bietet sich den Betrieben 
und Vereinigungen die Möglich­
keit, direkte Außenwirtschaftsbezie­
hungen anzubahnen und gemeinsa­
me Betriebe zu schaffen.

Der Vorrang gehört wie auch 
früher den Beziehungen mit den 
sozialistischen Ländern. Gemeinsam 
mit unseren Freunden übernehmen 
wir im Rahmen des RGW die Lö­
sung von Schlüsselaufgaben des 
wissenschaftlich-technischen Fort­
schritts und der Entwicklung zeit­
gemäßer Formen der wirtschaftli­
chen Zusammenarbeit auf bi- und 
multilateraler Grundlage. Wir se­
hen die Perspektive im Übergang 
zu einer freien Konvertierbarkeit 
des Rubels, in der Bildung eines 
einheitlichen sozialistischen Mark­
tes.

Wir werden auch nach der Er­
weiterung der Außenwirtschfatsbc- 
ziehungen mit den kapitalistischen 
und Entwicklungsländern auf der 
Grundlage des gegenseitigen Vor­
teils streben. Hier ist ebenfalls 
Kurs auf eine tiefgreifende und 
komplexe Zusammenarbeit in Wis­
senschaft, Technik und Produktion 
auf der Basis verschiedener Arten 
der internationalen Kooperation 
und der Spezialisierung eingeschla­
gen worden.

Genossen! Bei der Ausbilanzie­
rung der Wirtschaftsreform müs­
sen wir uns nicht nur dahingehend 
Gedanken machen, wie der lau­
fende Fünfjahrplan zu erfüllen sei. 
Prinzipiell wichtig ist, die Lehren 
der Anfangsetappe der Umgestal­
tung bei der Ausarbeitung der 
Strategie auf lange Sicht, und vor 
allem für die XIII. Fünfjahrplan­
periode auszuwerten.

Im Zentralkomitee und in der 
Regierung herrscht die einheitliche 
Ansicht: Die Konzeption für das 
XIII. Planjahrfünft und die Wei­
terentwicklung des Landes sollte 
tiefgreifend und konsequent vom 
Kurs des Aprilplenums des ZK 
und des XXVII. Parteitages der 
KPdSU auf soziale Neuorientierung 
unserer Wirtschaft geprägt sein.

Vor allem gilt es, den Bedarf 
der Menschen an vollwertigen Le­

3. Das intellektuelle, geistige Potential der Gesellschaft aktivieren
Genossen! Die Umgestaltung, die 

Erneuerung des Sozialismus sind 
unmöglich ohne die umfassende Ak­
tivierung des der Wissenschaft, der 
Bildung und der gesamten Kultur 
zugrunde liegenden intellektuellen 
und geistigen Potentials. Diese 
Konstatierung allein genügt aber 
nicht. Man muß handeln, dabei ener­
gisch und großangelegt im Hin­
blick darauf, daß in der ganzen 
Welt gerade in dieser Richtung ko­
lossale Bemühungen unternommen 
werden und daß der Zustrom von 
Investitionen hierher zusehends zu­
nimmt.

Bereits zu Beginn der Umgestal­
tung wurde die Aufgabe gestellt, 
die Prioritäten rasch abzuändern, 
die Rolle der geistigen Sphäre zu 
heben und ihre Unterschätzung zu 
überwinden. Da hat sich vieles 
verändert. Es ist eine neue gesell­
schaftspolitische Atmosphäre der 
Offenheit, Freiheit des Schöpfertums 
und der Diskussionen, einer objekti­
ven und unvoreingenommenen 
Forschung, Kritik und Selbstkritik 
entstanden. Es vollzieht sich eine 
wahre Revolution im Bewußtsein, 
ohne die der Aufbau eines neuen 
Lebens unmöglich ist.

Große Bedeutung mißt die Par­
tei dem Beitrag unserer Wissen­
schaftler zur Umgestaltung bei. In 
den Thesen des ZK wurde unterstri­
chen, daß die Beschleunigung des 
wissenschfatlich-technischen Fort­
schritts, und vor allem die Meiste­
rung der Errungenschaften seiner 
jetzigen Etappe, die mit der Ent­
wicklung der fortschrittlichen Tech­
nologien — der Mikroelektronik, 
Robotertechnik, Informatik, Bio­
technologie usw. — verbunden ist, 
die Grundlage der wirtschaftlichen 
und sozialen Strategie der Partei 
darstellt.

In der Entwicklung der Wissen­
schaft und Technik haben sich po­
sitive Wandlungen angedeutet, nat 
sich die Anforderung an das tech­
nische Produktionsniveau erhöht, 
haben sich die Fristen der Einfüh­
rung von Entwicklungsarbeiten der 
Forschungseinrichtungen verkürzt. 
Es sind großzügige Maßnahmen zur 
Änderung des Systems der Pla­
nung, Finanzierung und materiel­
len Absicherung der Forschungen 

bensmitteln zu decken, den Markt 
mit qualitätsgerechten konsumgü- 
tern und Leistungen in erforderli­
chem Sortiment zu sättigen, die 
Programme für den Wohnungsbau, 
die Verbesserung des Gesundheits­
wesens, der Volksbildung und der 
Kultur zu realisieren. Zu den drin­
gendsten Aufgaben zählt die Akti­
vierung der Anstrengungen im 
Umweltschutz, bei der kardinalen 
Verbesserung der ökologischen La­
ge im Lande. Nur auf solche Weise 
können wir die Schulden erstatten, 
die aus der Stagnationsp'eriode zu­
rückgeblieben iind, und unsere 
Wirtschaft in die Bahn der gesun­
den Entwicklung im Interesse des 
Volkes lenken.

Die soziale Neuorientierung der 
ökonomischen Entwicklung und die 
Vergrößerung des Konsumtionsan­
teils am Nationaleinkommen sol­
len zum Kernstück der gesamten 
Struktur- und Investitionspolitik, 
zum Eckpfeiler für die Ausprägung 
des Tempos und der Proportionen 
der Wirtschaftsentwicklung werden. 
Heute steht fest: Es tun tiefgreifen­
de Wandlungen not, die die Volks­
wirtschaft als Ganzes — vom 
Dienstleistungsbereich bis hin zur 
Schwer- und Verteidigungsindustrie 
— erfassen. Das ZK rechnet damit, 
daß dieser Kurs auf der Konferenz 
Unterstützung finden wird.

In diesem Zusammenhang muß 
auch folgende Frage behandelt 
werden. Es geht um die Kriterien 
und Kennziffern der ökonomischen 
Entwicklung. Wir haben bereits 
mehr als einmal betont, daß es nicht 
auf die Zuwachsraten in der Pro­
duktion schlechthin, sondern -viel­
mehr darauf ankommt, was produ­
ziert und wie der Bedarf des Vol­
kes daran in Wirklichkeit gedeckt 
wird.

Wem nützt die Vergrößerung 
des Ausstoßes innerhalb der Roh­
stoff-, Brennstoff- und Ener­
giebranchen, wenn diese Mehr­
produktion infolge einer un­
wirtschaftlichen und verschwen­
derischen Ressourcennutzung zu­
nichte gemacht wird? Oder: Wer ist 
an einer umfassenderen Produktion 
von Landmaschinen interessiert, 
wenn auf diese verzichtet wird, 
weil sie sich in der Arbeit nur we­
nig efektiv zeigen? Auch in der 
Leichtindustrie kommt es nicht auf 
das „Brutto“ und nicht auf den 
Produktionsumfang schlechthin, son­
dern auf solch eine Auswahl an 
Waren an, die die realen Ansprü­
che der Menschen befriedigen.

Noch sind wir außerstande, auf 
die alten Verfahrensweisen zu ver­
zichten. Dabei geht es uns nicht um 
Millionen Tonnen Stahl, Millionen 
Tonnen Zement und Millionen 
Tonnen Kohle schlechthin, sondern 
um ein konkretes Finalergebnis. 
Wie lange werden wir noch in die­
sem verhängnisvollen Kreis hoff­
nungslos veralteter Vorstellungen 
und Formeln stecken, bei denen es 
sich um „Produktion für die Pro­
duktion" und um „Plan für den 
Plan“ handelt?

Das Staatliche Plankomitee und 
die Akademie der Wissenschaften 
der UdSSR müssen diesbezüglich 
Vorschläge ausarbeiten, die bereits 
im XIII. Planjahrfünft der Pla­
nung und Bewertung der ökonomi­
schen Entwicklung zugrunde lie­
gen sollen. Das, Genossen, wären 
einige Ergebnisse unserer Arbeit 
im sozialen und wirtschaftlichen 
Bereich, das wären die Widersprü­
che und Probleme der Anfangsetap­
pe der radikalen Wirtschaftsreform, 
das wären einige .Erwägungen für 
die nächste Zukunft und eine länge­
re Perspektive 

und Entwicklungsarbeiten, zur be­
schleunigten Auswertung wissen­
schaftlicher Erkenntnisse in der 
Praxis bzw. der Stimulierung der 
wissenschaftlichen Arbeit getroffen 
worden. Diese Maßnahmen haben 
einen gewissen positiven Einfluß 
ausgeübt, es ist jedoch bis jetzt 
noch nicht gelungen, die Lage ra­
dikal zu verändern.

Besonders kompliziert war sie 
bei den fundamentalen Forschun­
gen, die die Perspektiven der Wis­
senschaft und des wissenschaftlich- 
technischen Fortschritts festlegen. 
Nach wie vor beeinträchtigen viele 
hemmende Faktoren, die aus der 
Zeit der Herrschaft der administra­
tiven Weisungsmethode in der Lei­
tung geerbt wurden, als der Wis­
senschaft oft solche Ausrichtungen 
der Forschungen aufgezwungen 
wurden, dil sich nicht aus der Lo­
gik ihrer eigenen Entwicklung er­
gaben; in Gegenteil, viele neue 
perspektivische Forschungsbereiche 
wurden nicht rechtzeitig unterstützt 
oder sogar verboten.

Die Stellung einer Reihe be­
gründeter Aufgaben wurde nicht in 
materieller und organisatorischer 
Hinsicht abgesichert, was die ge­
samte wissenschaftliche Politik 
kompromittierte. Die Wissenschaft 
wurde nicht im nötigen Maße in 
das gesamtstaatliche Planungssy­
stem als ihr integrierender Bestand­
teil miteingesc h I o s s e n, ohne 
den die Ausarbeitung und Ver­
wirklichung der sozialökonomischen 
Politik im weiteren Sinne dieses 
Wortes unmöglich s*ind. Die Wis­
senschaftler wurden nur selten zur 
Begutachtung von Entwürfen, Be­
schlüssen, Plänen herangezogen, 
und ihre Meinung wurde ignoriert 
und zuweilen auch verfolgt, wenn 
sie’ mit denen der zentralen Staats­
organe nicht übereinstimmle.

Dadurch haben sich in den letz­
ten Jahrzehnten der gesellschaftli­
che Status der Wissenschaft und 
das Prestige der wissenschaftlichen 
Tätigkeit unverkennbar vermindert. 
Die größte Besorgnis besteht dar­
in, daß cs während der Stagnation 
zum Rückstand der sowjetischen 
Wissenschaft in einer Reihe führen­
der Richtungen gekommen und ihre 
..einholende“ Entwicklung vorherr­

schend geworden ist. Anormal ist 
der Umstand, daß auf den akade­
mischen Sektor der Wissenschaft, 
der den größten Umfang fundamen­
taler Forschungen durchführt, nur 
6,8 Prozent aller Mittel entfallen, 
die für wissenschaftliche Forschun­
gen bewilligt werden.

Gerade deshalb genügt es heule 
nicht mehr, alle diese Fehler und 
Unterlassungen in der wissen­
schaftlichen Politik zu beheben. Es 
geht um eine gründliche Umge­
staltung, um die Umänderung vie­
ler veralteter Strukturen des Wirt­
schaftsmechanismus, um die Ver­
vollkommnung der inneren Bezie­
hungen in der Wissenschaft. Es gilt, 
ein qualitativ neues einheimisches 
wissenschaftliches Potential zu 
schaffen, ohne das es unmöglich ist, 
in kurzen Fristen Fortschritte bei 
fundamentalen Forschungen zu ma­
chen und auf dieser Grundlage er­
folgreich sämtlichen Komplex der 
vorgesehenen Programme der so­
zialökonomischen Umgestaltung un­
serer Gesellschaft zu verwirklichen.

Entschiedene Maßnahmen sind 
bei der Vervollkommnung der 
Leitung des wissenschaftlich-tech­
nischen Fortschritts und beim 
Durchbrechen von Ressortschranken 
notwendig. Einer solcher Wege ist 
hier die Herausbildung zwischen­
betrieblicher wissenschaftlich-tech­
nischer Komplexe, Ingenieurzentren 
und provisorischer Kollektive für 
die Lösung von zielgebundenen Auf­
gaben. Von großer Bedeutung sind 
auch die begonnene Einbeziehung 
wissenschaftlicher Einrichtungen in 
das System der Beziehungen mit 
wirtschaftlicher Rechnungsführung 
und die Schaffung eines geschlos­
senen Zyklus: wissenschaftliche 
Forschungen — Technik und Tech­
nologie — Investitionen — Produk­
tion — Absatz — Bedienung. Na­
türlich sammelt sich das Potential 
fundamentaler und angewandter 
Wissenschaften jahre- und jahr­
zehntelang an, es gibt aber auch 
Faktoren der Beschleunigung der 
wissenschaftlichen Entwicklung. 
Das sind vor allem die Demokrati­
sierung der Lage in der Wissen­
schaft, die Überwindung von Büro­
kratismus und Herumadministrie­
ren, von Konservatismus und Mo- 
nopolismus. Es gilt, der maximalen 
Entfaltung von Talenten, der schöp­
ferischen Initiative und Selbstver­
waltung, dem gleichberechtigten 
Wettstreit und der Konkurrenz 
wissenschaftlicher Ideen und An­
sichten unbegrenzten Spielraum zu 
eröffnen. Eine Reihe von Wissen­
schaftlern verweist auf die Zweck­
mäßigkeit, die Verfahrensweisen 
der Organisation der Wissenschaft 
mannigfaltig zu gestalten, und 
auch hier vernünftig die staatlichen 
und genossenschaftlichen Formen 
zu vereinen.

Besondere Aufmerksamkeit ist 
der Entwicklung der Gesellschafts­
wissenschaften zu schenken. Aus­
gerechnet sie haben in höchstem 
Maße unter dem Personenkult und 
den bürokratischen Leitungsmetho­
den, unter Dogmatismus und nicht­
zuständiger Einmischung gelitten. 
Bekanntlich trat nach dem XX. 
Parteitag der KPdSU eine bedeu­
tende Belebung der Forschungen 
auf dem Gebiet der Gesellschafts­
wissenschaften ein. Es kamen neue 
wissenschaftliche Richtungen und 
neue wissenschaftliche Kader auf, 
die die Arbeit auf neue Art zu füh­
ren vermögen. Bald begann man 
aber das mit Druck verbundene 
Herangehen an die Formulierung 
der Aufgaben im Bereich der Ge­
sellschaftswissenschaften sowie dog­
matische Methoden ihrer Lösung 
wieder zu beleben.

Sehr akut ist beim Umgestal­
tungsprozeß das soziale Bedürfnis 
nach den Forschungen im Bereich 
der Gesellschaftswissenschaften ge­
worden. Wir benötigen einen ech­
ten Aufschwung der gesellschaftli­
chen Wissenschaften auf mar­
xistisch-leninistischer weltanschau­
licher und methodologischer Grund­
lage. Solche Probleme der Umge­
staltung wie die Wirtschaftsreform, 
die Rekonstruktion des politischen 
Systems, die Demokratisierung, die 
humanistische Erneuerung, die zwi­
schennationalen Beziehungen, das 
neue politische Denken und viele 
andere Probleme bedürfen einer 
objektiven wissenschaftlichen Er­
forschung. Anders gesagt, die Ge­
sellschaft, die einen qualitativ neu­
en Zustand anstrebt, benötigt eine 
einheitliche Entwicklungskonzeption 
die Wahrnehmung der Dialektik der 
Prozesse, der Widersprüchlichkeit 
ihrer Widerspiegelung im Massen­
bewußtsein, sie benötigt, die Berück­
sichtigung der pluralistischen Mei­
nungen und die Ausarbeitung wis­
senschaftlich begründeter Perspek­
tiven.

Die Partei sieht ihre Aufgabe da­
rin, das schöpferische Suclien auf 
dem Gebiet der Gesellschaftswis­
senschaften zu stimulieren und zum 
Ausbau des theoretischen Rüstzeugs 
der Umgestaltung beizutragen. Es 
tun jedoch radikale Wandlungen 
in der Einstellung zur Wissenschaft 
not. „Nichtangeforderle” Wissen­
schaft geht früher oder später ein, 
und die Praxis wird bei solch einer 
Einstellung zu den wissenschaftli­
chen Erkenntnissen blind und sieht 
dahin. Dies alles ist für uns unan­
nehmbar. Indem man also an die 
Wissenschaftler höhere Ansprüche 
stellt, muß man ihnen mehr Ver­
trauen schenken und alle nötigen 
Bedingungen’ für ihr Schöpfertum 
und ihre Suche nach Neuem schaf­
fen.

Die Aufgaben bei der Beschleuni­
gung des wissenschaftlich-techni­
schen Fortschritts müssen im Ge­
samtkontext der’ sozialen Entwick­
lung behandelt werden. Die Wis­
senschaftler sind der Ansicht, daß 
die größte Aufmerksamkeit der Ana. 
lyse der Probleme im Grenzbereich 
verschiedener Wissenschaften — der 
Natur-, Gesellschafts- und techni­
schen Wissenschaften — zu schen­
ken sei. Die enge Zusammenwir­
kung zwischen ihnen sichert heute 
bahnbrechende Forschungsergebnis­
se in allen Richtungen der Ent­

wicklung von Wissenschaft und 
Technik. Dementsprechend ist ein 
größerer Einfluß der sozialen For­
schungen auf den gesamten Kom­
plex des wissenschaftlich-techni­
schen Fortschritts im Interesse des 
Menschen erforderlich. Man muß 
Lehren aus der Vergangenheit zie­
hen und eine wirklich großangeleg 
te soziale Expertise der wissen­
schaftlich- und ingenieurtechnischen 
Projekte unter Teilnahme der brei­
ten Öffentlichkeit sichern, um öko­
logische und andere Verluste, die 
im Falle einer kontrollosen Ausar­
beitung und Realisierung dieser 
Projekte auftreten könnten, auf ein 
Minimum zu bringen oder sie, was 
noch besser wäre, völlig auszu­
schließen.

In den letzten drei Jahren ver­
stärkte sich in Partei und Gesell­
schaft die Einsicht, daß die Bildung 
ein grundlegender Faktor des öko­
nomischen und sozialen Fortschritts 
und der geistigen Erneuerung ist. 
Wir haben die Situation in diesem 
Bereich kritisch eingeschätzt und 
ein Programm der Wandlungen bei 
der Ausbildung und Erziehung aus­
gearbeitet. Dafür werden große zu­
sätzliche Mittel bereitgestellt. Eine 
beträchtliche Entwicklung erfährt 
die Einführung von Computern in 
den Unterrichtsprozeß, die Gehälter 
der Lehrer wurden erhöht.

Natürlich sind die Aufwendungen 
für die Bildung und die Wissen­
schaft groß, doch der Preis ihres 
Rückstandes kommt noch teurer zu 
stehen. Ohne hohe Qualität der Aus­
bildung und der wissenschaftlichen 
Forschungen, ohne allgemeine und 
.Berufskultur ist es unmöglich, die 
Ziele der Umgestaltung zu realisie­
ren. Man muß alle Bedingungen 
schaffen, damit die neuen Genera­
tionen der Sowjetmenschen, die ins 
bewußte Arbeits- und politische Le­
ben treten, hohe ideologische und 
moralische Eigenschaften besitzen, 
damit sie sich in ihrem Beruf gut 
auskennen, einen weiten kulturellen 
Gesichtskreis haben und bereit 
sind, die Verantwortung für die 
Geschicke des Landes zu überneh­
men.

Eine sehr große Rolle bei der Er­
neuerung unserer Gesellschaft ha­
ben die sowjetischen Kulturschaf­
fenden zu spielen. Die Konsolidie­
rung der schöpferischen Kräfte auf 
der Plattform der Umgestaltung ist 
nach dem Aprilplenum zur prakti­
schen Aufgabe der Partei geworden. 
Wir können heute sagen, daß das 
Herumadministrieren bei der Lei­
tung der Kultur, die Zurechtwei­
sungen und Belehrungen der Künst­
ler der Vergangenheit angehören. 
Im geistigen Bereich bildet sich 
nach ,und nach eine Atmosphäre des 
Wetteiferns, des schöpferischen Su­
chens heraus, die auf der Verant­
wortung des Künstlers gegenüber 
seiner sozialistischen Gesellschaft 
beruht.

Die künstlerische Kultur trägt die 
lebendige Verbindung und die Kon­
tinuität der Generationen in sich, 
sie hilft dem Menschen Verwand­
schaft mit seinem Volke, seiner Ge-

4. Demokratisierung
Genossen! Die Umgestaltung in 

der UdSSR wurde zu einem Fak­
tor von Weltbedeutung. Die kardi­
nalen Umwandlungen im eigenen 
Haus erforderten ein neues Heran­
gehen auch an die internationalen 
Angelegenheiten.

Bei der Einschätzung der sowje­
tischen Außenpolitik der Nach­
kriegszeit vergessen wir nicht, daß 
der Imperialismus uns und unsere 
Verbündeten in eine außerordent­
liche Situation versetzt hat. Der 
westliche Militärblock mit den USA 
an der Spitze verhielt sich gegen­
über dem Sozialismus recht aggres­
siv. Die militärische Bedrohung 
wurde für uns zur ständigen Reali­
tät. Sie bleibt auch jetzt bestehen. 
Zusammen mit ihren Verbündeten 
mußte die Sowjetunion darauf not­
gedrungen reagieren, genauso wie 
auf den zielgerichteten psychologb 
sehen Krieg gegen die sozialisti­
schen Länder.

Die Lehren aus der Vergangen­
heit ziehend, müssen wir trotzdem 
feststellen, daß die administrativen 
Weisungsmethoden auch die außen­
politischen Angelegenheiten nicht 
umgingen. Es kam vor, daß sogar 
die wichtigsten Entscheidungen 
nur von einem engen Personenkreis 
getroffen wurden, ohne die kollek­
tive allseitige Erörterung und Ana­
lyse und manchmal sogar ohne 
Konsultationen mit den Freunden. 
Das führte zu nichtadäquaten Reak. 
tionen auf die internationalen Er­
eignisse und auf die Politik ande­
rer Staaten, aber auch zu Fehlent­
scheidungen. Leider wurde nicht im. 
mer abgewogen, was diese oder je­
ne Handlung dem Volk zu stehen 
kommt und was für Folgen sie ha­
ben wird. 1

Als Antwort auf die gegen uns 
und die gesamte sozialistische Welt 
gerichtete nukleare Herausforde­
rung galt es, die strategische Pari 
tät mit den USA zu erreichen. Und 
das wurde auch getan. Aber, indem 
wir gewaltige Mittel und die Auf­
merksamkeit auf den militärischen 
Aspekt der Konfrontation mit dem 
Imperialismus konzentrierten, nütz­
ten wir zur Gewährleistung der Si­
cherheit des Staates, zur Senkung 
der Spannungen und zur gegensei­
tigen Verständigung zwischen den 
Völkern zu wenig die politischen 
Möglichkeiten, die sich im Zusam­
menhang mit den fundamentalen 
Wandlungen in der Wetl eröffneten.

Im Ergebnis wurden wir in das 
Wettrüsten miteinbezogen, was 
sich .natürlich auf die sozialökorio- 
mische Entwicklung des Landes 
und auf seine internationale Lage 
ausgewirkt hatte.

Inzwischen näherte sich das Wett­
rüsten seifier kritischen Grenze. 
Vor diesem Hintergrund begann un­
sere politische und gesellschaftliche 
Tätigkeit für den Frieden und für 
die Abrüstung ihre Überzeugungs­
kraft einzubüßen. Um es noch deut­
licher zu sagen, wären wir wirklich 
an der Grenze der militärischen 

schichte und seinen Zukunftserwar­
tungen zu verspüren, einer beliebi­
gen praktischen Tätigkeit hohe sitt­
liche Ideale zugrunde zu legen.

In unserer Publizistik, in den 
schöngeistigen und wissenschaftli­
chen Ausgaben geht ein nach Aus­
maß, Offenheit und intellektuellem 
Sättigungsgrad nie dagewesenes 
Gespräch über die Erneuerung des 
Sozialismus, über die Geschichte 
und die Gegenwart. Und das ist 
gut so. Die Partei schätzt den zu­
nehmenden Beitrag der Intelligenz 
zur Verwirklichung der Umgestal­
tung hoch ein. Wir begrüßen die 
Aktivierung der gesellschaftlichen 
und politischen Tätigkeit aller Ver 
treter der Wissenschaft, Bildung 
und Kultur. Wir erwarten von ih­
nen neue schöpferische Entdeckun­
gen und große Errungenschaften 
in allen Bereichen des Denkens und 
des Geistes.

Im ganzen gesehen, verläuft die 
Erneuerung im Kulturbereich auf 
einer gesunden Grundlage. Doch 
diese Einschätzung wäre nicht ob­
jektiv, wäre ein Verstoß gegen die 
Wahrheit, wenn wir sagen würden, 
daß die Erneuerungsprozessc wi­
derspruchslos, ohne Fehlleistungen 
vor sich gehen, die den Rahmen der 
sozialistischen Werte manchmal 
sprengen. Wie in der Gesellschaft 
überhaupt, so offenbaren sich auch 
unter der Intelligenz Konservatis­
mus und Ablehnung des Neuen, es 
kommt auch zur leichtfertigen Ein­
schätzung der vor sich gehenden 
Ereignisse und sogar zur Verant­
wortungslosigkeit im Herangehen 
an komplizierte Probleme unserer 
Entwicklung.

Leider muß man zuweilen noch 
sehen, daß sich manche Genossen 
in diesen für unser Land Schicksal 
haften Tagen noch immer nicht 
vom Fehdenkampf, von ihren Grup­
penleidenschaften und persönlichen 
Ambitionen lossagen können. Es 
gibt auch nicht wenige, bei denen 
schöpferisches Suchen Empörung 
hervorruft und die zunehmende 
Vielfalt als Verzicht auf die Grund­
sätze der sozialistischen Kunst be­
trachten. Das ist ja auch verständ 
lieh: Einförmigkeit, monot o n e 
Gleichartigkeit und Mittelmäßigkeit 
galt viel zu lange als Etalon des 
Fortschritts. Wir sind es auch nicht 
gewohnt, zu diskutieren, Anders­
denkende zu dulden, uns ist ein 
freies Wetteifern noch fremd. Man 
möchte die Sachlage nicht dramati­
sieren. Dafür gibt cs auch gar keine 
besonderen Gründe. Docfi es wäre 
auch falsch, solche Erscheinungen 
zu übersehen, an ihnen einfach vor. 
beizugehen.

Spricht man von der Haupt­
richtung der Politik auf dem Ge­
biet der Wissenschaft, Bildung und 
Kultur in der Umgestaltungsperi­
ode, so betrachten wir sie als die 
Rückkehr zu den Leninschen 
Prinzipien, als eine Hinwendung 
zu den Menschen, zu der geistigen 
Bèreicherung des Volkes. Die Par­
tei sieht ihre Aufgabe in der Ver­
mehrung der Anstrengungen im 
Namen dieses humanen Zieles.

internationaler Beziehungen
Konfrontation angelangt, wenn wir 
mit der Logik einer solchen Ent­
wicklung nicht aufgeräumt hätten.

Deshalb war nicht nur eine Ver­
vollkommnung, sondern auch eine 
entschiedene Erneuerung der Außen. 
Politik nötig.

Dazu brauchte man neues politi­
sches Denken. Sein Fundament 
wurde vom Aprilplenum des ZK 
und vom XXVII. Parteitag gelegt. 
Sie lieferten die philosophische Be­
gründung unserer außenpolitischen 
Tätigkeit unter den Bedingungen 
der Umgestaltung. Das neue Den­
ken ist keine abgeschlossene und 
vollendete Doktrin. Es ist dialek­
tisch, was die Politik gemäß dem 
Verlauf des neuen Lebens ständig 
zu vervollkommnen und zu ent­
wickeln ermöglicht. Selbstverständ­
lich, gemäß unserer sozialistischen 
Wahl, gemäß den Leninschen Prin­
zipien.

Genauso wie in den inneren An­
gelegenheiten, folgte die sowjeti­
sche Führung Lenin und seinen Er­
fahrungen, überall, in beliebigen 
Situationen nur von realistischen 
Positionen aus zu handeln. Nur ei­
ne solche Außenpolitik kann der 
Umgestaltung effektiv dienen. Nur 
in diesem Fall kann sie mit dem 
realistischen Verhalten seitens je­
ner rechnen, auf die sie gerichtet 
ist. Nur in dieser Qualität erlangt 
sie die Möglichkeit, die Welt von 
den heranrückenden Gefahren zu 
retten. Bei der Analyse der Welt 
von heute stellen wir uns exakter 
vor, daß die internationalen Bezie­
hungen, ohne ihren Klassencharak­
tere einzubüßen, sich immer mehr 
als die Beziehungen gerade zwi­
schen den Völkern realisieren. Wir 
konstatieren die gestiegene Rolle 
der Völker, Nationen sowie der 
neuen nationalen Gebilde in den 
Weltangelegenheilen. Und das setzt 
voraus, daß die Vielfältigkeit der 
Interessen in den internationalen 
Angelegenheiten nicht verkannt 
werden dârf. Ihre Berücksichtigung 
ist ein wichtiges Element des neu­
en politischen Denkens.

Wir haben es vermocht, die dem 
Marxismus zugrunde liegende Idee 
des Zusammenhangs der proletari­
schen Klassen- und der gesamt­
menschlichen Interessen vom Stand­
punkt d^r Gegenwart aus tiefer zu 
erfassen, für die das Anwachsen 
der Kernwaffenbedrohung, die Ver­
schärfung der anderen globalen 
Interessen sowie die Verstärkung 
der Internationalisierung aller Pro­
zesse in der Welt — der in immer 
größerem Maße einheitlichen und 
wechselseitig abhängigen bei all ih­
ren Widersprüchen — eigen ist. All 
das führte uns zu der Schlußfolge­
rung der Priorität der gesamt­
menschlichen Werte in unserem 
Jahrhundert. Das ist das Kernstück 
des neuen politischen Denkens.

Es gestattete uns, tiefschürfender 
die lebenswichtige Bedeutung der 
geistigen Werte für die gegenwär 
tigen internationalen Beziehungen 

einzuschätzen, die jahrhundertelang 
von den Völkern ausgearbeitet, ver­
allgemeinert und von den großen 
Geistern der Menschheit geprägt 
worden waren.

Im Laufe der Analyse der grund­
sätzlichen Wandlungen werden in 
der Welt viele Schablonen über­
wunden, die unsere Möglichkeiten 
hemmten und gewissermaßen den­
jenigen Stoff boten, die sich mit der 
Entstellung unserer wirklichen Ab­
sichten befaßten.

Eine große Rolle spielte die Auf­
nahme breitester Kontakte zu Ver­
tretern anderer Länder durch un­
seren Staat — angefangen von 
Staats- und Regierungschefs bis zu 
einfachen Bürgern, zu allgemein 
anerkannten Persönlichkeiten in 
Wissenschaft und Kultur, zu her­
vorragenden Schriftstellern, Lei­
tern und Delegationen von politi­
schen Parteien, Massenorganisatio­
nen und Bewegungen, zu (Gewerk- 
schafts- und sozialdemokratischen 
Führern, zu kirchlichen Würdeträ­
gern und Parlamentariern.

Dank solch einer Fülle der un­
mittelbaren Kontakte „entdeckt" die 
Außenwelt die Sowjetunion für sich 
gleichsam von neuem. Unsererseits 
erhielten wir die Möglichkeit, die 
Umwelt besser zu sehen und zu ver­
stehen, an der Erörterung ihrer 
Probleme und Ermittlung von Ver­
fahrensweisen für ihre Lösung teil­
zunehmen, Nützliches aus Ideen zu 
schöpfen, die aus anderen Kul­
turen und geistigen Traditionen 
stammen, was z. B. in der Deklara­
tion des Jahres 1986 von Delhi sei­
ne Widerspiegelung gefunden hat. 
Mit Hilfe dieser „Rückkopplung“ 
ist es leichter geworden, zur 
gegenseitigen Verständigung auch 
bezüglich der Bedeutung solcher 
Werte wie Freiheit und Demokratie 
zu gelangen.

All das hat der sowjetischen 
Außenpolitik Dynamismus verlie­
hen und es ermöglicht, eine ganze 
Reihe gewaltiger Initiativen zu star­
ten.

Das sind das Programm der 
schrittweisen Beseitigung der Kern­
waffen bis zum Jahr 2000, das Sy­
stem der umfassenden Sicherheit, 
die Freiheit der Wahl, das Gleich­
gewicht der Interessen, das „ge­
meinsame Haus Europa“, die Um­
gestaltung der Beziehungen im 
asiatisch-pazifischen Raum, das für 
die Verteidigung erforderliche Min­
destmaß und die nichtoffensive 
Doktrin, die Senkung des Rüstungs­
niveaus als ein Weg zur Festigung 
der nationalen und der regionalen 
Sicherheit, der Abzug der Streit­
kräfte von fremden Territorien und 
die Auflösung der Stützpunkte, 
vertrauensbildende Maßnahmen, die 
internationale wirtschaftliche Si­
cherheit und die Idee der unmittel­
baren Einbeziehung der Autorität 
der Wissenschaft in die Weltpolitik.

Zur Grundlage unserer zwi­
schenstaatlichen Kontakte wurde 
der Dialog und auf dem Gebiet der 
Abrüstung die Bereitschaft zu ei­
ner weitreichenden gegenseitigen 
Kontrolle. Dadurch konnte die 
Spannweite des Vertrauens weit 
über die Grenzen des gewohnten 
Spektrums der Weltanschauung 
hinaus ausgedehnt werden. Und 
wir fanden ein enormes Potential 
des Einvernehmens und der Be­
reitschaft zur Koexistenz und Zu­
sammenarbeit sogar in den ein­
flußreichen Kreisen vor, die uns 
ideologisch sehr fern stehen.

Unsere ehrliche und offene Auf­
forderung zu gemeinsamen Überle­
gungen und Nachforschungen fand 
in der Welt breiten Widerhall. Die 
Offenheit und die Umgestaltung 
aber verleihen unseren außenpoli­
tischen Ideen und Initiativen „ma­
terielle“ Überzeugungskraft.

Ein solches Vorgehen machte 
möglich die so großen Durchbrüche 
in der Weltpolitik, vor allem auf 
dem Gebiet der Abrüstung, wie 
Genf und Reykjavik, die den Ver­
handlungsprozeß reell voran brach­
ten und den Erfolg der Gipfeltref­
fen im Washington und Moskau 
vorausbestimmten. Infolgedessen 
verändert sich die gesamte interna­
tionale Situation. Im Kontext des 
neuen Denkens wurde die Situation 
in der Welt des Sozialismus er­
örtert. Wir bemühten uns, mit den 
Freunden, gemeinsam auf kamerad­
schaftliche Art das internationalisti­
sche Wesen unserer Beziehungen 
von den Überlagerungen der Ver­
gangenheit zu säubern. Die per­
sönlichen Kontakte der Partei- und 
Staatschefs haben sich belebt und 
sind sachlich geworden. Die Koor­
dinierung der Außenpolitik der so­
zialistischen Staatengemeinschaft 
vervollkommnet sich.

Der Weltsozialismus durchlebt 
eine komplizierte Wendeperiode. 
Die Erreichung neuer Ziele durch 
die sozialistischen Länder, die Ent­
faltung ihrer Potentiale im natio­
nalen und internationalen Rahmen 
hebt das Ansehen und die Rolle 
des Sozialismus in der Weltent­
wicklung.

Die Hauplstellung im neuen Den­
ken behauptet die Konzeption der 
Freiheit der Wahl. Wir sind über­
zeugt, daß dieses Prinzip universell 
für die internationalen Beziehun­
gen ist, bei welchen das Überleben 
der Zivilisation selbst zum wich­
tigsten, verallgemeinernden Welt­
problem geworden ist.

Diese Konzeption ist bedingt 
durch die präzendenzlose und zu­
nehmende Vielfalt der Welt. Wir 
sind Augenzeugen des Phänomens 
der aktiven Einbeziehung von Mil­
liarden von Menschen in die Welt­
geschichte, die jahrhundertelang 
außerhalb ihrer Grenzen blieben. 
Diese Milliarden treten auf die 
Bühne des selbständigen histori­
schen Schöpfertufns unter völlig 
neuen Bedingungen. Bei allgemei­
nem Wachstum des nationalen 
Selbstbewußtseins werden sie auf 
der Suche nach der Wahl des ei­
genen Entwicklungsweges noch 
ihr Wort sprechen.

In dieser Situation ist das Auf­
zwingen einer Gesellschaftsordnung, 
einer Lebensweise, einer Politik 

(Fortsetzung S. 4)
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von außen her mit beliebigen Mit­
teln, geschweige denn mit militä­
rischen, ein gefährliches Rüstzeug 
früherer Jahre. Souveränität und 
Unabhängigkeit, Gleichberec h I i- 
gung und Nichteinmischung wer­
den zu allgemein anerkannten Nor­
men der internationalen Beziehun­
gen, was an und für sich eine große 
Errungenschaft des XX. Jahrhun­
derts ist. Sich der Freiheit der Wahl 
zu widersetzen bedeutet, sich dem 
objektiven Lauf der Geschichte 
selbst gegenüberzustellen. Gerade 
darum hat sich die Politik der Ge­
walt in ihren sämtlichen Formen 
und Offenbarungen historisch über­
lebt.

Kurz und gut, wir sind zutiefst 
überzeugt, daß das neue Denken 
und die auf ihm beruhende Politik 
die herangereiften Belange und 
Imperative der heutigen Welt rich­
tig widergespiegelt haben. Sie ha­
ben die Hoffnung Wiederaufleben 
lassen und den Weg für qualitati­
ve Veränderungen im Bewußtsein 
der Menschheit freigegeben.

Auf die wichtigste Frage, 
. sowjetischen Menschen am 
sten beunruhigt und zu

die die 
stärk- 
der sie 

eine Einschätzung der in den letzen 
drei Jahren geleisteten Arbeit hö­
ren wollten — ob es gelang, die 
Kriegsgefahr zurückzudrängen — 
können wir heute antworten: Ja. 
allerdings.

Worin hat das seinen Ausdruck 
gefunden? Vor allem darin, daß 
sich die Achse des internationalen 
Lebens von Konfrontation zur Zu­
sammenarbeit verlagert hat, zum 
gegenseitigen Verständnis, zu Ver­
handlungen mit der Perspektive, 
konkrete Resultate, vor allem be­
züglich der Massenvernichtungs­
waffen, zu erreichen. Die sowjetisch­
amerikanischen Beziehungen ha­
ben sich verbessert. Es ist ein Ver­
trag über die Beseitigung eines 
Teils der Nuklearwaffen abgeschlos­
sen worden. Belebt hat sich der ge­
samteuropäische Prozeß — auf 
zwischenstaatlichem und beson­
ders auf gesellschaftlichem Niveau. 
Die Genfer Abkommen und der 
Abzug unseres Truppenkontingents 
aus Afghanistan sind zu 
wichtigen internationalen 
stein bei der politischen Regelung 
regionaler Konflikte geworden, die 
eine Gefahr für die gesamte Welt 
in sich bergen und die progressive 
Entwicklung der Völker behindern.

Gestatten Sie mir, von der Tri­
büne unserer Parteikonferenz aus 
im Namen der Partei und des Vol­
kes noch einmal den innigsten 
Dank den Soldaten und Offizieren, 
den Zivilspezialisten, all denjeni­
gen auszusprechen, deren Schicksal 
dieser Krieg berührt und versengt 
hat. (Beifall). Unsere Soldaten 
verlassen Afghanistan auf Geheiß 
ihres Vaterlandes, das die Weisheit 
bekundete, weil es in diesen Jah­
ren zu neuen politischen und mo­
ralischen Erfahrungen, zu einer 
gründlicheren Auffassung der Welt 
von heute, ihrer Widersprüche und 
Schwierigkeiten auf dem Weg in 
die Zukunft gelangt ist.

Genossen, im großen und ganzen 
gestattet uns die Analyse der be­
reits bestehenden Realitäten die An­
nahme; Wenn es gelingt, diese Rea­
litäten zu verstärken und zu ent­
falten, so werden den Frieden an 
der Wende des XX. und XXL Jahr-, 
hunderts folgende Tendenzen be­
stimmen:

— Die allmähliche Demilitarisie­
rung und Humanisierung der in­
ternationalen Beziehungen zu ei­
ner Zeit, in der endlich Vernunft, 
Wissen und moralische Normen, 
nicht aber egoistische Bestrebun­
gen und Vorurteile die Staaten bei 
der Lösung zahlreicher Widersprü­
che in der Welt und bei der Erzie­
lung eines Gleichgewichts der In­
teressen bewegen werden, in der 
endlich das Recht eines jeden auf 
Freiheit der Wahl anerkannt sein 
wird.

— Die Gewährleistung der Si­
cherheit der Staaten wird zuneh­
mend durch politisches Zusammen­
wirken und striktes Einhalten der 
internationalen Verpflichtungen und 
nicht mit Hilfe von Militärpotentia­
len erreicht; es wird ein allumfas­
sendes System der internationalen 
Sicherheit entstehen, hauptsächlich 
durch Hebung der Rolle und die 
Steigerung der Effektivität der Or­
ganisationen der Vereinten Natio­
nen.

— Der kolossale Zuwachs des 
wissenschaftlich-technischen Poten­
tials wird zivilisierter für gemein­
same Ziele, zum Wohle der gesam­
ten Menschheit zur Lösung von glo­
balen ökonomischen, ökologischen, 
energetischen und medizinischen 
Aufgaben, des Nahningsmittelspro-

einem 
Mark-

blems und anderer Probleme ge­
nutzt.

— Die vielfältigen und freiwilli­
gen Kontakte zwischen den unab­
hängigen Staaten und Völkern wer­
den deren gegenseitiger Bereiche­
rung, sowohl der materiellen als 
auch der geistigen — zuverlässig 
dienen und die Struktur des allge­
meinen Friedens festigen.

Ist das nicht mit Illusionen ver­
bunden, sind die imperialistischen 
Ausgangspunkte für Aggressionen 
und Kriege verschwunden? Nein. 
Wir vergessen die Bedrohung des 
Friedens durch den imperialisti­
schen Militarismus nicht und sind 
der Meinung, daß es bis jetzt noch 
keine Garantien für die Unumkehr­
barkeit der beginnenden positiven 
Prozesse gibt.

Gerade durch das neue politi­
sche Denken kann man neue Mög­
lichkeiten sehen und finden, um der 
Politik der Stärke auf einer breite­
ren politischen Grundlage als frü­
her gegenüberzustehen. Diese Mög­
lichkeiten, werden auch durch neue 
objektive Faktoren gefestigt, die 
in der zweiten Hälfte unseres Jahr­
hunderts entstanden sind.

Dadurch wird auch unser 
digungsaufbau bestimmt, 
Effektivität hauptsächlich

dessen wurden die Allmacht Stalins 
und seiner Umgebung, die Welle 
von Repressalien und Gesetzlosig­
keiten möglich. Die in jenen Jah­
ren aufgekommenen administrati­
ven Weisungsmethoden in der Lei­
tung übten einen verderblichen 
Einfluß auf verschiedene Bereiche 
unserer Gesellschaft aus. Der Ur­
sprung vieler Schwierigkeiten, die 
wir auch jetzt noch verspüren, liegt 
in diesem System.

Die Beschlüsse des XX. 
tags boten Möglichkeiten

Vertei- 
dessen 
durch 

qualitative Maßstäbe gewährleistet 
werden muß, sowohl hinsichtlich 
der Technik, der Militärwissenschaft 
als auch des Bestandes der Streit­
kräfte. Er muß die zuverlässige 
Sicherheit des sowjetischen Staates 
und seiner Verbündeten garantieren 
und im strengen Einvernehmen mit 
unserer Verteidigungsdoktrin ver­
wirklicht werden.

In unserer praktischen interna­
tionalen Tätigkeit werden wir auch 
weiterhin Wege zu einem festen 
Frieden und zur internationalen 
Zusammenarbeit suchen, 
dérgrund werden auch 
die Beziehungen zu den sozialisti­
schen Ländern stehen.

Wir werden konsequent den Kurs 
zur Vertiefung unserer Beziehun­
gen mit den Entwicklungsländern 
und der Bewegung der Nichtpakt­
gebundenen steuern. Wir werden 
einen aktiven Dialog und Gespräche 
mit Politikern führen, die in ih­
ren Ländern die Macht ausüben, 
vor allem in der Hauptrichtung der 
Weltpolitik — zu Fragen der Ab­
rüstung. In den Jahren der Umge­
staltung haben’ wir die Beziehung 
zu vielen Staaten, benachbarten 
und weit.entfernten, verbessert oder 
erstmalig angeknüpft. Nicht eine 
der zwischenstaatlichen Beziehun­
gen ist zerstört worden. So wollen 
wir auch weiterhin vorgehen.

Die KPdSU zählt sich als ein 
integrierender Bestandteil der kom­
munistischen Weltbewegung, die 
jetzt auf der schwieriger Suche 
nach einem Übergang in ein neues 
Stadium ihrer historischen Ent­
wicklung begriffen ist. Und wir 
werden auf der Grundlage der 
Gleichberechtigung und Achtung an 
dieser Suche aktiv teilnehmen. Das 
wachsende internationale Kapital 
ist eingeschlossen in unseren neuen 
Beziehungen zu zahlreichen gesell­
schaftlichen Kräften, die 
Wissenschaft und Kultur 
zu politischen Parteien 
ideologischer Richtungen, in erster 
Linie mit den Sozialisten, 
demokraten, Anhängern 
bour-Party und anderen sogenann­
ten „linken“ Kreisen und Bewe­
gungen. Unabänderlich ist unsere 
Solidarität mit den Werktätigen 
der ganzen Welt, mit den Kämp­
fern gegen Kolonialismus, Rassis­
mus und Reaktion.

Genossen! Die sowjetische Au­
ßenpolitik hat trotz einiger Fehler 
und Fehlkalkulationen in der Ver­
gangenheit gewaltige Verdienste 
gegenüber dem Land, dem Sozialis­
mus und der gesamten Menschheit. 
Die Umgestaltung hat von ihr ei­
ne neue Qualität gefordert, sowohl 
in ihrem Wesen als auch in ihrer 
Form. Genauso wie die Innenpolitik 
muß sie den Kollektivgedanken von 
Partei und Volk in sich aufneh­
men. Operativ müssen nicht nur lau­
fende, sondern auch voraussehbare 
Ereignisse berücksichtigt 
Die objektiven Prozesse

Im Vor- 
weiterhin

die. Welt­
vertreten, 

anderer

Sozial- 
der La-

werden, 
in der 

Welt und unsere Möglichkeiten müs­
sen zum Gegenstand ständiger wis­
senschaftlicher und öffentlicher Dis­
kussionen unter Teilnahme breiter 
Bevölkerungskreise und der gesell­
schaftlichen Organisationen wer­
den. Die Qualität der Informationen 
zu internationalen Fragen muß um 
eine ganze Stufe gehoben werden. 
Es gilt, im Rahmen der Reform des 
politischen Systems einen wirksa­
men verfassungsmäßigen und be­
vollmächtigten Mechanismus zur 
sachlichen und qualifizierten Erör­
terung von Fragen der internationa­
len Politik zu schaffen

II. Die Reform des politischen Systems 
als die wichtigste Gewähr für 

die Unumkehrbarkeit der Umgestaltung
Genossen! Das ZK der KPdSU 

hat auf der XIX. Unionsparteikon- 
lerenz das Programm der radikalen 
Demokratisierung des gesellschaft­
lichen und politischen Lebens zur 
Diskussion gestellt und ist der Mei

nung, daß dadurch die Möglichkeit 
entsteht, die Effektivität unserer 
politischen Institute grundlegend zu 
steigern und das Potential der so­
zialistischen Volksmacht zu ent­
fallen

1. Warum die Reform des politischen Systems notwendig ist
nicht
Null-

Wir nehmen diese Arbeit 
mit leerer Hand, nicht am 
punkt auf. Hinter uns liegen die ein­
maligen Erfahrungen der ersten so­
zialistischen Demokratie der Welt. 
Die vom Sozialismus ins Leben ge­
rufenen Formen und Methoden der 
Volksmacht hatten einen riesigen 
Einfluß auf den sozialen Fortschritt 
der Menschheit und sind in die po­
litische Kultur der Gegenwart ein­
gegangen. Gerade in unserem Land 
entstanden die Macht der Werktä­
tigen, die in der Republik der So­
wjets ihren Niederschlag fand, die 
Arbeiterkontrolle, das Recht auf 
Arbeit und andere überaus wichti-

ge soziale Rechte der Persönlich­
keit, die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau sowie der Nationen 
und Völkerschaften. Mit anderen 
Worten, wir waren die Ersten bei 
vielen demokratischen Initiativen 
des XX. Jahrhunderts.

Warum steht heute die Aufgabe 
der grundlegenden Reform des po­
litischen Systems? Die Ursache, Ge­
nossen, liegt vor allem darin, und 
dies müssen wir uns heute einge­
stehen, daß das politische System, 
das'als Ergebnis des Sieges der 
Oktoberrevolution enstand, in einer 
bestimmten Etappe ernsthaften Ent­
stellungen ausgesetzt war. Infolge

Partei- 
für die 

Abschaffung der Verletzungen der 
Leninschen Prinzipien des Partei- 
und des Staatslebens. Diese Mög­
lichkeiten wurden jedoch vor allem 
wegen der Unterschätzung und 
Schmälerung der Bedeutung der so­
zialistischen Demokratie nicht ge­
nutzt. Das führte wiederum zum 
Wiederaufleben von Kulterschei­
nungen. Das bestehende politische 
System erwies sich als unfähig, 
uns vor dem Anwachsen der Stag­
nation im wirtschaftlichen und so­
zialen Leben in den letzten Jahr­
zehnten zu schützen, und verurteil­
te die damals unternommenen Re­
formen zu Mißerfolg. Charakteri­
stisch wurde die immer größere 
Konzentration der Wirtschafts- und 
Leitungsfunktionen in den Händen 
der parteipolitischen Leitung.

Zugleich wurde die Rolle des 
Vollzugsapparats übermäßig erhöht. 
Die Zahl der in verschiedene staat­
liche und gesellschaftliche Organe 
gewählten Personen betrug ein 
Drittel der erwachsenen Bevölke­
rung unseres Landes; dabei wurden 
aber die meisten von ihnen von der 
realen Teilnahme an der Lösung 
staatlicher und gesellschaftlicher 
Angelegenheiten ferngehalten.

Während der Stagnation begann 
der Verwaltungsapparat, der auf 
nahezu 100 Unions- und 800 Re­
publikministerien und zentralen 
Staatsorgane angewachsen war, 
praktisch seinen Willen der Wirt­
schaft wie auch der Politik zu dik­
tieren. Gerade die zentralen Staats­
organe und andere Leitungsstruk­
turen hatten die Verwirklichung 
von Beschlüssen in ihren Händen 
und bestimmten durch ihre Hand­
lungen oder ihre Untätigkeit, was 
sein und was nicht sein mußte. Die 
Sowjets, und in mancher Hinsicht 
auch die Parteiorgane, waren nicht 
imstande, den Andrang ressortmä­
ßiger Interessen zu kontrollieren. 
Es wurde zur Universalregel, daß 
ein Organ, das Beschlüsse faßte, 
keine wirtschaftliche Verantwor­
tung für die Folgen seiner Hand­
lungen trug.

Ein schwerwiegender Mangel des 
entstandenen politischen Systems 
war auch die übermäßige Verstaat­
lichung des gesellschaftlichen Le­
bens. Der Umfang der Aufgaben 
und Funktionen des Staates’ist im 
Sozialismus selbstverständlich viel 
umfassender als im Kapitalismus. 
Nach Ansicht der Begründer 
Marxismus-Leninismus muß 
solche Erweiterung der Leitungs­
funktionen nicht durch Verstär­
kung der Macht, die sich auf Her­
umadministrieren und Druck stützt, 
sondern vor allem durch Aktivie­
rung des demokratischen Faktors 
und Einbeziehung breiter Volksmas­
sen in die Leitung erzielt werden.

Erinnern wir uns an die bekann­
te Leninsche Definition des sozia­
listischen Staates schon als eines 
Staates, der kein Staat „im eigent- 

. liehen Sinne des Wortes“ ist oder 
sogar als eines „Halbstaates", der 
allmählich in die gesellschaftliche 
Selbstverwaltung
Leider gewann nach W. I. Lenins 
Tod in der Theorie sowie in der 
Praxis die Einstellung zum Staat 
gerade im „vollen“ Sinne dieses 
Wortes die Oberhand. Die staatli­
che Regelung wurde auf die uner­
meßlich breite Sphäre der gesell­
schaftlichen Tätigkeit ausgedehnt. 
Das Bestreben, alle Lebensbereiche 
durch ausführliche zentralisierte 
Planung und Kontrolle zu erfassen, 
hatte die Gesellschaft buchstäblich 
an Händen und Füßen gebunden 
und ist zu einem ernsten Hindernis 
für die Initiative der Menschen, der 
Massenorganisationen und Kollek­
tive geworden. Dies rief unter an­
derem die „Schattenwirtschaft" und 
„Schattenkultur" ins Leben, die nun 
auf der Unfähigkeit der Staatsorga­
ne parasitieren, die materiellen und 
geistigen Bedürfnisse der Bevölke­
rung in vollem Umfang zu befriedi­
gen.

Die Bürokratisierung staatlicher 
Strukturen und die Abschwächung 
des sozialen Schöpfertums der Mas­
sen gewöhnten die Gesellschaft an 
schablonenhaftes und statisches 
Denken. Es hat sich eine simplifi­
zierte und geschmälerte Gestalt der 
sozialistischen Volksherrschaft her- 
ausgcbildet, die das Bewußtsein der 
Menschen auch jetzt noch beein­
flußt; die faktische Machtausübung 
wird in diesem Fall mit der akti­
ven politischen Tätigkeit nicht der 
Werktätigen, sondern vor allem der 
Vollzugsorgane gleichgesetzt.

Schließlich bemühte sich das 
wirkende politische System jahr­
zehntelang nicht um die Organisa­
tion des gesellschaftlichen Lebens 
im Rahmen der Gesetze, sondern 
hauptsächlich um die Ausführung 
der mit Druck verbundenen Anord­
nungen und Weisungen. Proklamie­
rung demokratischer Prinzipien in 
Worten und Autoritarität in Wirk­
lichkeit, Beschwörungen über Volks­
herrschaft von den Tribünen aus, 
Voluntarismus und Subjektivismus 
in der Praxis, die Quasselei von 
demokratischen Instituten und rea­
le Verletzung der Normen der so­
zialistischen Lebensweise, Defizit 
an Kritik und Offenheit — all das 
hat sich im Leben der Gesellschaft 
ziemlich stark verbreitet und Wur­
zeln geschlagen.

Die Vergeltung für solche Metho­
den war hart — Gleichgültigkeit, 
Abschwächung der sozialen Aktivi­
tät der Massen, Isoliertheit des 
werktätigen Menschen vom gesell­
schaftlichen Eigentum und von der 
Leitung. Gerade am verknöcherten 
System der Macht, an ihrem mit

Herumkommandieren und 
verbundenen Aufbau stoßen 
die Grundprobleme der Umgestal­
tung — sowohl die Wirtschaftsre­
form als auch die Entwicklung des 
sozialen und kulturellen Bereichs 
und die Erziehung der Menschen 
als Herren im Hause zur engagier­
ten Einstellung zu allem, was in 
unserem Lahde geschieht.

Im Frühjahr 1985 nahm die 
Partei einen entschiedenen Kampf 
um die Erneuerung der gesell­
schaftspolitischen Strukturen auf. 
Es geht eine allmähliche Verbesse­
rung des neuen Wirtschaftsmecha­
nismus vor^ich. Der Charakter der 
gesellschaftlichen Beziehungen ver­
ändert sich. Gefestigt werden die 
Rechtsgrundlagen der Umgestal­
tung. Wir lernen Demokratie und 
Offenheit, lernen streiten und disku­
tieren, einander die Wahrheit sa­
gen. Das ist natürlich schon viel.

Die Demokratisierungsprozesse in 
den zentralen und örtlicnen Orga­
nen entwickeln sich allerdings 
noch langsam. Heute muß man 
Courage haben, um zuzugeben: 
Bleibt das politische System unbe­
weglich und unverändert, so wer­
den wir die Aufgaben der Umge­
staltung nicht bewältigen.

Die Frage einer kardinalen Re­
form des politischen Systems auf­
werfend, muß man vor allem von 
der klaren Vorstellung darüber aus­
gehen, welche seiner Qualitäten 
die Prüfung durch die Zeit bestan­
den haben und uns heute notwen­
dig sind und welche man im Ge­
genteil auf fein Minimum reduzie­
ren oder vollständig abschaffen 
muß.

Wie uns es scheint, muß es hier­
bei um die Lösung folgender Haupt­
aufgaben gehen:

Erstens muß alles dafür getan 
werden, daß Millionen und aber 
Millionen Werktätigen nicht verbal, 
sondern in der Tat in die Lenkung 
und Leitung unseres Landes einbe­
zogen werden.

Zweitens gilt es, den Prozessen 
der Selbstregulierung und Selbst­
verwaltung der Gesellschaft Tür 
und Tor zu öffnen, und die Bedin­
gungen für die vollständige Ent­
faltung der Initiative der Bürger.

Druck 
heute

der repräsentativen Machtorgane, 
der Partei, und der gesellschaftli­
chen Organisationen und der Ar- 
beitskolleklive zu schaffen.

Drittens kommt es darauf an, den 
Mechanismus für die unbehinderte 
Herausbildung und Ermittlung der 
Interessen und des Willens aller 
Klassen und sozialen Gruppen, ihre 
Abstimmung und Wahrnehmung in 
der Innen- und Außenpolitik des 
Sowjetstaates in Gang zu bringen.

Viertens müssen die Bedingungen 
für die weitere freie Entwicklung 
einer jeden Nation und Völker­
schaft, für die Festigung ihrer 
Freundschaft und der gleichberech­
tigten Zusammenarbeit auf der 
Grundlage der Prinzipien des In­
ternationalismus gewährleistet wer­
den.

Fünftens gilt es, die sozialistische 
Gesetzlichkeit und Rechtsordnung 
radikal zu stärken, um die Mög­
lichkeiten für eine Usurpation der 
Macht und Fälle von deren Miß­
brauch auszuschließen, dem Büro­
kratismus und dem Formalismus ef­
fektiv entgegenzuwirken und zuver­
lässige Garantien für den Schutz 
der verfassungsmäßigen Rechte und 
Freiheiten der Bürger wie auch für 
die Erfüllung der Bürgerpflichten 
gegenüber der Gesellschaft und dem 
Staat zu sichern.

Sechstens geht 
Funktionen der 
Staatsorgane in 
mit der Leninschen Konzeption von 
der Rolle der Kommunistischen 
Partei als politische Avantgarde 
der Gesellschaft und der Rolle des 
Sowjetstaates als 
Volksmacht exakt 
halten.

Und schließlich gilt es siebentens, 
einen effektiven Mechanismus ins 
Leben zu rufen, der die rechtzeitige 
Selbsterneuerung des politischen 
Systems unter Beachtung der sich 
ändernden innenpolitischen und in­
ternationalen Bedingungen gewähr­
leisten würde, eines Systems, das 
zu immer einer energischeren Ent­
wicklung und Durchsetzung der 
Prinzipien der sozialistischen De­
mokratie und der Selbstverwaltung 
in allen Le^ensbereichen fähig wäre.

es darum, die 
Partei- und der 
Übereinstimmung

Instrument der 
auseinanderzu-

2. Die Umgestaltung und die Menschenrechte

des 
eine

hinüberwächst.

Das Endziel der Reform des po­
litischen Systems und das wichtig­
ste Kriterium dafür, 
uns gelingen wird, sie in die Tat 
umzusetzen, 
Bereicherung der 
und die Erhöhung der sozialen Ak­
tivität der sowjetischen Menschen. 
Diese Frage nimmt in Theorie und 
Praxis des Sozialismus einen zen­
tralen Platz ein. Auf dem Funda­
ment, das durch die Oktoberrevolu­
tion in unserem Land geschaffen 
wurde, konnte ein beeindrückendes 
Gebäude der garantierten Bürger­
rechte auf vielen Gebieten errichtet 
werden. Wir machen davon Ge­
brauch und denken — daraus müs­
sen wir kein 
selten daran, 
schon so gewohnten Rechte in vie­
len Regionen der Welt erst eine 
Hoffnung der Werktätigen, erst Ziel 
ihres Kampfes bleiben.

Die Menschenrechte sind in un­
serer Gesellschaft keine Gabe des 
Staates, keine Wohltat von irgend­
jemand. Das ist eine unveräußerli­
che Eigenschaft des Sozialismus, 
seine Errungenschaft. Persönlich­
keit und Gesellschaft, Bürger und 
Staat, Mensch und Kollektiv — all 
das sind verschiedene Ebenen ein 
und desselben großen Problems. Die 
Art und Weise, wie es bewältigt 
wird, spiegelt die Natur der politi­
schen Ordnung wider und bestimmt 
in vieler Hinsicht die Ergebnisse 
der menschlichen Tätigkeit, ja das 
gesamte Gefüge des öffentlichen 
Lebens voraus. Die sozialistische 
Lösung dieses Problems besteht in 
der organischen Verknüpfung des 
Kollektivistischen mit dem Persön­
lichen. Unsere Philosophie in die­
ser Schlüsselfrage des gesellschaft­
lichen Aufbaus geht 
rühmten Formel des „Manifestes 
der Kommunistischen Partei" aus, 
worin die freie Entwicklung eines 
jeden die Bedingung für die freie 
Entwicklung aller ist. Uns, Genos­
sen, kommt es darauf an, zu be­
greifen, daß gerade durch die Stel­
lung des Menschen in der Gesell­
schaft, durch die ihm gewährten 
Rechte und ihm auferlegten Pflich­
ten letztendlich auch seine soziale 
und politische Aktivität wie auch 
sein Arbeitselan bestimmt werden. 
Dabei gilt cs, dies nicht nur zu be­
greifen, sondern auch dahingehend 
zu wirken, indem wir die Wirt­
schaftsreform und die Reform des 
politischen Systems verwirklichen.

Welche konkreten Aufgaben fal­
len hier an?

Vor allen Dingen zu den sozialen 
Rechten der Persönlichkeit. Bei uns 
hat sich ein weitverzweigtes Sy­
stem der Fürsorge der Gesellschaft 
für den Menschen herausgebildet, 
doch sehen wir in seiner gegenwär­
tigen Entwicklungsetappe seine 
Schwächen und Mängel und sind 
bestrebt, alles in unserer Kraft Ste­
hende zu tun, um die Arbeitsbedin 
gungen, die Qualität der Volksbil­
dung und des Gesundheitswesens 
zu verbessern sowie das Niveau der 
sozialen Sicherstellung der Werk­
tätigen zu erhöhen. In all dem äu­
ßerl sich die feste Orientierung der 
Partei auf die Gewährleistung der 
Gleichberechtigung der sowjeti­
schen Menschen, auf deren soziale 
Sicherheit.

Doch wäre in diesem Zusammen­
hang folgendes zu sagen: Wir sind 
gewillt, die Garantien für die so­
zialökonomischen Rechte der Per­
sönlichkeit zu stärken, aber dafür 
sind entsprechende Veränderungen 
der wirtschaftlichen und der poli­
tischen Verhältnisse erforderlich. 
Sowohl der Charakter dieser Verän­
derungen als a'ueh die Fristen de­
ren’Verwirklichung sind jedoch mit 
der Erwerbstätigkeit aller Mitglie­
der der sowjetischen Gesellschaft 
eng verbunden. Die sozialen Güter, 
die man von der Gesellschaft be-

inwieweit es

bilden die allseitige 
Menschenrechte

Hehl machen — nur 
daß alle diese uns

von der be-

zieht, und die Einstellung zur 
beit sind unlöslich ineinander 
zahnt. Es kommt darauf an, 
jeder Mensch die Notwendigkeit 
hoher Anforderungen an sich selbst 
erkennt. Hier offenbart sich ein wei­
teres Mal die Wichtigkeit der auf 
der wirtschaftlichen Rechnungsfüh­
rung aufgebauten Prinzipien des 
Wirtschaftens, die es ermöglichen, 
nicht nur den Verdienst, sondern 
auch die Befriedigung der sozialen 
Bedürfnisse mit dem Arbeitsbeitrag 
des jeweiligen Menschen, mit dem 
einer jeden Belegschaft zu verknüp­
fen. Die Werte und Güter kommen 
nicht von selbst. Sie werden nur 
durch die Arbeit erschaffen. Unge­
wissenhafte Einstellung zur Sache, 
niedrige Arbeitsdisziplin, Trägheit 
und soziales Parasitieren sind für 
uns unannehmbar.

Jawohl, wir wissen, daß sich in 
den Jahren der Stagnation im Be­
reich der Erwerbstätigkeit allerhand 
schwierige Probleme angesammelt 
haben. Nunmehr müssen wir die 
Sache geradebiegen und das Ver­
säumte aufholen. Und das ist nicht 
so einfach, da es die ganze Gesell­
schaft betrifft.

Die Umgestaltung hat die Frage 
nach den politischen Menschenrech­
ten mit aller Schärfe aufgeworfen. 
Auf deren Wahrnehmung haben 
sich die administrativen Komman­
domethoden der Leitung und die 
damit zusammenhängende Ein­
schränkung der Demokratie beson­
ders schmerzvoll ausgewirkt. All 
das hat den durch die Oktoberrevo­
lution eingeleiteten Prozeß der 
Überwindung einer Entfremdung 
des Menschen von der Macht, von 
der Politik gehemmt und erschwert.

Der Entwurf für eine politische 
Reform, der unserer Konferenz zur 
Erörterung unterbreitet wird, zielt 
denn auch darauf ab, den Prozeß 
einer umfassenden Einbeziehung der 
Werktätigen in die Leitung und 
Lenkung der Angelegenheiten unse­
res Landes zu beschleunigen. Und 
dafür sollten natürlich reale Bedin­
gungen geschaffen, nämlich das 
Wahlsystem geändert, die Struktur 
der Macht- und der Verwaltungsor­
gane reorganisiert und die Gesetz­
gebung erneuert werden. Selbstver­
ständlich setzt das auch entspre­
chende Veränderungen im gesell­
schaftlichen Bewußtsein von Millio­
nen und aber -Millionen Menschen 
voraus.
•**TJnd so bekommt man jetzt oft 
zu hören, und in den Zuschriften 
von der Peripherie zu lesen, die 
Umgestaltung habe sie noch nicht 
erreicht, und man wird gefragt, 
wann dies geschehen werde. Doch 
die Umgestaltung ist kein Manna 
vom Himmel, und es kommt darauf 
an, nicht abzuwarten, bis man sie 
von irgendwo angefahren hat, son­
dern sie eigenhändig in der eigenen 
Stadt bzw. im eigenen Dorf, im 
eigenen Arbeitskollektiv ins Leben 
zu rufen. Heute sind Taten, Hand­
lungen, nicht aber Gespräche in 
Verbindung mit der Umgestaltung 
dringender denn je gefragt. Vieles 
hängt hierbei von unseren Kadern, 
von den leitenden Mitarbeitern der 
Rayons, Stadtbezirke, Städte, Ge­
biete, Republiken und des Staates 
ab.

Doch daran, daß es bei uns noch 
viele Orte gibt, wo die Umgestal­
tung durchdreht, sind bei weitem 
nicht die Leiter allein schuld. Be­
kanntlich ist es ein leichtes, Unter­
lassungen auf die Obrigkeit abzu­
wälzen, und übrigens ist eine sol­
che Haltung bei uns weit verbreitet. 
Man konnte diese Gewohnheit noch 
halbwegs verstehen, als die gesell­
schaftliche Atmosphäre in unserem 
Land und die Tätigkeit der Partei- 
und der Staatsorgane keine erfor­
derlichen Voraussetzungen für die 
Bekundung einer engagierten 
staatsbürgerlichen Grundhaltung

Ar- 
ver- 
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boten. Doch jetzt, Genossen, wan­
delt sich alles von Grund auf, und 
viele haben sich in alle Prozesse 
der Umgestaltung tüchtig einge­
schaltet. Deshalb müssen wir jenen, 
die auch heute weiterhin wehklagen 
und sich auf die Obrigkeit, auf „die 
da oben" berufen, unumwunden die 
Frage stellen: Und was hast du für 
die Umgestaltung getan? (Anhal­
tender Beifall).

Ganz besonders möchte ich auf 
die politischen Freiheiten eingehen, 
die jedem Menschen die Möglich­
keit geben, seine Meinung zu belie­
biger Frage zu äußern. Die Wahr­
nehmung dieser Freiheiten bietet 
eine reale Garantie dafür, daß je­
des Problem vom öffentlichen Inter­
esse allseitig erörtert, daß alle Für 
und Wider erwogen werden; dies 
würde uns dazu verhelfen, die rich­
tigsten Lösungen unter Beachtung 
aller mannigfaltigen Meinungen 
und realen Möglichkeiten zu fin­
den. Kurz und gut. Genossen, es 
geht um eine neue Rolle der öffent­
lichen Meinung in unserem Land. 
Und wir brauchen uns vor dem Neu­
en, dem Ungewohnten der Urteile 
nicht zu fürchten, wir brauchen 
nicht zurückzuschrecken und bei 
jeder Diskussionswende in Extreme 
zu verfallen.

Ich möchte auch solch grundsätz­
liche Frage wie die Gewissensfrei­
heit anscnneiden. Gegenwärtig ge­
nießt sie in Verbindung mit dem 
1000jährigen Jubiläum der Christia­
nisierung Rußlands verstärkte Auf­
merksamkeit. Wir machen aus un­
serer Haltung gegenüber der reli­
giösen Weltanschauung als nicht- 
materialistischer, unwissenschaftli. 
eher Weltanschauung kein Hehl. 
Doch bietet das keinen Grund, die 
geistige Welt der gläubigen Men­
schen zu mißachten, und um so we. 
niger, irgendwelchen administrati­
ven Druck zur Durchsetzung der 
materialistischen Auffassungen an­
zuwenden.

Das vor 70 Jahren beschlossene 
Leninsche Dekret über die Loslö­
sung der Kirche vom Staat und 
der Schule von der Kirche schuf 
neue Grundlagen für das Verhält­
nis zwischen ihnen. Dieses Verhält­
nis gestaltete sich bekanntlich nicht 
immer normal. Doch das Leben 
selbst, die Geschichte vereinten die 
Gläubigen und die Nichtgläubigen 
als Bürger des Sowjetlandes und 
Patrioten sowohl in den Jahren der 
Prüfungen des Großen Vaterländi­
schen Krieges als auch bei der Ge­
staltung unserer sozialistischen Ge. 
Seilschaft und im Friedenskampf.

Alle Gläubigen, unabhängig da­
von, zu welcher Religion sie sich 
bekennen, sind vollwertige Bürger 
der UdSSR. Die ” 
Mehrheit von ihnen 
aktiv an unserer Produktion und an 
unserem gesellschaftlichen Leben, 
an der Lösung der Aufgaben der 
Umgestaltung. Der Entwurf für ein 
Gesetz über die Gewissensfreiheit, 
der gegenwärtig vorbereitet wird, 
beruht auf Leninschen Grundsät­
zen und trägt allen Realitäten von 
heute Rechnung.

Nunmehr zu den persönlichen 
Rechten der Bürger. Hier bedarf es 
ebenfalls einer exakteren gesetzge­
berischen Regelung. Manches ist 
bereits getan worden. Mit großer 
Genugtuung wurde die Entschei­
dung aufgenommen, keine anony­
men Eingaben zu prüfen, ferner 
die Festlegung einer strafrechtli­
chen Ahndung der Verfolgung we­
gen Kritik, des Verfahrens zum Be­
klagen rechtswidriger Handlungen 
von Amtspersonen beim Gericht 
und zum Aufkommen für den durch 
solche Handlungen zugefügten

Schaden wie auch der stärkere 
Schutz der Rechte psychisch Kran­
ker. Unsere ganze Rechtsordnung 
hat eine strikte Wahrung der Rech­
te der Bürger auf Unantastbarkeit 
ihres Privatlebens, ihrer Wohnung, 
das Telefongeheimnis, das Briefge­
heimnis sowie das der Post- und 
der Telegrafsendungen zu garantie­
ren. Das Gesetz muß die persönli­
che Würde des Menschen zuverläs­
sig schützen.

Wenn wir die Rechte und Freihei­
ten der sowjetischen Menschen auf 
jede Weise schützen und garantie­
ren, so dürfen wir nicht diese los­
gelöst von den Bürgerpflichten be­
trachten. Die Demokratie setzt ver­
nünftige öffentliche Ordnung vor­
aus, ohne die es eigentlich auch 
keine persönliche Freiheit geben 
kann. Unsere Gesetzgebung verfolgt 
das Ziel, die Gesellschaft vor aller­
lei Nimmersatten, Raffern, Langfin­
gern, Rowdys, Verleumdern und 
Grobianen entschieden in Schutz 
zu nehmen. Die Gesellschaft muß 
über wirksame Mittel zur Einwir­
kung auf asoziale Elemente, zu de­
ren Umerziehung und Eingliede­
rung in das normale Arbeitsleben 
verfügen.

Und ein weiteres Problem. Die 
Durchsetzung der persönlichen 
Rechte und Freiheiten, der Ausbau 
der Demokratie und der Offenheit 
insgesamt müssen mit der Stärkung 
der Gesetzlichkeit und dem Anhal­
ten zur unbedingten Achtung vor 
dem Gesetz Hand in Hand gehen. 
Die Demokratie ist weder mit dem 
Eigensinn noch mit der Verantwor­
tungslosigkeit oder der Zügellosig­
keit und dem Sittenverfall verein­
bar. (Beifall).

Wie Sie wissen, sahen wir uns in 
der jüngsten Zeit wiederholt mit 
Versuchet} konfrontiert, die demo­
kratischen Rechte zu antidemokra­
tischen Zwecken zu mißbrauchen. 
Manche Leute glauben, auf diese 
Weise beliebige " 
Änderung des 
hin zu der Gründung von opposi­
tionellen Parteien, lösen zu können. 
Das ZK der KPdSU vertritt den 
Standpunkt, daß solcher Demokra­
tisierungsmißbrauch den Aufgaben 
der Umgestaltung grundsätzlich 
widerspricht und mit den Interes-

Fragen, von der 
Grenzverlaufs bis
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sen des Volkes divergiert. (Anhai- j 
tender Beifall).

überwiegende 
beteiligt sich

Das Problem der Menschenrechte 
weist auch einen wichtigen inter­
nationalen Aspekt auf. Wir sind von 
der Richtigkeit unserer sozialisti­
schen Wahl zutiefst überzeugt und 
fest entschlossen, die Rechte der 
Persönlichkeit gerade auf dem so­
zialistischen Boden zu bereichern, 
indem wir alle Verzerrungen und 
Deformationen aus der Welt schaf­
fen und in jenem Rahmen und mit 
jenen Methoden verfahren, die der 
Natur unserer Gesellschaftsordnung 
entsprechen. ~ * 
genwärtigen 
wickeln sich die 
und vor allem das 
Leben zum'Gegenstand

Doch unter den ge- 
Bedingungën' ént- 

Menschenrechte 
Recht auf das 

_________ 1 der Für­
sorge der ganzen Weltgemeinschaft, 
werden sie ebenso wie viele weitere 
Aspekte des öffentlichen Lebens in­
ternationalisiert.

Wir sind bereit, mit allen anderen 
Ländern tatkräftig zusammenzuar- 
beiteh, Erfahrungen auszutauschen 
und die übernommenen Verpflich­
tungen peinlich genau einzuhalten. 
(Beifall).

Wir sind davon überzeugt, daß 
uns die Umgestaltung befähigen 
wird, die unbedingten Vorzüge des 
Sozialismus bei der Sicherung al­
ler Menschenrechte, der sozialen, 
der politischen und der individuel­
len, aufzuzeigen

3. Vervollkommnung des Machtgefüges

Prozessen der 
und Selbstver-

Genossen! Unser Staat ist be­
kanntlich als Instrument der Dik­
tatur der Arbeiterklasse entstanden, 
und an der Schwelle der 60er Jah­
re wurde die Schlußfolgerung ge­
zogen, daß er nach und nach in ei­
nen Staat des gesamten -Volkes 
hinüberwächst. Doch je weiter wir 
uns hier in den Inhalt des politi­
schen Prozesses vertiefen, desto of­
fenkundiger wird die Notwendig­
keit, unser Staatswesen in vollem 
Umfang dieses Begriffes ein Staats­
wesen des gesamten Volkes werden 
zu lassen. Dafür ist ein solches 
Macht- und Verwaltungsgefüge er­
forderlich, da das entscheidende, 
das letzte Wort stets das Volk zu 
sagen hat, da den 
Selbstregulierung
waltung der Gesellschaft maxima­
ler Spielraum gewährt sein wird. 
Von grundsätzlicher Bedeutung ist 
hier eine richtige 
Machtbefugnisse 
wichtigsten Elementen des politi­
schen Systems und in erster Linie 
zwischen Partei und Staat.

Das Leben selbst stellt uns mit 
allem Nachdruck vor die Aufgabe, 
die Allmacht der Sowjets der Volks­
deputierten zum neuen Leben zu 
erwecken, und es geht nichts an, 
wenn wir uns hier auf Halbheiten 
beschränken wollten. Es gilt, an 
dieses Problem komplex heranzuge­
hen und es kardinal zu lösen.

Die Diskussion vor der Konfe­
renz hat gezeigt, daß die Maßnah­
men, die das ZK zur Umgestaltung 
der Sowjets vorgeschlagen hat, 
Unterstützung und Zustimmung 
finden. Das wichtigste Prinzip lie­
ße sich wie folgt formulieren: Keine 
einzige staatliche, wirtschaftliche 
oder soziale Frage darf unter Um­
gehung der Sowjets entschieden 
werden. Die Politik der Partei, sei 
es die Wirtschafts-, die Sozial- oder 
die Nationalitätenpolitik, muß vor 
allem über die Sowjets der Volks­
deputierten als Organe der Volks­
macht in die Tat umgesetzt werden.

In vollem Maße ist die Notwen­
digkeit herangereift, die Lenkung 
und Leitung der lokalen Angelegen­
heiten auf den Grundsätzen der 
Selbstverwaltung, der Eigenfinan­
zierung und der Eigenversorgung 
zu reorganisieren.

Diese Reorganisierung muß sich 
zur organischen Fortsetzung der1

Verteilung der 
zwischen den

Wirtschaftsreform gestalten, die 
Interessen der ganzen Gesellschaft 
mit den Bedürfnissen jeder ihrer 
territorialen Zellen und jedes Ar­
beitskollektivs in Einklang bringen 
und mit der ressortbedingten Ent- 
zweigung und Zersplitterung der 
lokalen Wirtschaft aufräumen. Es 
kommt darauf an, die volle Verant­
wortung und Selbständigkeit der 
Sowjets bei der Lösung der Pro­
bleme der Entwicklung des ihnen 
unterstellten Territoriums festzule­
gen und den Anteil der Gewinnab­
führung der Betriebe, unabhängig 
von deren Unterstellung, an den. 
Haushalt der Sowjets zu erhöhen.

Die Sowjets müssen über solide, 
auf langfristigen Normativen beru­
henden Einnahmequellen verfügen, 
einschließlich der Abführungen al­
ler Betriebe, die auf ihrem Territo­
rium liegen, und Mittel für die Ver­
wirklichung großangelegter Aufga­
ben akkumulieren. Sie müssen auch 
die erforderlichen Möglichkeiten da. 
für besitzen, Geldmittel der Be­
völkerung zu mobilisieren, damit 
für die Einwohner der jeweiligen 
Stadt, des jeweiligen Rayons oder 
Stadtbezirks bzw. der jeweiligen 
Ortschaft gemeinsame Anliegen der 
sozialen, kulturellen und der kom­
munalen Entwicklung gelöst wer­
den können.

Man sollte die Überführung der 
Betriebe, deren Erzeugnisse mit 
der Deckung des Bevölkerungsbe­
darfs Zusammenhängen, in die Ver­
fügungsgewalt der örtlichen So­
wjets beschleunigen und diesen die 
Möglichkeit gewähren, auch in den 
höheren Instanzen untergeordneten 
Betrieben Aufträge unterzubringen.. 
Im Gesetz müssen die Beziehungen 
zwischen den Sowjets und den Be­
trieben und Kolchosen sowie deren 

klipp und klarArbeitskollektiven 
umrissen werden.

Es kommt darauf 
staltung der Arbeit 
tativorgane als solche 
sen zu erneuern, den Kreis 
Fragen, die ausschließlich in ihren 
Tagungen zu entscheiden sind, zu 
erweitern und vorzusehen, daß ein 
Teil der Deputierten von ihren 
dienstlichen Obliegenheiten bzw. 
Produktionsaufgaben laufend für 
die Mitarbeit in den Sowjets und 
das Wirken in ihrem Wahlkreis

an, die Ge- 
der Repräsen- 

entschlos- 
von

(Fortsetzung S. 5)
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freizusetzen ist, die Kontrollfunktio­
nen der Sowjets und deren ständi­
gen Kommissionen wirksamer wer­
den zu lassen. Nominierung von 
Alternativkandidaturen, geheime 
Stimmabgabe, Ausschreiben von 
Wettbewerben und andere demokra­
tische Formen sollen in den Ta­
gungen bei der Wahl der Exekutiv­
komitees, bei der Bestätigung von 
Leitern der Abteilungen und Ver­
waltungen zur Regel werden. Es 
gilt, durchzusetzen, daß die Arbeit 
der Sowjets aller Ebenen öffentlich 
abläuft und ständig im Blickfeld 
der Wähler bleibt.

Die Sowjets vereinigen nach Le­
nins Ansinnen die Gesetzgebungs- 
die Verwaltungs- und die Kontroll­
funktionen. Doch leugnet das 
keineswegs eine rationelle Arbeit? 
teilung zwischen den staatlichen 
Organen, was für die gegenseitigen 
Beziehungen der Sowjets mit ihren 
Exekutivkomitees besonders wich­
tig ist. Im Interesse eines richtigen 
Auseinanderhaltens der Funktionen 
und einer Verstärkung der Kontrol­
le durch die Repräsentativorgane 
über die Tätigkeit der Exekutivko­
mitees haben viele Diskussionsteil­
nehmer den Vorschlag geäußert, 
in den örtlichen Machtorganen 
ständig wirkende Vorsitzende der 
Sowjets und Präsidien der Sowjets 
zu haben. Diese würden die Vor­
bereitung der Tagungen und die 
Koordinierung der Arbeit von 
ständigen Kommissionen und De­
putiertengruppen, kurzum, alles 
übernehmen, was mit der Gestal­
tung der intensiven Tätigkeit des 
Repräsentativorgans der Staats­
gewalt zusammenhängt.

Da unter den gegenwärtigen Be­
dingungen die Aufgabe gestellt 
wird, die Rolle der gewählten Or­
gane und der Deputierten zu ver­
stärken, scheint die Meinung jenri 
Genossen begründet zu sein, die 
den Standpunkt vertreten, daß es 
sehr wichtig ist, die Rolle der So­
wjets als Repräsentativorgane des 
Volkes im Hinblick auf die neuen 
Aufgaben durch die Autorität der 
Partei zu untermauern. Doch muß 
dies auf einer exakter rechtlichen 
Grundlage erfolgen.

Der Weg, der hierfür besonders 
real zu sein scheint, wäre für den 
Posten der Vorsitzenden der 
jeweiligen Sowjets in der Regel 
die ersten Sekretäre der ent­
sprechenden Parteikomitees zu 
empfehlen. Wenn sie an der Spitze 
der Sowjets und deren Präsidien 
stehen, werden sie die Verbesserung 
aller Aspekte im Wirken der Orga­
ne der Volksvertretung überaus 
aktiv fördern.

Das ist eine Frage von großer 
Wichtigkeit und sie sollte ausführ­
licher behandelt werden. Gegen­
wärtig gehören die ersten Sekre­
täre gewöhnlich Exekutivkomitees 
an. Und dies führt, wie die lang­
jährigen Erfahrungen lehren, ge­
wollt oder ungewollt zur Verstär­
kung von Prärogativen der Exeku­
tivorgane und deren Apparats und 
beeinträchtigt das Ansehen der 
Sowjets als Repräsentativorgane.

Wenn der erste Sekretär des 
jeweiligen Parteikomitees zum Vor­
sitzenden des Sowjets gewählt sein 
wird, so wird das dem Sowjet zum 
höheren Ansehen verhelfen, die 
Kontrolle über die Tätigkeit des 
Exekutivkomitees und dessen Vor­
sitzenden verstärken und ermög­
lichen, die Funktionen der Partei- 
und der Staatsorgane unter den 
Bedingungen exakter auseinander­
zuhalten, da sich der Schwerpunkt 
der Verwaltungstätigkeit auf die 
Sowjets verlagert.

Andererseits wird die Empfeh­
lung der leitenden Parteifunktio­
näre für die Posten von Vorsitzen­
den der Sowjets, Genossen, sie un­
ter wirksamere Kontrolle durch die 
Werktätigen stellen, da die Wahl 
in den Tagungen durch geheime 
Stimmabgabe erfolgen wird. Und 
das bedeutet, daß das Mandat des 
leitenden Parteifunktionärs, das 
ihm von den Kommunisten erteilt 
wird, jedesmal durch die Repräsen­
tanten des Volkes auf allen Ebenen 
des Sowjetsystems gleichsam ge­
prüft und bekräftigt sein wird.’ 
Natürlich kann es vorkommen, daß 
die empfohlene Kandidatur des 
Parteisekretärs bei den Deputierten 
keine Unterstützung findet. Dann 
werden auch das Parteikomitee, 
die Kommunisten verständlicher­
weise die entsprechenden Schluß­
folgerungen daraus ziehen müssen.

Einem besseren Auseinanderhal­
ten der Befugnisse zwischen den 
Repräsentativ- und den Exekutiv­
organen muß die Festsetzung der 
Regel dienen, wonach die Mitglie­
der des Exekutivkomitees und die 
Leiter dessen Abteilungen" und 
Verwaltungen keine Deputierten des 
entsprechenden Sowjets sein dür­
fen. Sie sind heute Deputierten der 
Sowjets, geben sich selbst Aufträge 
und sind daran interessiert, daß 
diese Aufträge leicht zu erfüllen 
wären. Es wäre zweckmäßig, eine 
solche Regelung auf die Richter, 
die Staatsan w ä 11 e und die 
Schiedsrichter und im Maßstab der 
UdSSR, der Unions- und der 
autonomen Republiken auch auf 
die Mitglieder der Regierung und 
die Leiter der Staatsorgane auszu­
dehnen.

Herangereift ist die Notwendig­
keit, auch eine Reihe von demokra­
tischen Einschränkungen für die 
Ausübung gewählter Funktionen 
einzuführen. Die Erfahrungen der 
Vergangenheit lehren, daß das 
Ausbleiben solcher Einschränkun­
gen eine der schwerwiegenden 
Ursachen für Machtmißbrauch so­
wohl im Zentrum als auch an der 
Peripherie war. Uns sind viele 
Beispiele dafür bekannt, daß durch­
aus würdige, fähige Leiter, die 
ihren Posten jahrzehntelang beklei­
det halten, sich restlos ausschöpf­
ten und dadurch, daß sic weiterhin 
im leitenden Sessel bleiben, sich in 
einen Hemmschuh, in eine Bürde 
für die Sache verwandelten.

Die Materialien der Diskussion, 

die vor der Konferenz vor sich 
gegangen ist, zeigen, daß eine 
Veränderung dieser Sachlage im 
Grunde genommen zu einer For­
derung der gesamten Partei, ja 
des ganzen Volkes geworden ist. 
Allerdings wurden dabei unter­
schiedliche Standpunkte geäußert. 
Die einen bezweifelten, ob die 
Klausel hinsichtlich der Mög­
lichkeit einer Wahl für die dritte 
Amtsperiode hintereinander, und sei 
dies auch nur in Ausnahmefällen, 
notwendig ist. Nach Ansicht der 
anderen sollte eine Verlängerung 
der Befugnisse für die dritte 
Amtsperiode nur für die höchste 
Machtstaffel zugelassen werden. 
Wollen wir diese Vorschläge erör­
tern.

Und dann noch folgendes: Wenn 
in den Thesen die Begrenzung der 
Amtsperioden lediglich die gewähl­
ten Funktionen betraf, so schlugen 
viele Diskussionsteilnehmer vor, 
diese Regelung auch auf die Mit­
arbeiter auszudehnen, die von den 
Sowjets ernannt und bestätigt 
werden. Nach unserer Ansicht ist 
das eine richtige Bemerkung, und 
sie sollte beherzigt werden.

Es wurde auch der Vorschlag 
erörtert, wonach gewählte Funktio­
nen mit dem Erreichen einer be­
stimmten Altersgrenze nicht mehr 
besetzt werden dürfen. Es hat 
auch Gegenstimmen gegeben, die 
behaupteten, daß dies einer Ein­
schränkung des souveränen Rechts 
der Wähler gleichkäme. Nach unse­
rer Ansicht wird dieses Problem 
im Hinblick auf umfassende De­
mokratisierung des gesamten Pro­
zesses der Bildung der Macht und 
der Verwaltungsorgane seine Aktua­
lität verlieren und von den Wäh­
lern und Deputierten selbst nach 
demokratischen Verfahren entschie­
den werden.

Eine unveräußerliche Bedingung 
für den Aufschwung der Tätigkeit 
der Sowjets bildet das reale poli­
tische Gewicht eines Volksdeputi­
erten, und das hängt direkt mit 
dem gesamten Prozeß der Heraus­
bildung der repräsentativen Macht­
organe zusammen. Daraus ergibt 
sich die Notwendigkeit, unser 
Wahlsystem entschieden zu er­
neuern.

Wir haben diesen Weg in Erfül­
lung der Beschlüsse des XXVII. 
Parteitages bereits eingeschlagen. 
Bei den jüngsten Wahlen erfolgte 
die Stimmabgabe in einem Teil 
von Wahlkreisen nach einem Mehr­
mandat-System, in vielen Wahl­
kreisen wurden jeweils zwei Kan­
didaten und mehr nominiert. Die 
Gesamtzahl der Kandidaten, die 
zur Diskussion standen, war im 
Landesmaßstab fast doppelt so 
groß wie die Zahl der Mandate. Der 
Wettstreit belebte die Wahlen, 
verstärkte das Interesse der Wähler 
dafür und erhphte.die Verantwor­
tung der Deputierten. Nun gilt es, 
weiter zu schreiten, neue Herange­
hensweisen an das Wahlsystem 
sich zu eigen zu machen und zu 
verankern.

Bei der Bildung der Sowjets soll- 
te das Recht gewährt werden, 
uneingeschränkte Anzahl von Kan­
didaten zu nominieren, die Wahl­
vorschläge umfassend und unbe­
hindert zu erörtern, das demokrati­
sche Wahlverfahren, die regelmäßi­
ge Rechenschaftslegung der De­
putierten und die Möglichkeit de­
ren Abberufung strikt einzuhalten. 
Größere Befugnisse sollten den 
Bezirkswahlversammlungen gewährt 
werden, die sich zu den demokra­
tischen Foren für die auf dem 
Wettstreitprinzip beruhende Aus­
wahl der Bewerber gestalten müs­
sen. f

Im großen und ganzen, Genos­
sen, muß sich das Deputiertenkorps 
bei uns von nun an nicht nach 
einer Disposition, sondern vor 
allem auf der Basis der lebendigen 
und unbehinderten Willensäußerung 
der Wählerschaft rekrutieren. Die 
erste Bedingung für das effektive 
Funktionieren der Sowjets ist, daß 
zu ihnen Menschen gewählt wer­
den, die prinzipienfest, energiegela­
den und erfahren sind, mit Staats­
räson zu denken vermögen und 
fähig sind, ihre Wähler gebührend 
zu vertreten und in den Machtorga. 
nen aktiv zu wirken.

Wir sollten keine Angst davor 
haben, daß verschiedene Bevölke­
rungsschichten nichtsproportionell 
vertreten sein werden. Kampfbe­
währte, politisch gebildete und 
engagierte Menschen gibt es bei 
uns sowohl in der Arbeiterklasse 
als auch in der Bauernschaft und 
in der Intelligenz. Es kommt nur 
darauf an, einen gut eingèspielten 
Wettbewerbsmechanismus ins Le­
ben zu rufen, der ihre beste Aus­
wahl durch die Wähler sichern 
wird. Und dann werden alle wich­
tigsten Bevölkerungsgruppen und 
deren Interessen in der Zusammen­
setzung der Sowjets ihren Nieder­
schlag finden. Wie wir es verste­
hen, herrscht in der Gesellschaft 
Einigung darüber, daß die zahlen­
mäßige Stärke der örtlichen Sowjets 
verringert werden sollte.

Bei der Erörterung der Thesen 
des ZK zur Konferenz fand der 
Vorschlag weitgehende Unterstüt­
zung, für sämtliche Sowjets die 
gleiche Legislaturperiode, nämlich 
die von fünf Jahren, festzulegen. 
Unter diesen Bedingungen werden 
die Deputierten der etlichen Sowjets 
sicherer vorgehen, sie werden 
genügend Zeit erhalten, um ihre 
Vorhaben realisieren zu können. 
Und was die Möglichkeit betrifft, 
einen saumseligen Deputierten oder 
einen solchen, der mit seinen Auf­
gaben nicht fertig wird, abzuberu­
fen oder den Sowjet erforderlichen­
falls aufzufüllen, so wird dieses 
Recht den Wählern stets ein- 
geräumt.

Von entscheidender Bedeutung 
für ein wirkungsvolles Funktionie­
ren der Sowjets ist, wie die höch­
sten Organe der Sowjetmacht be­
schaffen sind und über welche 
Vollmachten sie verfügen. Für alle 
ist offenkundig: Obzwar die Depu­
tierten« das Präsidium und die 

Kommissionen des Obersten So­
wjets der UdSSR nützliche Arbeit 
leisten, erfordern die Struktur un­
seres höchsten Machtorgans und 
die Regelung für dessen Tätigkeit 
substantielle Veränderungen. Wäh­
rend der Diskussion, die sich um 
die Thesen des ZK entfaltet hat, 
wurde für diese Frage besonderes 
Interesse gezeigt.

Viele unterbreiteter Vorschläge 
liefen darauf hinaus, auf die 
Erfahrungen der ersten Jahrzehnte 
nach der Oktoberrevolution zu­
rückzugreifen, da bei uns das Sy­
stem von Sowjetkongressen wirkte. 
Das waren umfassende und macht­
volle Volksversammlungen, und in 
der Zwischenzeit wirkten mit recht 
hohen Vollmachten ausgestattete 
zentrale Exekutivkomitees. Der 
Massencharakter der Repräsentation 
ging mit der ständigen Arbeit an 
der Gesetzgebung, Verwaltung und 
Kontrolle einher. Während der 
Diskussion wurde auch der Gedan­
ke geäußert, daß unsere gesell­
schaftlichen Organisationen im 
höchsten Machtorgan des Landes 
direkt repräsentiert werden soll­
ten.

Diese Meinungen zusammenfas­
send, unterbreitet das ZK der 
KPdSU der Konferenz folgende 
Vorschläge.

Erstens. Die Repräsentation der 
Werktätigen in der höchsten Staf­
fel der Staatsmacht soll bedeutend 
erweitert werden.

Zu diesem Zweck soll die ge­
genwärtig bestehende' territoriale 
Repräsentation der gesamten Be­
völkerung im Unionssowjet und die 
Repräsentation der Nationen und 
Völkerschaften im Nationalitäten­
sowjet durch unmittelbare Reprä­
sentation der unserem politi­
schen System gehörenden gesell­
schaftlichen Organisationen er­
gänzt werden. Somit würden 1 500 
Deputierten genauso wie jetzt 
von den territorialen bzw. nationa­
len Wahlkreisen und ungefähr 
750 weitere Deputierte auf Partei­
tagen, Kongressen bzw. Plenartagun­
gen der Zentralorgane der Partei-, 
der Gewerkschafts-, der Genossen­
schafts-, der Jugend-, der Frauen-, 
der Veteranen-, der Forschungs­
organisationen, der Künstlerver­
bände und anderen Organisationen 
gewählt werden. Die Aufstellung 
dieser Organisationen ebenso wie 
der Vertretungsschlüssel ließen 
sich durch die Verfassung festle­
gen.

Alle für die Dauer von fünf 
Jahren zu wählenden Deputierten 
würden insgesamt ein neues rep­
räsentatives höchstes Organ der 
Staatsmacht, nämlich den Kongreß 
der Volksdeputierten der UdSSR, 
bilden. Dieser würde einmal im 
Jahr zu seinen Sitzungen zusam­
menkommen und über die wichtig- 

'steh Verfassungsmäßigen, 'pdliti- 
schen und sozialökonomischen 
Fragen im Leben unseres Landes 
entscheiden.

Zur Erörterung und Entschei­
dung aller Fragen gesetzgebender, 
verfügender Natur bzw. Fragen, 
die einen Kontrollcharakter haben, 
zur Lenkung der Arbeit der 
rechenschaftspflichtigen Org a n e 
und der untergeordneten Sowjets 
würde der Kongreß der Volksde­
putierten aus seinem Bestand 
einen zahlenmäßig relativ kleinen 
(sagen wir 400 bis 450 Mann star­
ken) Obersten Sowjet der UdSSR 
wählen, der sich aus zwei Kam­
mern zusammensetzt. Es würde 
sich um ein ständig funktionieren­
des oberstes Machtorgan handeln, 
das dem Kongreß der Volksdepu­
tierten rechenschaftspflichtig wäre. 
Somit wird die ganze Arbeit im 
Bereich der Gesetzgebung und 
Kontrolle unmittelbar im Ober­
sten Sowjet und in dessen Kommis­
sionen konzentriert sein, w$s einen 
neuen Schritt auf dem Wege zur 
Demokratisierung der obersten 
Staatsstrukturen bedeuten wird. 
Man könnte sich auch Gedanken 
darüber machen, daß ein Teil des 
Bestandes des Obersten Sowjets 
der UdSSR laufend erneuert wird.

Zweitens. Das Funktionieren der 
Kammern des Obersten Sowjets 
der UdSSR gilt es zu aktivieren 
und ihre .gegenwärtig bestehende 
funktionelle Entpersönlichung auf­
zugeben.

Selbstverständlich sollten die 
Gesetzentwürfe und die Entschei­
dungen über die Schlüsselprobleme 
im Leben unseres Staates nach wie 
vor von den Mitgliedern der bei­
den Kammern des Obersten Sowjets 
erörtert und beschlossen werden.

Zugleich könnte der Nationali­
tätensowjet, der alle nationalstaat­
lichen und nationaladministrativen 
Gebilde unseres Landes repräsen­
tiert, die Fragen ihrer wirtschaft­
lichen und sozialen Entwicklung, 
der zwischennationalen Beziehun­
gen, der Einhaltung der gesetz­
lichen Bestimmungen in diesem 
Bereich, der Kontrolle über die 
Tätigkeit der Unionsministerien 
und der anderen zentralen staat­
lichen Einrichtungen, die die In­
teressen von Republiken, autono­
men Gebilden usw. betrifft, behan­
deln.

Seinerseits könnte sich der 
Unionssowjet, der die Interessen 
des gesamten Volkes, die Bedürf­
nisse aller Klassen und sozialen 
Gruppen wahrnimmt, auf die 
Ausarbeitung größerer sozialökono­
mischer Programme und Pläne, 
auf die Fragen der Politik auf 
dem Gebiet der Preise und der 
Besteuerung, der Arbeitsverhält­
nisse, des Schutzes der Bürger­
rechte, der Stärkung der Verteidi­
gungsfähigkeit unseres Landes, auf 
die Ratifizierung der internationa­
len Verträge u. a. konzentrieren.

Hier, auf unserer Konferenz, sol­
len wir uns über eine Abgrenzung 
der Funktionen der Kammern 
grundsätzlich einigen. Konkret 
soll das alles in der Verfassung 
der UdSSR und in anderen Ge­
setzgebungsakten seinen Nieder­
schlag finden.

Die Erörterung hat ein weiteres 
Thema auf den Plan gebracht, das 

aktiv diskutiert wurde, nämlich 
das Verhältnis zwischen den 
höchsten Posten in Partei und 
Staat und deren Platz in der ober­
sten Machtstruktur. In diesem Zu­
sammenhang halten es die einen 
für angebracht, zu der Praxis zu­
rückzukehren, die zu Lenins Leb­
zeiten bestanden hat, als der füh­
rende Parteipolitiker gleichzeitig 
der Regierungschef war. Die ande­
ren meinen, eine gleichzeitige 
Ausübung der Funktionen in Par­
tei und Staat sei überhaupt uner­
wünscht. Wieder andere sprechen 
sich dafür aus, den Posten eines 
Präsidenten der UdSSR zu errich­
ten. Die vierten verweisen darauf, 
daß die Situation, da der General­
sekretär des ZK der KPdSU 
praktisch die Rolle des höchsten 
Repräsentanten unseres Landes 
spielt, mit der Konzeption vom 
Rechtsstaat nicht übereinstimmt. 
Es werden auch viele andere 
Meinungen geäußert.

Diese Frage, Genossen, ist ernst 
und sollte auf unserer Konferenz 
ausführlich behandelt werden. Und 
zwar so, daß sie im Zuge der Re­
form des politischen Systems ihre 
optimale Lösung findet.

Nach Ansicht des ZK der 
KPdSU würde die Errichtung des 
Postens des Vorsitzenden des 
Obersten Sowjets der UdSSR der 
Verstärkung der Rolle der höchsten 
Repräsentativorgane und des ge­
samten Systems der Sowjets der 
Volksdeputierten, der stärkeren 
Ausprägung des rechtlichen Cha­
rakters der Macht und der besse­
ren Repräsentation der Sowjet­
union in den internationalen An­
gelegenheiten entsprechen.

Es sollte festgelegt werden, daß 
dieser vom Kongreß der Volks­
deputierten der UdSSR durch ge­
heime Abstimmung gewählt bzw. 
abberufen wird und diesem gegenü­
ber voll verantwortlich und rechen­
schaftspflichtig ist. Unter den 
Bedingungen, da die Rolle der 
Repräsentativorgane allgemein 
verstärkt wird, sollte der Vorsit­
zende des Obersten Sowjets der 
UdSSR mit hinreichend umfassen­
den staatlichen Befugnissen aus­
gestattet sein. Unter anderem 
könnte er die Vorbereitung der 
Gesetze und der wichtigsten sozial, 
ökonomischen Programme allge­
mein anleiten, Entscheidungen über 
Schlüsselfragen der Außenpolitik, 
der Verteidigungsfähigkeit und 
der Sicherheit unseres Landes 
treffen, dem Verteidigungsrat vor­
stehen, Vorschläge hinsichtlich der 
Kandidatur des Vorsitzenden des 
Ministerrats der UdSSR unterbreiten 
sowie eine Reihe von anderen Oblie­
genheiten erfüllen, die für einen 
solchen Staatsposten traditionell 
sind.

Wir sind der Ansicht, daß man 
in der obersten Machtstruktur auch 
eih Präsidium des Obersten Sowjets 
der UdSSR haben sollte, das unter 
der Leitung des Vorsitzenden des 
Obersten Sowjets wirken wird. 
Dem Präsidium könnten zwei er­
ste Stellvertreter des Vorsitzenden 
angehören, von denen einer als 
Vorsitzender des Komitees für 
Volkskontrolle der UdSSR fungie­
ren würde, ferner 15 Stellvertreter 
(nach der Zahl der Unionsrepubli­
ken) sowie die Vorsitzenden der 
Kammern, der ständigen Kommis­
sionen und der Komitees des Ober­
sten Sowjets. Dem Präsidium 
würden die Einberufung der Ta­
gungen, die Koordinierung der 
Arbeit der Kommissionen und der 
Deputierten des Obersten Sowjets 
sowie einige andere repräsentative 
und sonstige Aufgaben obliegen.

Es wäre zweckmäßig, den Status 
der ständigen Kommissionen des 
obersten Machtorgans zu stärken, 
die sich aus den Reihen der Mit­
glieder des Obersten Sowjets und 
der Deputierten des Kongresses der 
Volksdeputierten zusammensetzen 
würden. Diese können sowohl ge­
trennt nach den Kammer^ als 
auch gemeinsam (vereinigte Ko­
mitees) gebildet werden.

Die Befugnisse der Kommissionen 
und Komitees sollten im Hinblick 
au> die neuen Aufgaben beträcht­
lich erweitert werden. Unter ande­
rem wäre vorzusehen, daß die 
Entscheidungen über bedeutende 
Fragen der Innen- und der Außen­
politik, über die Berufung der 
Leiter von Ministerien und ande­
ren zentralen staatlichen Einricht­
ungen wie auch sonstigen Amtsper­
sonen nur nach vorausgegangener 
Erörterung in diesen Kommissio­
nen und Komitees getroffen werden 
dürfen. Man sollte auch öffentliche 
Anhörungen in den Kommissionen 
und Komitees sowie Bildung spe­
zieller Deputiertengruppen zur 
Erforschung von Problemen, die 
akutes öffentliches Interesse aus­
lösen, weitgehender praktizieren.

Es ergibt sich auch die Frage 
nach der Schaffung eines solchen 
Organs wie das vom Kongreß der 
Volksdeputierten der UdSSR zu 
wählende Komitee für Verfassungs­
aufsicht in der obersten Macht- 
struktur. Dieses würde die Überein­
stimmung unserer Gesetze und der 
anderen Gesetzgebungsakte mit 
dem Grundgesetz unseres Landes 
überwachen und zu diesem Zweck 
mit hinreichenden Vollmachten 
ausgestattet sein. Das Bestehen 
dieses Komitees würde übrigens 
eine zusätzliche Garantie für die 
demokratische Kontrolle über die 
Tätigkeit aller Amtspersonen bil­
den, einschließlich solcher, die die 
höchsten Posten bekleiden.

Drittens. Die neuen Formen des 
Gefüges der obersten Macht ga­
rantieren an und für sich noch 
nicht ihre Effektivität. Zu diesem 
Zweck gilt es, den Charakter und 
den Arbeitsstil des Obersten Sq- 
wjets als solchen entschieden zu 
ändern. Es kommt darauf an, lan- 
Se Reden und Eigenberichte, 

berorganisiertheit und Formalis­
mus in den Tagungen auszumer­
zen. Diese müssen lebhaft und 
anspruchsvoll werden, Varianten 
für die vorgeschlagenen Lösungen 
gegenüberstellen, Änderungsanträ­
ge. Ergänzungen und Einwände 
erörtern. Man sollte Tage für die 

Antworten der Regierung auf 
Fragen der Deputierten einführen 
und die Praktiken der Deputierten­
anfragen ausbauen.

Natürlich kann es vorkommen, 
daß wir beim Treffen dieser oder 
jener Entscheidung keine volle 
Einmütigkeit erzielen. Doch ist das 
eine für den demokratischen Pro­
zeß normale Erscheinung. Über­
haupt ist es längst an der Zeit, zu 
lernen, der Stimme eines Opponen­
ten Gehör zu schenken und ihm 
nicht im voraus voreingenommen 
zu begegnen. Sozialistischer Plura­
lismus der Meinungen, Auseinan­
dersetzung, Diskussion, Gegen­
überstellung von Ansichten ist der 
Weg zur Findung besserer, optima­
ler Lösungen.

Das ZK der KPdSU, das diese 
Veränderungen in der Struktur 
und in der Gestaltung der Arbeit 
des obersten Machtorgans der 
UdSSR vorschlägt, vertritt den 
Standpunkt, daß sich viele von 
ihnen auch für die obersten Macht­
organe der Republiken anwenden 
ließen. Diese Schritte würden zur 
Verstärkung ihrer Rolle und zur 
Erhöhung ihrer Autorität beitragen, 
würden insgesamt einen weiteren 
Ausbau der Rechte der Unionsre­
publiken bedeuten. Darüber hinaus 
würde die Einheitlichkeit im Auf­
bau und in der demokratischen 
Verfahrensweise der Machtorgane 
der Union und der Republiken ein 
effektives, aufeinander eingespiel­
tes Funktionieren des gesamten 
Systems der Sowjets als Ganzes 
gewährleisten.

Im Hinblick auf die vorgemerkten 
Veränderungen gilt es auch, die 

• Fragen der Bildung, der Struktur 
und der Funktionen der Machtorga 
ne der autonomen Republiken zu 
erörtern.

Wenn die Delegierten damit ein­
verstanden sein werden, so ließen 
sich alle diese Vorschläge in einer 
speziellen Entschließung der Kon­
ferenz formulieren. Dabei sollte 
die Umgestaltung der Sowjets nicht 
länger aufgeschoben werden. Ins­
besondere könnte man schon im 
Herbst dieses Jahres die ent­
sprechenden Gesetzgebungsakte im 
Obersten Sowjet der UdSSR erör­
tern und im Anschluß daran nach 
der turnusmäßigen Wahl im Früh­
jahr des nächsten Jahres die 
Reorganisation der Unionsorgane 
der Staatsmacht vornehmen.

Bei der Stärkung der Sowjets 
als Fundament der repräsentativen 
Demokratie kommt es darauf an, 
für die größtmögliche Entwicklung 
der unmittelbaren Demokratie, 
und zwar in der Produktion, am 
Wohnort, in den Bürger, bzw. Ein­
wohnerversammlungen wie auch 
im Prozeß der Erörterung der 
wichtigsten gesamtstaatlichen und 
lokalen Entscheidungen, Bedingun­
gen zu schaffen.

Die Erfahrungen der lezten Jah­
re haben gezeigt, wie effektiv die 
Erörterung der Entwürfe für die 
größten gesamtstaatlichen Ent­
scheidungen, so über den ' staat­
lichen Betrieb, über das Genossen­
schaftswesen, über die Schulreform, 
über die Gestaltung des Gesund­
heitswesens u. a.. ist. Viel häufiger 
als jetzt sollten Entscheidungen 
durch Abstimmung der Bürger auf 
der Ebene eines Dorfes, eines 
Rayons bzw. Stadtbezirks oder 
einer Stadt getroffen werden, be­
sonders über Fragen, die die Men­
schen unmittelbar betreffen und 
über die es keine einheitliche Mei­
nung gibt. Mögen diese oder jene 
Probleme in solchen Fällen durch 
die Mehrheit entschieden werden.

Der Entwicklung aller Formen 
der sozialistischen Selbstverwaltung 
des Volkes wohnen enorme Reser­
ven inne. Wir verfügen be­
reits sowohl über die recht­
liche als auch über die po­
litische und gewissermaßen über 
die psychologische Grundlage für 
ihre breite Entfaltung, ganz beson­
ders in den Arbeitskollektiven. In­
dem wir die eigenen Erfahrungen, 
aber auch die Erfahrungen unserer

4. Demokratisierung der staatlichen Verwaltung
Genossenl Jetzt, da die Aufgabe, 

die Mitwirkung der Werktätigen an 
der Lenkung und Leitung auf jede 
Weise zu erweitern, in den Vorder­
grund rückt, kommt es darauf an, 
zu überlegen, wie das Prinzip des 
demokratischen Zentralismus unter 
den konkreten Bedingungen anzu­
wenden ist. Die Erforschung dieser 
Frage führt uns zu der Schlußfol­
gerung: Die wichtigste Tendenz, 
die den Entwicklungsbedürfnissen 
der Gesellschaft entspricht, besteht 
in der Dezentralisation, die selbst 
verständlich unter Beibehaltung je­
ner Funktionen des Zentrums durch­
zuführen ist, ohne die die Vorzüge 
des Sozialismus nicht verwirklicht 
und die Interessen des ganzen Vol­
kes unmöglich gewahrt werden kön. 
nen.

Eine objektive Analyse zeigt, daß 
bei den gegenwärtigen Dimensio­
nen unserer Volkswirtschaft und 
der Vielfalt der Probleme des öf­
fentlichen Lebens alle aufkommen­
den Fragen von einem Zentrum aus 
rechtzeitig und richtig nicht gelöst 
werden können. Und daraus ergibt 
sich die Notwendigkeit, viele Be­
fugnisse an die Basis, an die Re­
publiken, Regionen, Gebiete, Stadt­
bezirke und Rayons, an die Arbeits­
kollektive, abzutreten.

Solange aber, Genossen, sieht die 
Situation so aus, daß nicht nur die 
Regierung, sondern auch das Po­
litbüro des ZK der KPdSU und das 
Sekretariat des ZK Dutzende, ja 
Hunderte von Fragen entscheiden 
müssen, von denen die meisten oh­
ne jeglichen Nachteil für die Sache 
an die untergeordneten staatlichen, 
wirtschaftlichen und anderen Or­
gane übergeben werden können. An 
eine solche Regelung haben sich 
alle gewöhnt. Die Leitungskader 
schicken mit und auch ohne jeden 
Anlaß Telegramme mit allerlei Bit­
ten an das ZK und die Regierung, 
während sich Bürger mit zahlrei­
chen Eingaben an sie wenden, die 
Fragen betreffen, welche ihrem We­
sen nach an Orl und Stelle, näm­

Freunde in den sozialistischen Län­
dern allseitig auswerten, müssen 
wir uns die sich hierbei ergebenden 
Fragen immer wieder durch den 
Kopf gehen lassen, die mit der 
Zweckmäßigkeit einer vollständigen 
bzw. teilweisen Übergabe der ein­
zelnen Funktionen der staatlichen 
Organe an diese oder jene selbst­
verwalteten Organisationen Zusam­
menhängen. Das Wichtigste, wor­
auf es ankommt, ist, daß dies nicht 
formell, sondern substantiell ge­
schieht.

Wir alle sind Zeugen dessen, wie 
sich unter den Bedingungen, der 
Umgestaltung, der Entfaltung von 
Demokratie und Offenheit die Ei­
geninitiative der Werktätigen in 
ganz unterschiedlichen Bereichen 
äußert. Obwohl, und das muß hier 
unumwunden gesagt werden, nicht 
alles, Genossen, so einfach ist. Man 
nehme beispielsweise ein Arbeits­
kollektiv, das nach der Methode der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung 
arbeitet. Es kann nur als selbst­
verwalteter Organismus nach den 
Grundsätzen der Eigenfinanzierung 
funktionieren. Und das bedeutet, 
daß hier auch die Fragen des Zu­
sammenwirkens zwischen der Be­
legschaftsversammlung und dem 
Rat des Kollektivs, der Partei-, der 
Gewerkschafts- und der Komsomol­
organisation und der Betriebslei­
tung, die Beziehungen dieses ge­
samten Komplexes mit den Sowjets 
der Volksdeputierten auf neue Wei­
se zu regeln sind. Unsere Erfahrun­
gen mögen vielleicht noch gering 
sein, doch sie nehmen mit jedem 
Tag zu, und es kommt darauf an, 
daß wir sie im Interesse der Ent­
wicklung des Selbstverwaltungs­
prozesses umsichtig nutzen.

Und schließlich zu einer weiteren 
überaus wichtigen Form der sozia 
listischen Volksmacht, zur Kontrol­
le.

Die Idee von der Arbeitskontrolle 
rührt von der Oktoberrevolution 
her, und sie wurde bekanntlich von 
Lenin in dessen letzten Arbeiten 
sorgfälltig untersucht. Gerade in 
der Kontrolle durch die Massen er­
kannte Lenin eine der entscheiden­
den Garantien gegen Willkür, Su­
bjektivismus, Amtsmißbrauch, ein 
Mittel, das eine feste sozialistische 
Disziplin (Arbeits-, Staats-, Plan-, 
Wirtschafts- und Finanzdisziplin) 
zu sichern vermag.

Bei der Kontrolle durch die Werk­
tätigen handelt es sich um den 
spezifischen Wesenszug des politi­
schen Systems des Sozialismus, der 
unserer Gesellschaftsordnung orga­
nisch innewohnt.

Und heute, da wir die Prozesse 
der Demokratisierung und der 
Selbstverwaltung entfalten, gilt es, 
dieses Instrument der Volksmacht 
in vollem Maße zu nutzen.

Wie in den Thesen des ZK der 
KPdSU festgestellt! wird, erscheint 
die Schaffung eines einheitlichen, 
den gewählten Machtorganen ur> 
tergeordneten Systems der gesell­
schaftlich-staatlichen Kontrolle als 
notwendig. Damit diesem System 
das nötige Gewicht verleihen wird, 
könnte der Vorsitzende des Komi­
tees für Volkskontrolle, wie bereits 
ausgeführt, der erste Stellvertreter 
des Vorsitzenden des Obersten So­
wjets der UdSSR sein. Ein solches 
Kontrollsystem, in dem die staat­
lichen und die gesellschaftlichen 
Grundsätze miteinander verknüpft 
sind und das sich auf ein dichtma­
schiges Netz von in den Arbeits­
kollektiven wirkenden Volkskon. 
trolleuren stützt, wird sich zu ei­
ner wirklich wuchtigen Kraft der 
Reinigung der Gesellschaft von ne­
gativen Erscheinungen, zu einer 
Massenschule der Selbstverwaltung 
gestalten.

Mit anderen Worten, wir müssen 
einerseits die gute Tradition der 
Arbeiter- und Bauerninspektion aus 
der Lenin-Zeit zum neuen Leben 
erwecken und andererseits die ge­
samte Kontrolltätigkeit auf das Ni­
veau der neuzeitlichen Aufgaben 
heben.

lich in der Stadt, im Rayon und 
auf dem Lande, gelöst werden soll­
ten.

Die Umgestaltung der Funktio­
nen und Befugnisse ist natürlich 
eine recht verantwortungsvolle An- 
felegenheit, und sie darf dem

elbstlauf nicht überlassen werden. 
Hier bedarf es eines starken poli­
tischen Impulses wie auch einer 
exakten rechtlichen Grundlage. Ei­
ne ihren Dimensionen nach bedeu­
tende Dezentralisation durchzufüh­
ren, heißt einen lebenspendenden 
Blutzufluß zu den Kapillaren unse­
res politischen und wirtschaftlichen 
Systems zu sichern. Doch leuchtet 
es ein, daß man dabei die Blut­
versorgung von Hirn und Herz un­
serer gesellschaftlichen Organis­
mus auf keinen Fall unterbrechen 
darf.

Ein wichtiger Platz kommt hier­
bei dem Ministerrat der UdSSR, 
dem höchsten vollziehenden und 
verfügenden Machtorgan, das dem 
Obersten Sowjet der UdSSR re­
chenschaftspflichtig ist, zu. Unter 
den Bedingungen, da eine Abgren­
zung der Funktionen der Partei- 
und der Staatsorgane erfolgt, 
nimmt die Verantwortung des Mi­
nisterrates für die Verwirklichung 
der Innen- und der Außenpolitik, 
für die Ausarbeitung und Durchset 
zung der Pläne und der Perspek- 
tivprogrammc für die wirtschaftli­
che, soziale und kulturelle Entwick­
lung unermeßlich zu. Um diese 
Funktionen ausüben zu können, 
verfügt der Ministerrat über weit 
gehende Vollmachten, die durch un­
sere Verfassung vorgesehen wer­
den.

Indem wir die außerordentliche 
Wichtigkeit der Dezentralisation 
und des Kampfes gegen den Res­
sortgeist zugeben, müssen wir zu­
gleich klipp und klar sagen, daß 
sie'mit der Förderung des Lokal­
patriotismus nichts gemein haben. 
Und da eine solche Gefahr durch­
aus real ist, brauchen wir ernst zu 
nehmende Gegengewichte. Dem 

Zentrum muß das Recht Vorbehal­
ten bleiben, sein Wort zu sagen, 
und das Allerwichtigste ist: Die 
demokratische Kontrolle von unten, 
durch die Werktätigen, muß ent­
schieden gefestigt werden. Ich den­
ke, daß wir alle für die Selbstver­
waltung, jedoch gegen die Eigen­
macht, für die Beachtung lokaler 
Interessen, aber auch dafür stim­
men werden, daß diese mit den 
Interessen der ganzen Gesellschaft 
unbedingt verknüpft werden soll­
ten. Kurz und gut, diejenigen, die 
die Ansicht vertreten, der Kurs auf 
Dezentralisation öffne dem Lokal­
patriotismus bzw. dem regionalen 
Egoismus Tür und Tor, werden ei­
nen groben Fehler begehen.

Das Problem einer rationellen 
Verknüpfung des Zentralismus und 
der Dezentralisation ergibt sich 
auch in Verbindung mit den verab­
schiedeten Gesetzen über den staat­
lichen Betrieb (Vereinigung), über 
das Genossenschaftswesen und 
über die individuelle Erwerbstätig­
keit. Den Ausgangspunkt bei der 
Festlegung der Funktionen und der 
Struktur der Verwaltungsorgane 
müssen die in diesen Dokumenten 
formulierten Grundsätze bilden. 
Diese Organe dürfen die Arbeits­
kollektive nicht mehr kommandie­
ren, wie es zuvor der Fall war.

Im großen und ganzen. Genos­
sen, die Demokratisierung auf der 
Ebene eines auf dem Prinzip der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung 
funktionierenden Bestandteils, ei­
nes einzeln genommenen Arbeits­
kollektivs bzw. einer Genossenschaft 
wird keinen gebotenen Effekt zeitigen 
— und wir haben uns in der ersten 
Etappe der Reform davon bereits 
überzeugt —, falls sie nicht durch 
die Demokratisierung der Ver­
waltung auf der Ebene von Mini­
sterien, territorialen Organen und 
zentralen staatlichen Wirtschafts­
einrichtungen ergänzt sein wird.

Und das bedeutet, daß es dar­
auf ankommt, den Kurs auf die 
Vereinfachung der Struktur, auf 
die Zusammenlegung von Organen, 
die die gleichgearteten Zweige und 
Tätigkeitsbereiche verwalten, auf 
die Verringerung der Zahl von Mi­
nisterien und anderen zentralen 
staatlichen Einrichtungen, auf die 
Abschaffung von überflüssigen Ele­
menten, Zwischen- und Übergabe­
strukturen konsequenz zu befolgen.

W’ir alle, Genossen, begreifen 
sehr wohl, daß wir heute, da die 
überaus komplizierten Aufgaben 
der Umgestaltung, der Demokrati­
sierung der Gesellschaft und der 
breiten Einbeziehung des Volkes in 
die Leitungstätigkeit gelöst wer­
den, ohne den Apparat nicht aus­
kommen können und uns dessen 
Kadern gegenüber nicht herablas­
send verhalten sollten. Wir brau­
chen den Verwaltungsapparat, doch 
jnuß dieser 'anders als jetzt be­
schaffen sein.

Es gilt, für den Apparat eines 
neuen Typs zu kämpfen, der auf 
hohem beruflichem Können beruht, 
die neuzeitiiehe Informationstech­
nologie beherrscht, vom Volk de­
mokratisch kontrolliert wird und 
imstande ist, den wirtschaftlichen 
und sozialen Fortschritt voranzu­
bringen. Und in einem solchen Ap­
parat müssen Menschen arbeiten, 
die die Grundlagen der Verwal­
tungswissenschaft gut beherrschen. 
Daraus ergibt sich auch die Auf­
gabe, die Ausbildung und Um­
schulung der entsprechenden Kader 
auf neue Art und Weise, auf neu­
zeitlichem Niveau irj Gang zu brin­
gen.

Die Arbeit zur Neuregelung der 
Verwaltüngsstruktur hat jetzt auf 
allen Ebenen eingesetzt. Eine Reihe 
von Ministerien und anderen staat­
lichen Einrichtungen im Zentrum 
und in den Republiken sowie von 
lokalen Verwaltungseinheiten wur­
de aufgelöst. Neue Generalschema­
ta der Verwaltung wurden geprüft 
und bestätigt. In Übereinstimmung 
damit wird der Apparat der staat­
lichen Unionseinrichtungen um 40 
Prozent, der in den Unionsrepubli­
ken auf die Hälfte und der in den 
autonomen Republiken, in den Re­
gionen und Gebieten um ein Drittel 
abgebaut. Im Rahmen der um sich 
greifenden Wirtschaftsreform sind 
auch die Betriebe daran gegangen, 
sich des überflüssigen Verwaltungs­
personals zu entledigen.

Dieser Prozeß verläuft jedoch 
nicht schmerzlos und stößt auf Wi­
derstand. Man muß jedoch feststel­
len, daß sowohl das ZK der KPdSU 
als auch die Regierung von den 
Werktätigen mit Fug und Recht 
deswegen kritisiert werden, weil 
die Sache nur langsam voran­
kommt. Und heute, nach drei Jah­
ren der Umgestaltung ist ein sper­
riger Verwaltungsapparat immer 
noch erhalten geblieben, dessen be­
deutender Teil aus ^aller Kraft be­
müht ist, seine Positionen zu hal­
ten, ohne auf die Interessen der 
Gesellschaft Rücksicht zu nehmen. 
Und hier müssen wir uns natürlich 
auf absolut begründete Forderun­
gen des Volkes orientieren

Wenn wir von der Notwendigkeit 
einer radikalen EITektivitätsteige- 
rung des bei uns wirkenden Vcr- 
waltungssystems sprechen, so müs­
sen wir cs insgesamt betrachten. 
Kein einziges seiner Bestandteile 
darf außerhalb der auf den Grund­
sätzen der demokratischen Erneue­
rung betriebenen Umgestaltung 
bleiben. Das gilt in vollem Maße 
für die Einrichtungen, die mit der 
Ausübung der außenpolitischen und 
außenwirtschaftlichen Funktionen 
verbunden sind. Die dort in der 
letzten Zeit vorgenommen substan­
tiellen Veränderungen bilden einen 
normalen Prozeß, der detp Geist 
der Zeit entspricht. Es ist notwen­
dig, auch die zielstrebige Arbeit 
der Führung des Komitees für 
Staatssicherheit, des Verteidigungs­
ministeriums und des Generalstabs 
zur Vervollkommnung ihrer Tätig­
keit unter den Bedingungen der ge. 
genwärtigen Entwicklungsetappe 
unserer Gesellschaft und der Ent­
faltung der demokratischen Pro­
zesse zu unterstützen.

(Fortsetzung S 6)
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Kurz und gut. Genossen, der De- 

inokratisierungsprozcß bringt mit 
allem Nachdruck die Aufgabe einer 
qualitativen Verbesserung des Ver 
waltungssystems durch Festlegung 
eines richtigen Verhältnisses zwi­
schen dem Zentrum und der Peri­
pherie. zwischen den gewählten Or-

galten und der Exekutive und einer 
realen Erweiterung der Mitwirkung 
der Werktätigen an der Leitungs­
tätigkeit auf den Plan. Die Frage 
läuft folglich nicht auf rein organi­
satorische Veränderungen hinaus, 
und das ist für das Verstehen 
Charakters der bevorstehenden 
beit überaus wichtig

des
Ar-

5. Entwicklung der zwischennationalen Beziehungen
Genossen! Das Bündnis der 

gleichberechtigten Nationen und 
Völkerschaften, das sich in unserem 
Land herausgebildet hat, gehört 
mit zu den größten Errungenschaf­
ten des Sozialismus. Das befähigt 
uns heute, mit großer Überzeugung 
zu sagen, daß nur das konsequen­
te Befolgen der Leninschen Natio­
nalitätenpolitik auch künftighin die 
einzig gesunde Grundlage unserer 
Entwicklung sein kann.

Das Leben selbst bekräftigte die 
Richtigkeit der Idee, die der Bil­
dung unserer großen Union zu­
grundegelegt worden war: das Ad­
dieren, die Vereinigung der An­
strengungen haben jede Nation und 
die Gesellschaft als Ganzes befä­
higt. ihr Vorwärtskommen jäh zu 
beschleunigen und neue Höhen des 
geschichtlichen Fortschritts zu er­
klimmen. Bei allen Schwierigkeiten, 
die es auf unserem Weg gegeben 
hat. können wir heute Teststellen, 
daß diese Union die Prüfung durch 
die Zeit bestanden hat. Sie bildet 
weiterhin die entscheidende Voraus- ‘ 
setzung für die weitere Entwick­
lung aller unserer Völker.

Bekanntlich soll der Frage der 
Entwicklung der zwischennationa­
len Beziehungen eine spezielle Ple­
nartagung des ZK gewidmet wer­
den. Aber wir müssen uns schon 
jetzt, auf unserer Konferenz, die­
sem außerordentlich wichtigen und 
akuten Problem zuwenden. Hier 
kommt es darauf an, sich das ge­
samte reale Bild vor Augen zu füh­
ren. und zwar sowohl die unver­
kennbaren Leistungen als auch die 
offenkundigen Mißstände, Ver­
säumnisse und Schwierigkeiten, die 
damit Zusammenhängen, daß kon­
krete sozialökonomische Fragen 
ungelöst sind, aber auch damit, 
daß man es manchmal nicht ver 
steht, die nationalen Interessen und 
die Interessen des ganzen Volkes 
zu einem Ganzen zu verbinden.

Uns steht bevor, uns gründlich 
mit der weiteren Entwicklung und 
Optimierung der bestehenden wirt­
schaftlichen und wissenschaftlich, 
technischen Verbindungen zwischen 
den Republikfen zu befassen, die 
Vorzüge der Arbeitsteilung und der 
Arbeitskooperation innerhalb der 
Sowjetunion sowie die der wissen­
schaftlich begründeten Regionalpo­
litik vollständiger in die Tat um- 
setzen. Viel bedeutet hierbei die 
Offenheit. Die Werktätigen müs­
sen vollständig darüber informiert 
sein, wie sich ihre Republik entwik- 
kelt und welchen Platz sie im 
Volkswirtschaftskomplex einnimmt. 
Sie müssen darüber Bescheid wis­
sen, wie nicht nur 
sondern auch alle 
seres Landes leben 
wickeln. Das sollte 
getan werden, weil 
mit Diskussionen
über die gegenseitigen Beziehungen 
zwischen den Republiken konfron­
tiert werden, die auf ungenügend 
vollständiger, oder gar einseitiger 
Information beruhen.

Es wird richtig sein, wenn sich 
unsere Parteikonferenz für die 
Prinzipien der • Gerechtigkeit und 
der brüderlichen internationalisti­
schen gegenseitigen Hilfe als si­
chere Orientierungspunkte für die 
zwischennationalen Beziehungen im 
Wirtschaftsbereich ausspricht, für 
ein Zusammenwirken, das sowohl 
den allgemeinen Aufschwung als 
auch die Verbesserung der wirt­
schaftlichen und sozialen Lebens­
verhältnisse aller Nationen und 
Völkerschaften unseres Landes ge­
währleistet.

In der gegenwärtigen Situation 
sollten die Rechte der Unionsrepu­
bliken neu durchdacht und in Ein­
klang mit der radikalen Wirtschafts, 
reform gebracht werden. Es wäre 
wohl zweckmäßig, wenn die Uni­
onsrepubliken, nachdem sie ihre 
Verpflichtungen gegenüber dem 
Unionsfonds eingelöst haben, die 
Möglichkeit bekommen, durch um­
sichtiges und initiativreiches Wirt­
schaften die ” 
Eigenbedarf 
de ebenfalls 
der sozialen 
Entwicklung 
hungen entsprechen und unser ge­
meinsames Vorankommen fördern.

In den letzten Jahren werden im 
Prozeß der Demokratisierung und 
der Offenheit auch solche Proble­
me ausgeleuchtet, deren Existenz 
nicht immer hinreichend beachtet 
wurde, beispielsweise die Fragen, 
die mit der Sprache, der Kultur, 
der Literatur und Kunst, den histo­
rischen Denkmälern und dem Na­
turschutz Zusammenhängen.

Die Entwicklung unseres multi­
nationalen Staates geht natürlich 
mit dem zunehmenden nationalen 
Selbstbewußtsein einher. Das ist 
eine positive Erscheinung, da aber 
den in diesem Zusammenhang auf­
kommenden neuen Bedürfnissen 
nicht immer gebührende Beachtung 
geschenkt wurde, traten bei einigen 
Fragen Komplikationen auf, und 
in mehreren Fällen nahmen sie 
nationalistische Färbung an. Und 
das, obwohl man sie im Prinzip 
hätte ohne weiteres lösen können, 
ohne Vorwand für allerlei Speku­
lationen und Überschwappen 
Emotionen zu bieten.

In der letzten Zeit haben 
uns mit eigenen Augen 
überzeugen können, zu 
Knäueln sich Probleme der 
schennationalen Beziehungen ver­
wirren können. Es gilt daher, die 
Brüderlichkeit und die Freund­
schaft unserer Völker wie seinen 
Augapfel zu hüten. Einen anderen 
Weg, eine vernünftige Alternative 
dazu gibt es schlicht und einfach 
nicht, Genossenl (Beifall). Diejeni-

igen, das 
betrügen

ihre Nachbarn, 
Republiken un- 
und sich ent- 
auch deshalb 
wir mitunter 

und Ansichten

gen aber, die sich befleißigen, 
Gegenteil zu beweisen, r „ 
sich selbst und auch andere. Ja 
mehr noch, Versuche, _ Menschen 
verschiedener Nationalitäten gegen­
einander aufzuhetzen, Zwist und 
Hader zwischen ihnen zu säen, be­
deuten, daß man gegenüber dem 
eigenen Volk und der sozialisti­
schen Gesellschaft eine schwere 
Verantwortung aufbürdet, vom 
Gesetz ganz zu schweigen. Objektiv 
gesehen, stört solches Vorgehen 
sowohl der Demokratisierungspro­
zeß als auch die Sache der Um­
gestaltung.

Die Fragen der zwischennationa- 
len Beziehungen müssen wir auch 
im Kontext der gegenwärtigen Ent­
wicklungsetappe des multinationa­
len Sowjetstaates betrachten. Es 
kommt darauf an, die von uns ge­
sammelten Erfahrungen zusammen­
zufassen, all das Wertvolle zu nut­
zen und gleichzeitig auch alles zu 
ermitteln, dessen wir uns entledi- 
gen sollten. Ich möchte ohne Um­
schweife sagen, daß es da Grund 
zum Nachdenken gibt. Vor allem 
geht es uns darum, viele Norma­
tivakte zu bewerten, die das Zu­
sammenwirken der Union und der 
Republiken regeln, und zwar da­
hingehend, inwieweit sie den jetzi­
gen Bedingungen, den Aufgaben 
und Erfordernissen unserer multi­
nationalen Gesellschaft und dem 
Entwicklungsstand der Demokratie 
entsprechen. Das wird offensichtlich 
auch eine Präzisierung der Stel­
lung, der Rechte und Pflichten der 
Unions- und der autonomen Re­
publiken sowie der anderen natio­
nalen Gebilde erforderlich machen.

Im Kontext der gleichen Be­
trachtungsweise gilt es, auch fol­
gende Frage zu erörtern: Unsere 
Gesellschaft zeichnet sich durch 
hohe soziale Mobilität der Bevölke­
rung aus, viele Menschen leben 
außerhalb der Grenzen ihres na­
tionalen Gebildes, und es gibt auch 
Völkerschaften, die über keine 
territoriale Autonomie verfügen. 
All das sind Realitäten unseres 
multinationalen Staates. Hier kann 
es zu bestimmten Kollisionen kom­
men, und für deren Überwindung 
steht uns nur der eine 
Weg frei, nämlich der: im 
Rahmen der bestehenden Struktur 
des Unionssstaates maximale 
Beachtung der Interessen sowohl 
jeder Nation und Völkerschaft 
als auch der ganzen Gemeinschaft 
der sowjetischen Völker zu sichern 
Ein anderes Herangehen unter un­
seren konkreten Bedingungen ist 
einfach unmöglich, jeder Versuch.

einen anderen Weg einzuschlagen, 
wäre verhängnisvoll.

Man nehme beispielsweise Ka­
sachstan. Es ist eine riesengroße 
Republik, die über große Mög­
lichkeiten für ihre Entwicklung 
verfügt, eine regelrechte internatio­
nale Gemeinschaft, deren Leistun­
gen auf die Zusammenarbeit aller 
unserer Völker zurückzuführen 
sind. Dieses Land wurde von Ka­
sachen, Russen, Ukrainern, Deut­
schen, Kirgisen, Tataren, Usbeken, 
Turkmenen sowie Vertretern vieler 
anderer Nationen und Völkerschaf­
ten erschlossen, die dort gemeinsam 
leben. Zugleich aber bezweifelt 
niemand die Integrität der Kasa­
chischen Republik. In diesem oder 
jenem Maße ist ein ähnliches Bild 
auch in anderen Republiken zu 
beobachten.

Wir können eine Internationali­
sierung der Wirtschaft, ja des ge­
samten öffentlichen Lebens nicht 
vermeiden. Jedes Streben nach na­
tionaler Abkapselung kann nur 
zur wirtschaftlichen und geistigen 
Verkümmerung führen. Unser, das 
sozialistische Herangehen ist ein 
anderes: Wir streben an, daß der 
Mensch jeder Nationalität in jedem 
Gebiet ^unseres Landes tatsächlich 
alle Rechte besitzt, daß er überall 
seine Rechte und legitimen Inter­
essen wahrnehmen kann.

Wenn wir uns für die weitere 
Stärkung der zwischennationalen 
Beziehungen einsetzen, so gehen 
wir davon aus, daß die Entwick­
lung des sowjetischen Unionsstaa­
tes, die internationalen Verbindun­
gen und die Brüderlichkeit unserer 
Völker lebendige dynamische Pro­
zesse sind. Sie müssen ständig im 
Blickfeld sowohl der Republik- als 
auch der Unionsorgane sein. 
damit zusammenhängenden 
bleme gilt es, gestützt

Unterstützung verdient auch der 
Vorschlag, schon in der nächsten 
Zeit die Ermittlungen über das 
Groß von Straffällen an den Ermitt­
lungsapparat des MdI zu überge­
ben und diesen als selbständige 
Struktur zu gestalten, die den 
örtlichen Milizorganen nicht unter­
steht. Das wird, wie uns scheint, 
dazu beitragen, die Möglichkeiten 
der sowjetischen Miliz für die Be­
kämpfung der Kriminalität und die 
Wahrung der öffentlichen Ordnung 
besser zu nutzen.

Zum stärkeren Schutz der Bür­
gerrechte ist es angebracht, die 
Frage nach der größeren Rolle der 
Rechtsanwaltschaft als selbstver­
waltete Vereinigung wie auch nach 
einer tatkräftigeren " ' 
der Rechtsanwälte an 
lung über Straf, und 
aufzuwerfen.

Im Zusammenhang 
unsere Wirtschaft zu 
Sätzen der Wirtschaftsreform über­
geht, gilt es, die Rechtsabteilungen 
der Sowjets, der Ministerien und 
anderen staatlichen Einrichtungen, 
der Wirt,schafts- und der anderen 
Organisationen wie auch die Orga­
ne der staatlichen Arbitrage wesent­
lich zu verstärken. Unter den Be­
dingungen der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung und Selbstver­
waltung, da die Vertragsverhält­
nisse das ganze Gewebe der Pro­
duktionsbeziehungen immer stärker

Beteiligung 
der Verhand- 

Zivilsachen

damit, daß 
den Grund-

durchdringen werden, gewinnt 
zuverlässige Funktionieren 
Rechtsabteilungen erstrangige 
deutung. Ohne dies läßt sich 
einer sachkundigen Lösung i

das 
der 
Be­
vor 

„ einer
Menge von rechtlichen und anderen 
Fragen, die sich im Verlauf der 
Umgestaltung ergeben, nur schwer­
lich reden.

Die geplante Rechts- und Ge'richts- 
reform, deren Hauptrichtungen wir 
in einer gesonderten Entschließung 
unserer Konferenz zu definieren 
vorschlagen, wird zweifellos eine 
ernst zu nehmende kadermäßige 
Sicherstellung erforderlich machen. 
Hier wird man ohne Ausarbeitung 
eines speziellen Programms für die 
Ausbildung und Umschulung von 
Juristen nicht auskommen. Gleich­
zeitig gilt es, auch die spruchreifen 
Fragen der materiellen Sicherstel­
lung der juristischen Kader zu 
lösen. Mit der generellen rechtlichen 
Grundausbildung sollte man in der 
Schule beginnen, um sie dann in 
den Fach- und Hochschulen, in 
den Betrieben und Einrichtungen 
fortzusetzen. Ich glaube, daß stär­
kere materielle Interessiertheit und 
die Bedingungen der wirtschaftli­
chen Rechnungsführung als solche 
in vieler Hinsicht dazu beitragen 
werden, daß sich die breiten Massen 
der Werktätigen die rechtlichen 
Grundkenntnisse aneignen und daß 
die Rechtsordnung in unserem Lan. 
de erstarkt.

7. Gesellschaftliche Organisationen im politischen System

Die 
Pro- 

„ . „ auf den
Willen der Völker, ihr gegenseiti­
ges Einvernehmen, unter Beachtung 
der Interessen aller sowjetischen 
Menschen zu lösen.

Es ist sehr wichtig, daß im 
Rahmen unseres politischen Sy­
stems auf ständiger Grundlage 
solche staatlichen und gesellschaft­
lichen Institutionen bestehen, die 
sich mit dem gesamten Komplex 
von zwischennationalen Problemen 
befassen würdèn. Ich habe bereits 
eingangs davon gesprochen, daß 
dies zu einer der Hauptaufgaben 
des Nationalitätensowjets des 
Obersten Sowjets der UdSSR wer­
den soll.

Kurz und gut, Genossen, die 
Union der Sozialistischen Sowjet­
republiken ist unser gemeinsames 
Zuhause, und wir sind als Haus­
herren verpflichtet, ständig dafür 
Sorge zu tragen, es zu 
und zu modernisieren, wir 
uns Mühe geben, darauf 
arbeiten, daß alle hier wohnenden 
sowjetischen Menschen stolz auf 
ihr sozialistisches Vaterland sind. 
(Anhaltender Beifall).

Das sollte in der Entschließung 
unserer Konferenz über die Ver­
vollkommnung der nationalen Be­
ziehungen mit besonderem Nach­
druck hervorgehoben werden.

pflegen 
müssen 
hinzu-

6. Herausbildung des sozialistischen Rechtsstaates

Produktion für den 
zu steigern. Das wür­
den Forderungen nach 
Gerechtigkeit bei der 
der nationalen Bezie-

von

wir 
davon 

welchen 
zwi-

Ich kann nicht umhin, auf das 
Interesse zu verweisen, das durch 
den Leitsatz der Thesen des ZK 
hervorgerufen wurde, wonach der 
Prozeß der konsequenten Demokra­
tisierung der sowjetischen Gesell­
schaft die Gestaltung des soziali­
stischen Rechtsstaates abschließen 
soll. In wenigen Worten gespro­
chen, besteht das Wichtigste für 
die Einschätzung eines Rechtsstaa­
tes darin, zu gewährleisten, daß 
das Gesetz in der Tat die Ober­
hand gewinnt. Kein staatliches Or­
gan, keine Amtsperson, kein Kol­
lektiv, keine Parteiorganisation 
bzw. gesellschaftliche Organisation, 
kein Mensch werden der Pflicht 
enthoben, sich dem Gesetz zu fü­
gen. Genauso wie die Bürger ihrem 
Staat des gesamten Volkes gegen­
über verantwortlich sind, ist auch 
die Staatsmacht den Bürgern ge­
genüber verantwortlich. Ihre Rech­
te müssen vor jeder Willkür der 
Macht und deren Repräsentanten 
sicher geschützt sein.

Die Umgestaltung hat mit be­
sonderer Deutlichkeit 'den Konser­
vatismus. des bei uns bestehenden 
Rechtssystems an den Tag gelegt, 
das zu einem bedeutenden Teil einst­
weilen nicht auf die demokrati­
schen, nicht auf die ökonomischen, 
sondern auf die administrativen 
Kommandomethoden der Leitung 
mit ihren zahlreichen Verboten 
und der kleinlichen Reglementie­
rung orientiert ist. Viele geltende 
Rechtsakte haben sich daher in 
einen Hemmschuh der gesellschaft­
lichen Entwicklung verwandelt. 
Daraus ergibt sich die Notwendig­
keit einer Reform der sowjetischen 
Gesetzgebung; diese Reform hat 
ein großes Massiv an rechtlichen 
Normen zu erfassen, in erster Li­
nie solcher, die das sozialistische 
Eigentum, die Planung, die Wirt­
schaftsbeziehungen, die Arbeits- 
verhältnissc, die Steuern, die Ren­
ten und desgleichen mehr betref­
fen. Bei der Erneuerung der Ge­
setzgebung gilt cs, sich strikt 
das Prinzip zu 
les erlaubt ist, 
nicht verbietet.

Von enorm w 
ist die Tätigkeit der Gerichtsorgane. 
Davon, wie genau die Waage der 
Gerechtigkeit ist, hängen das
Schicksal vieler Menschen, der
Schutz ihrer Rechte und die Unver­
meidlichkeit der Bestrafung der­
jenigen ab, die das Gesetz übertre­
ten naben. Unter diesen Bedingun­
gen ist es äußerst wichtig, die
Leninsche Auffassung von der
Rolle des Gerichts im System un­
serer Demokratie wiederhcrzustel- 
len und das Prinzip der Unab­
hängigkeit der Richter und deren 
Unterordnung lediglich dem Gesetz 
strikt zu befolgen. Eine der wich­
tigen Garantien dafür kann die 
Wahl der Gerichte durch die über­
geordneten Sowjets der Volksde­
putierten für eine längere Frist,

an
halten, wonach al- 

was das Gesetz

großer Bedeutung

sagen wir. für die Dauer von zehn 
Jahren, sein.

Die Öffentlichkeit fordert, die 
Verantwortung für Mißachtung 
des Gerichts, für Einmischung in 
dessen Tätigkeit zu erhärten und 
die strikteste Wahrung solcher de­
mokratischen Grundsätze des 
Gerichtsverfahrens zu. sichern wie 
kontradiktorischer Charakter und 
Gleichheit der Seiten, Publizität 
und Offenheit, Ausschluß jeglicher 
Voreingenommenheit, der ankla­
genden Tendenz und unbeirrbare 
Befolgung des Prinzips der 
sumtion der Unschuld.

Mit Fug und Recht wird 
Frage nach der Verstärkung 
Rolle der Volksbeisitzer aufgewor­
fen. Unter anderem verdient der 
Vorschlag Beachtung, die Zahl 
der Beisitzer bei der Verhandlung 
über besonders komplizierte Fälle 
zu vergrößern.

Somit sehen wir uns, Genossen, 
vor die Notwendigkeit einer grö­
ßeren Gerichtsreform gestellt.

Besonders wäre auf dié 
und die Verantwortung der 
anwaltschaft cinzugehen. 
letzten zwei Jahrzehnten 
diese mit einer Vielzahl 
sätzlichen Pflichten betraut, 
ihre Funktionen der Aufsicht über 
die Gesetzlichkeit so oder anders 
zweit-, ja drittrangig werden lie­
ßen. Das ZK der KPdSU hat es 
für notwendig erachtet, diese Ent­
stellung zu korrigieren, und die 
Aufgabe formuliert, auf die Lenin­
sche Position zurückzukehren und 
die Aufsicht über die* generelle 
und exakte Auslegung und Anwen­
dung der sowjetischen Gesetze als 
die wichtigste Funktion, der Staats­
anwälte durchzusetzen.

Eine wichtige Bedingung für die 
verstärkte Bekämpfung der Krimi­
nalität bilden die in Angriff ge­
nommene Arbeit zur Veränderung 
der strafrechtlichen Bestimmungen 
und im Anschluß daran auch der 
Prozeßgesetzgebung und der Straf­
vollzugsgesetzgebung und die Ab­
stimmung ihrer Normen mit den 
Erfordernissen der Gesellschaft in 
der gegenwärtigen Entwicklungs­
etappe.

Große Beachtung soll einer Ver­
besserung der Arbeit der Miliz 
geschenkt werden. In den letzten 
zwei bis drei Jahren sind Zehntau­
sende Kommunisten und Komsomol­
zen, Vertreter der Arbeiterklasse 
und der Bauernschaft, auf Empfeh­
lung von Parteikomitees und Ar­
beitskollektiven zur Miliz gekom­
men. Das wird zur Sanierung der 
Mdl-Organe beitragen, wo bc- 
kanntlicli ebenfalls ernste Verfeh­
lungen in der Arbeit und leider 
auch Mißbrauch zugelassen wer­
den. Das Wichtigste, was uns dazu 
verhelfen soll, das Arbeitsniveau 
der Miliz .entschieden zu heben, ist 
die Arbeit mit den Kadern, ist de­
ren politische Erziehung, rechtliche 
Ausbildung und Erhöhung Ihres 
beruflichen Könnens.

Prä-

’ die 
der

Rolle 
• Staats- 

In den 
wurde 

von zu- 
die

Einen wichtigen Bestandteil des 
sowjetischen politischen Systems 
bilden die gesellschaftlichen Orga­
nisationen, die die Interessen ver­
schiedener sozialer Schichten der 
Gesellschaft zum Ausdruck bringen. 
Die Gewerkschaften, der Komsomol, 
die Genossenschaften, die Frauen- 
und die anderen Organisationen 
haben in der Geschichte des sozia­
listischen Aufbaus eine wichtige 
Rolle gespielt. Auch heute suchen 
sie nach den Wegen für eine Akti­
vierung ihrer Tätigkeit, für die 
Vergrößerung ihres Beitrags zur 
revolutionären Erneuerung der 
Gesellschaft. Aber die Umgestal­
tung geht in den gesellschaftlichen 
Organisationen — bei allen ihren 
Unterschieden — langsam und 
schmerzvoll vor sich. Zu stark ist 
die Gewohnheit, nach der alten 
Art und Weise zu wirken und im­
mer wieder zu den Partei- und 
Staatsorganen fragend hinüber­
zuschielen.

Sowohl die allgemeine Atmosphä. 
re in unserem Lande als auch eine 
Reihe von getroffenen politischen 
Entscheidungen und angenomme­
nen Gesetzgebungsakten befähigen 
die gesellschaftlichen Organisatio­
nen, ihr Schaffenspotential energi­
scher in den Umgestaltungsprozeß 
einzugliedern. An der Reihe 
übrigens die Gesetze über 
Rechte der Gewerkschaften, 
die Jugend, über die 
Gesellschaften, über 
der gesellschaftlichen - 
initiative und über die 
ständigen gesellschaftlichen Vereini­
gungen. Also sind schon jetzt gute 
Voraussetzungen dafür geschaffen 
worden, die Tätigkeit der gesell­
schaftlichen Organisationen im 
Hinblick auf die neuen Bedingun­
gen umzugestalten.

Doch es kommt natürlich nicht 
nur auf die Entscheidungen und 
Gesetzgebungsakte an. Das Wich­
tigste besteht darin, wie sich die 
gesellschaftlichen Organisationen 
selbst ihrer Rolle und ihres 
Platzes in der gegenwärtigen 
Etappe bewußt sind. Offensichtlich 
sollten wir auf unserer Konferenz 
die Probleme allseitig erörtern, 
die mit der Aktivierung der Tätig­
keit der gesellschaftlichen Organi­
sationen verbunden sind. In diesem 
Zusammenhang möchte ich einige 
Gedanken äußern.

Vor allem möchte ich zu den 
Gewerkschaften Stellung nehmen. 
Wir sollten selbstverständlich ihre 
Selbständigkeit achten und keine 
genauen Rezepte verschreiben, wie 
sie sich umzustellen haben. Zu 
alledem war davon auf dem XVIII. 
Gewerkschaftskongreß bereits die 
Rede. Das Wichtigste, worauf es 
ankommt, ist, das Leben der Ge­
werkschaftsorganisationen selbst zu 
demokratisieren und die durch die 
demokratische Erneuerung der Ge­
sellschaft, besonders auf der Ebene 
der Arbeitskollektive, hervorge­
brachte neue Situation von diesen 
Organisationen zu beachten.

Gegenwärtig eröffnen sich gün­
stige Perspektiven für die Über­
gabe einiger Funktionen, die von 
den staatlichen Organen ausgeübt 
werden, an die gesellschaftlichen 
Organisationen. Wir haben das 
Recht zu erwarten, daß die Ge­
werkschaften als aktive Verfechter 
einer Verstärkung der Selbstver­
waltungsprinzipien auftreten wer­
den. Die Selbstverwaltung der 
Arbeitskolleklive steigert die Be­
deutung solcher Funktion der Ge­
werkschaften wie die Verteidigung 
der demokratischen Rechte des 
arbeitenden Menschen. Durch ihren 
stärkeren Einsatz für den De- 
mokratismus können die Gewerk­
schaften die Stimmungen der 
Menschen erheblich beeinflussen 
und ihnen dazu verhelfen, die 
Trägheit zu überwinden, können sic 
die Werktätigen in die Lenkung 
und Leitung der Angelegenheiten 
von Kollektiv und Gesellschaft 
umfassender einbeziehen.

Und natürlich verringert sich die 
Rolle der Gewerkschaften bei der 
Wahrnehmung der sozialökonomi­
schen Interessen der Werktätigen, 
in erster Linie auf dem Gebiet 
des Arbeits- und des Unfallschut­
zes, der Sozialversicherung, der 
Freizeit- und der Urlaubsgestal­
tung sowie der Lebensverhältnisse 
der Menschen keinesfalls, sondern 
nimmt vielmehr zu. Also heißt es 
für die Gewerkschaften, ihren rea­
len Platz zu finden und eine weit­
aus aktivere Rolle bei der Verwirk­
lichung der Wirtschaftsreform zu 
spielen, weil wir nur auf diesem

sind 
die 

über 
freiwilligen 

die Organe 
Eigen- 
eigen-

beiWege spürbare Wandlungen 
der Verbesserung der Lebensver­
hältnisse der Arbeiterklasse, aller 
Werktätigen durchsetzen können.

Die stärkere Rolle der Gewerk­
schaften ebenso wie der anderen 
gesellschaftlichen Organisationen 
soll durch deren unmittelbare 
Repräsentation im höchsten Organ 
der Staatsmacht gefördert werden.

Wir sehen heute, daß sich alle 
Generationen der sowjetischen 
Menschen um die Ideen der Um­
gestaltung zusammenschließen. 
Diese Ideen entsprechen in glei­
chem Maße sowohl den Interessen 
von Menschen älterer Jahrgänge, 
denjenigen, die die Last der ersten 
Jahrzehnte der sozialistischen Ent­
wicklung auf ihren Schultern ge­
tragen, die Unabhängigkeit unseres 
Landes im Großen Vaterländischen 
Krieg verteidigt und es in den 
Nachkriegsjahren aus den Ruinen 
gehoben haben, als auch derjeni­
gen, die in das bewußte Leben erst 
eintreten und unser Heimatland auf 
die neuen Höhen des Fortschritts 
werden bringen müssen.

Jede Generation hat in unserer 
gemeinsamen Geschichte ihr Wort 
zu sagen. Wir alle sind deren Teil­
nehmer und Mitgestalter. Doch 
gerade der Jugend steht es bevor, 
jenes enorme wirtschaftliche, wis­
senschaftlich-technische und geisti­
ge Potential in vollem Maße zu 
erschließen, das in den Jahren der 
Sowjetmacht akkumuliert worden 
ist, es zu vervielfachen und die ho­
hen Ziele der Umgestaltung in die 
Tat umzusetzen. Und wir sehen, 
daß sich die Jugend immer mehr 
nicht nur zur einfachen Mitwirken­
den am Kampf des gesamten Vol­
kes, sondern zur initiativreichen 
Stoßkraft dieses Kampfes ent­
wickelt.

Das politische und das Arbeits­
potential der sowjetischen Jugend 
ist enorm. Doch es in vollem Ma­
ße freizusetzen und die Energie 
der Jugend auf die Bahnen der 
Umgestaltung zu lenken, vermag 
man nur, wenn man die ernsten 
Mängel entschieden überwunden 
hat, die es in unserer Arbeit 
der Jugend in den letzten 
zehnten gegeben hat, da 
schöne Worte an ihre .*.2.—

mit 
Jahr­
viele 

____  .... ihre Adresse ge­
richtet wurden, es jedoch an den 
realen Schritten zur Vorbereitung 
der Jugendlichen auf das Leben, zu 
deren Einbeziehung in den poli­
tischen und wirtschaftlichen Be­
reich der Gesellschaft mangelte.

Das ZK der KPdSU heißt die 
richtigen Erwägungen gut, die 
vom Zentralkomitee des Komsomol 
und von Komsomolorganisationen 
diesbezüglich geäußert wurden.

Wir sind der Ansicht, daß die 
KPdSU und der Staat unter den 
gegenwärtigen Bedingungen eine 
wohldurchdachte, in sich ge­
schlossene Politik in bezug auf die 
Jugend haben müssen. Und gleich­
zeitig kommt es darauf an, 
rechtliche, wirtschaftliche und po­
litische Mechanismen für ihre 
Durchsetzung auszuarbeiten. Der 
Sinn und Zweck dieser Politik als 
besondere Richtung in der Tätig­
keit der Partei, der staatlichen 
Organe, aller gesellschaftlichen Or­
ganisationen besteht darin, für die 
Jugendlichen solche Bedingungen 
und Stimuli zu schaffen, unter de­
nen sie imstande wären, Ihre Ge­
danken und Energien mit maxima­
ler Vollständigkeit zu entfalten 
und ihr schöpferisches Potential für 
den Sozialismus zu entwickeln und 
in die Tat umzusetzen.

Wir müssen in der Tat gegenüber 
der Jugend volles politisches Ver­
trauen an den Tag legen und die 
Art unseres Umgangs mit den 
Jugendlichen als solche ändern — 
der belehrende Umgang der „Vä­
ter” mit ihren „Kindern” hat dem 
dialogisierten Umgang zu wei­
chen. Wollen wir das Vertrauen 
der Jugendlichen in vollem Maße 
zurückgewinnen, so müssen wir es 
lernen, mit ihnen wie gleich und 
gleich, offen und ehrlich zu reden, 
und dabei müssen wir uns dessen 
eingedenk sein, daß uns nur die 
Wahrheit wird helfen können. Wie­
viel Wahrheit, 
(Beifall).

Wir müssen 
lehren, im Kampf um die Durch­
setzung unserer Ideale selbstlos 
zu sein. Doch wir müssen gleich­
zeitig auch Bedingungen für ihr 
freundvolles, ansprechendes und 
vollwertiges Leben schaffen. Wenn 
ich von all dem spreche, Genossen, 
so will ich klipp und klar sagen, 
daß es sich um keinerlei Anbän­
deln mit den Jugendlichen, um kei-

ne neuen Formen von Obhut und 
totaler Absolution handelt. Das 
wird übrigens von der Jugend 
selbst abgelehnt. Nein, wir müssen 
unsere Beziehungen auf den Grund. 
Sätzen des Vertrauens, der Kame­
radschaft, der Achtung, der hohen 
gegenseitigen Anforderungen und 
des aktiven Zusammenwirkens bei 
der Lösung der Aufgaben zur Er­
neuerung unserer sozialistischen 
Gesellschaft aufbauen.

Und im gleichen Zusammenhang 
ist auch die Frage nach der jetzi­
gen Rolle des Komsomol von 
enormer Bedeutung. Der Lenin­
sche Kommunistische Jugendverband 
der Sowjetunion ist eine politische 
Organisation der Sowjetjugend, 
die unter der Leitung der Partei 
wirkt. Das Wichtigste für seine Tätig­
keit sind auch heule die Leninschen 
Orientierungsziele: die Jugendlichen 
darauf vorzubereiten, daß sie Kom­
munisten werden, und 
tig an der Umsetzung 
der Kommunistischen 
beteiligen.

Wir alle wollen im 
eine Schule der 
Erziehung der Jungen und Mäd­
chen, eine wahre Schule der De­
mokratie, eine Neuererorganisation 
sehen, in der schöpferisch denken­
de, initiativreiche Menschen Un­
terstützung finden würden und Pu­
blizität und Offenheit bei der 
Bekundung der eigenen Positionen 
sowie der Diskussionscharakter mit 
der praktischen Wahrnehmung der 
Interessen der Jugend und deren 
aktiven Einbeziehung in die sozia­
len und wirtschaftlichen Um­
gestaltungen einhergehen. Es geht 
um die Möglichkeiten des 
LKJVdSU, unbehindert seine Ar­
beit zu leisten, ohne auf die An­
weisungen von oben zu 
und das Potential der 
Energie und Initiative in vollem 
Maße in die Tat umzusetzen.

Was die Parteikomitees betrifft, 
so müssen sie die organisatorische 
Selbständigkeit des Komsomol, 
sein Recht darauf achten und wah­
ren, ausnahmslos alle mit dem 
Leben des Komsomol zusammen­
hängenden Fragen selbständig zu 
lösen, sich an der Ausarbeitung 
und Durchsetzung der Politik der 
Partei zu beteiligen und sich für 
die Interessen der Jugend in den 
Partei-, Staats, und Wirtschafts­
organen einzusetzen. Die Umgestal­
tung macht es erforderlich, daß die 
junge Generation in den Sowjets, 
den Gewerkschaften und den an­
deren gesellschaftlichen Organisa­
tionen weitgehend vertreten ist, 
daß sich Jugendliche die Verwal­
tungswissenschaft zu eigen machen 
und die Angelegenheiten von Staat 
und Gesellschaft furchtlos in ihre 
Hände nehmen.

Genossen, vor unseren Augen 
wächst und entwickelt sich eine 
neue Generation, die Generation 
der Umgestaltung. Den .Nachwuchs 
zu erziehen ist eine überaus an­
spruchsvolle Aufgabe für unsere 
ganze Partei, für unsere ganze 
Gesellschaft. Offensichtlich- ist die­
se Frage so wichtig, daß sie schon 
in der nächsten Zeit zum Gegen­
stand einer speziellen Erörterung 
auf einer Plenartagung des ZK un­
serer Partei werden sollte.

Im Zusammenhang mit dem
Problem der sozialen Interessen
möchte ich auf eine weitere Frage 
von staatswichtiger Bedeutung ein­
gehen. Das ist die Frauenfrage. 
Wiederholt wurde behauptet, sie 
sei bei uns ein für allemal gelöst. 
In der Tat, wir haben die Gleich­
heit der Rechte von Frau und Mann 
verkündet, den gleichen Zugang zu 
nahezu allen Berufen gesichert, 
die gleiche Entlohnung für die 
gleiche Arbeit festgesetzt und an­
dere Frauenrechte garantiert. *'** 
stimmt alles. Aber die Sache 
sich nun so gefügt, daß bei 
Frauen neben unbestreitbaren 
winnen Sorgen zu verzeichnen sind, 
die sie bis auf den heutigen Tag 
in vieler Hinsicht daran hindern, 
ihre Rechte in vollem Maße wahr­
zunehmen. Unzulänglichkeit bei 
der Gestaltung der Lebensverhält­
nisse, fehlende Kinderbetreuungs­
stätten, Mängel in der Arbeit 
Dienstleistungsbereichs und 
Handels — all das erschwert 
allem das Frauenlos.

Also hat sich auch hier 
Restprinzip bei der Entwicklung 
des sozialen Bereichs ausgewirkt. 
Doch konnte eine solche Situation 
auch deshalb jahrelang fortbeste-

hen, weil die Meinung der Frauen 
nicht sonderlich beachtet wurde. 
Die Frauen sind auch in den lei­
tenden Gremien nicht gebührend 
repräsentiert. Insgesamt klang die 
Frauenbewegung, die nach der 
Oktoberrevolution ihren Aufschwung 
erlebte, nach und nach ab, oder 
sie wies einen formellen Charakter 
auf.

Die Umgestaltung hat alle diese 
Fragen mit aller Schärfe aufge­
worfen. Es wurde eine Massen­
organisation der Frauen gegründet, 
genauer gesagt, zum neuen Leben 
erweckt. Doch ist das lediglich der 
organisatorische, wenn auch über­
aus wichtige Aspekt der Sache. 
Wir müssen es durchsetzen, daß 

die Lage substantiell ändert, 
den Frauen Tür und Tor zu 
leitenden Gremien von unten

soyiel Glauben.

die Jugendlichen

sich tatkräf- 
der Politik 
Partei zu

Komsomol 
kommunistischen

warten, 
jungen

Das 
hat 
den 
Ge-

des 
des

vor

das

Wir 
sich 
daß 
den 
bis oben geöffnet werden, daß die 
Fragen, die die Interessen der 
Frauen unmittelbar betreffen, ohne 
deren Mitwirkung und maßgeb­
liches Urteil nicht entschieden 
werden.

Ein weiterer bemerkenswerter 
Wesenszug der Umgestaltung be­
steht im stürmischen Wachstum 
gesellschaftlicher Vereinigungen, 
die die ganze Vielfalt an sozialen 
Interessen widerspiegeln. Hierzu 
gehören die Organisationen der 
Kriegs- und der Arbeitsveteranen, 
die Verbände der Forschungs. und 
Ingenieurgesellschaften und der 

Sowjeti-
Ingenieurgesellschaften 
Theaterschaffenden, der ,... 
sehe Kulturfonds, der Kinderfonds, 
verschiedene Gesellschaften, 
sich dem Naturschutz und 
Schutz historischer Denkmäler 
schrieben haben, wie auch 
Wohltätigkeitsbewegung. Im 
ßen und ganzen handelt es 
um großartige Bekundungen

die 
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ver- 
die 

gro- 
sich 

„ „ „der
Eigeninitiative unseres Volkes, und 
dieser gebührt größtmögliche Un­
terstützung.

Natürlich dürfen wir auch die 
Augen nicht davor verschließen, 
daß im Banne des gesellschaft­
lichen Aufschwungs einzelne 
Gruppen aufgekommen sind, deren 
Interessen von den Zielen der'Um­
gestaltung, von den Interessen des 
Volkes weit entfernt sind. Doch 
nicht sie bestimmen die allgemeine 
Atmosphäre, und nicht von ihnen 
ist jetzt die Rede. Ich nehme 
daß die Parteiorganisationen und 
die Werktätigen die wirklichen 
Verfechter einer Erneuerung der 
sozialistischen Gesellschaft von 
jenen zu unterscheiden wissen, die 
sich von den Zielen leiten lassen, 
welche dem Sozialismus fremd 
sind.

Beim Einparteiensystem, wie es 
sich in unserem Lande geschichtlich 
ergeben und durchgesetzt hat, 
brauchen wir einen ständig wirken­
den Mechanismus für die Gegen­
überstellung von Ansichten, für 
Kritik und Selbstkritik in Partei 
und Gesellschaft. Unter den Be­
dingungen der zunehmenden De­
mokratisierung ist es ein Anliegen 
von lebenswichtiger Bedeutung. 
Gerade so faßte W. I. Lenin das 
Wesen der innenparteilichen De­
mokratie auf, der die Fraktionsma­
cherei verurteilte, sich jedoch ent­
schlossen gegen Verfolgung von 
Genossen in den Reihen der Partei 
wegen des Andersdenkens wandte. 
Der ständige, konstruktive politi­
sche Dialog, die Diskussionskultur, 
die Erforschung und Beachtung 
der öffentlichen Meinung müssen 
zu-unveräußerlichen Wesensmerk­
malen

Die 
heute 
Lande 
nommen eine patriotische Bewegung 
des ganzen Volkes zur Unterstüt­
zung der Linie unserer Partei auf 
die Umgestaltung. Diese Bewegung 
schließt alle Kräfte ein, die sich 
für die Sanierung der Gesellschaft 
einsetzen: Kommunisten, Komso­
molzen, Parteilose, Gläubige, Frau­
en, Veteranen, Jugendliche, Ver­
treter aller wichtigsten gesellschaft­
lichen Organisationen. Diese Bewe­
gung spiegelt tiefschürfende Pro­
zesse des heutigen gesellschaftspo­
litischen Lebens wider und bestärkt 
uns in der Zuversicht, daß die 
Sache der Umgestaltung von Er­
folg gekrönt sein wird. Auf Kund­
gebungen, Versammlungen und 
in der Presse werden verschiedene 
Vorschläge hinsichtlich der Per­
spektiven dieser Bewegung und 
eventueller Formen ihrer Tätigkeit 
geäußert. Wollen wir auch diese 
Frage erörtern.

an.

unseres Lebens werden.
Bedingungen dafür werden 
geschaffen. In unserem 
formiert sich im Grunde ge-

III. Demokratisierung der Führungstätigkeit
und des innerparteilichen Lebens der KPdSU

Genossenl Im Zuge der Umge­
staltung richten wir unsere Gedan­
ken immer wieder auf die Partei, 
auf ihre Stellung und Rolle in die­
sem revolutionären Prozeß.

Bezeichnenderweise stehen gera­
de Fragen der Tätigkeit der Partei 
und ihrer führenden Rolle in letzter 
Zeit im Blickpunkt unserer Gesell­
schaft. Und das ist einer der über­
zeugendsten Beweise dafür, daß das 
Volk den Fortschritt der Umgestal­
tung und seine Erwartungen von 
der Zukunft mit der Partei verbin­
det. Selbst rein innerparteiliche 
Probleme sind Gegenstand des all­
gemeinen Interesses des Volkes ge­
worden.

Als sie im April 1985 einen 
neuen Kurs vorschlug, stellte die 
KPdSU damit unter Beweis, daß 
sie die Trägerin der programmati­
schen Ziele der Gesellschaft und die 
politische Kraft ist, die das Land 
auf den Weg der Erneuerung füh­
ren kann. Durch die kühne Offenle­
gung der Ursachen für die Vorkri­
sensituation und die Stagnationser­
scheinungen übernahm die Partei 
die Verantwortung für die entstan­
dene Lage. Sie schätzt objektiv ih­
re Tätigkeit und die Leitungsmetho­
den ein und forderte bewußt die öf­
fentliche Kritik heraus.

Auf dem XXVII. Parteitag der 
KPdSU und insbesondere auf dem 
Januarplenum (1987) des ZK wur-

den die negativen Prozesse, die in 
den letzten Jahrzehnten nicht nur 
in der Gesellschaft allgemein, son­
dern auch in der Partei selbst vor 
sich gingen, einer kritischen Analy­
se unterzogen. Wir mußten Fragen 
prinzipieller Natur beantworten: 
Warum hat die als wahrhaft de­
mokratische Organisation und In­
teressenvertreterin des werktätigen 
Volkes gegründete Partei es nicht 
verstanden, die mit dem Personen­
kult um Stalin zusammenhängen­
den Prozesse der Deformation des 
Sozialismus zu verhindern? Warum 
hat sie sich nach der Aufdeckung 
und Verurteilung der Abweichun­
gen von den Prinzipien des Leninis­
mus auf oberflächliche Veränderun­
gen beschränkt, die gravierende 
Stagnationserscheinungen in der 
Entwicklung des Landes möglich 
machten?

Die Antwort ist vor allem darin 
zu suchen, daß sich in der Par­
tei selbst, im Inhalt ihrer Tätigkeit 
und in den Verbindungen mit den 
Werktätigen gewisse Deformationen 
vollzogen hatten, die zum Verlust 
vieler von den ihr ursprünglich in­
newohnenden und durch langjähri- 

” ’ seiner
demo- 
Tradi-

ge Bemühungen Lenins und 
Kampfgefährten geprägten 
kratischen bolschewistischen 
tionen führten.

(Fortsetzung S. 7)
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Fortsetzung des Berichts M. S. Gorbatschows
Der XXVII Parteitag der KPdSU 

stellte die Aufgabe, die Parteiarbeit 
von Grund aus umzugestalten, und 
orientierte auf eine Demokratisie­
rung des innerparteilichen Lebens 
Die der Wahrheit entspringenden 
Lehren bewirkten eine Aufwärtsent­
wicklung von Selbstbewußtsein und 
Selbstreinigung in unseren Reihen. 
Parteimitglieder, Parteiorganisatio­
nen und Parteipresse sind dazu 
übergegangen. sich stärker in der 
Gesellschaft zu engagieren und her- 
angereiftc Fragen kühner aufzu­
werfen und zu lösen

Der Erncuerungsprozeß schreitet 
fort, wenn auch nicht problemlos 
und nicht ohne Schwierigkeiten. 
Wir würden cs jedoch an Aufrich­
tigkeit mangeln lassen, wenn wir 
die wirklich tiefgreifenden Verände­
rungen im Leben der Partei fest­
stellten und dabei verschwiegen, 
daß noch bei weitem nicht alles 
glatt geht. Nicht alle Parteiorga­
nisationen bringen ihre Arbeit in 
Einklang mit den neuen Anforde­
rungen Ein Teil der Parteifunktio­
näre und sogar Parteikomitees ver­

1. Die innerparteiliche Demokratie voll wiederherstellen
Worauf kommt es hier an? In den 

Thesen ist der grundsätzliche Stand­
punkt des ZK der KPdSU darge­
legt. Ich möchte ihn noch einmal in 
Erinnerung rufen: „Die Partei hat, 
fußend auf der marxistisch-lenini­
stischen Lehre, die Theorie und 
Strategie der gesellschaftlichen 
Entwicklung, die Innen- und
Außenpolitik auszuarbeiten, die
Ideologie der sozialistischen Er­
neuerung auszuprägen, die politi­
sche und organisatorische Arbeit 
unter den Massen zu führen und 
für die Heranbildung und den Ein­
satz der Kader zu sorgen."

Die Funktionen der KPdSU als 
politische Avantgarde haben wir 
definiert. Damit aber diese Funktio­
nen wahrgenommen werden können, 
muß die Partei ihre Tätigkeit, den 
Stil, die Methoden und Formen der 
Arbeit — von der Grundorganisa­
tion bis zum Zentralkomitee — 
verändern. Jeder Kommunist muß 
wirklich ein Kämpfer für die Reali­
sierung ihrer Politik und für die 
Interessen des Volkes sein. Und 
hier kommt es darauf an, sich dar­
über klarzuwerden, warum wir mit 
uns selbst unzufrieden sind und 
die Sachlage in unserem Haus, der 
Partei, auf das schärfste kritisie­
ren. Woran liegt das?

Vor allem daran, daß der dem 
Aufbau und der Tätigkeit der 
KPdSU zugrunde liegende demokra­
tische Zentralismus in einer gewis­
sen Etappe vielfach durch einen 
bürokratischen Zentralismus ersetzt 
\vurdq, Qies. geschah vop allem des­
halb, weil die Grundorganisationen 
der Partei und die einfachen Par­
teimitglieder in erheblichem Maße 
der realen Möglichkeit verlustig 
gingen, die Tätigkeit der Partei in­
haltlich zu beeinflussen. In flagran­
ter Weise verletzt wurde die wich­
tigste Leninsche Forderung, daß al­
le Parteigremien und ihre Kader 
ständig unter Kontrolle der Masse 
der Parteimitglieder stehen müssen. 
Viele negative Erscheinungen in der 
Partei sind auch auf die Schwä­
chung der Rolle der gewählten Or­
gane und die Übersteigerung der 
Rolle des Apparats auf allen Ebe­
nen zurückzuführen.

Nicht unerwähnt bleiben darf 
auch anderes. Unsere Partei wurde 
von W. I. Lenin als Organisation 
von Gleichgesinnten gestaltet, die 
freie Erörterung aller Probleme und 
die Aktionseinheit nach der Be­
schlußfassung waren ihr Lebensge­
setz. Doch mit der Durchsetzung 
des administrativen Kommandosy­
stems wurde die Atmosphäre der 
Parteikameradschaft allmäh lieh 
durch Beziehungen abgelöst, denen 
Befehle und deren Ausführung, die 
Teilung der Parteimitglieder in 
Vorgesetzte und Untergebene und 
die Verletzung des Prinzips der 
Gleichheit der Parteimitglieder 
zugrunde lagen. Zwar wurde dieser 
Zustand von Zeit zu Zeit als un­
tragbar eingeschätzt, doch.in Wirk­
lichkeit blieb alles beim alten.

Erinnert sei daran, daß auch das 
Oktoberplenum (1964) des ZK im 
Grunde genommen unter der Lo­
sung der Wiederherstellung der Le­
ninschen Prinzipien und Normen 
des Parteilebens slattfand. Die rea­
len Prozesse schlugen jedoch eine 
andere Richtung ein und nahmen 
in den Stagnationsjahren biswei­
len häßliche Formen an. Es blieb 
auch nicht ohne Auswirkungen auf 
die Aktivität der Grundorganisatio­
nen der Partei und der Mitglieder 
gewählter Organe, daß der Prozeß 
der Kaderablösung gehemmt wur­
de: Ganze Generationen von Kom­
munisten konnten nicht in ge­
bührendem Maße am Leben der 
Partei mitwirken. Andererseits hat­
ten sich viele von denen, die jahre­
lang in leitenden Funktionen ver­
blieben, eingebildet, unfehlbar und 
unersetzlich zu sein. Daß ein nicht 
unwesentlicher Teil der gewählten 
Personen und des Parteiapparats 
an Verantwortungsbewußtsein ver­
lor und sich von der Masse der 
Parteimitglieder und der Werktäti­
gen trennte, hatte, wie wir heute 
wissen, nicht selten einen politi­
schen und moralischen Niedergang 
zur Folge. Eben hier liegen die 
Wurzeln der beschämenden Fakten 
von Machtmißbrauch und morali­
scher Entartung, die im Zuge der 
Umgestaltung aufgedeckt wurden.

Ich spreche voller Bitterkeit von 
diesen Erscheinungen. Sie waren 
folgenschwer für die Tätigkeit der 
Partei und ihrer Organisationen. 
Diesen Aspekt dürfen wir nie ver­
gessen. Doch es gibt einen ande­
ren, der für uns von prinzipieller 
Bedeutung ist. All diese Jahre ha­
ben Millionen Parteimitglieder und 
Tausende Parteikader ehrlich ihre 
Pflicht als Genossen und Staats­
bürger unter keineswegs einfachen 
objektiven und subjektiven Bedin­
gungen erfüllt. Sie trugen würdig 
das Banner der Revolution voran 

tritt konservative Standpunkte. Für 
viele ist es eine schwere Wissen­
schaft, sich neue Arbeitsmethoden 
anzueignen und unter den Bedin­
gungen der Offenheit und Demokra­
tie handeln zu lernen.

Dem ist in der Tat so. Mir liegt 
aber daran, den Konferenzdelegier­
ten und dem ganzen Volk das 
Wichtigste zu sagen, nämlich daß 
es ohne die lenkende Tätigkeit der 
Partei und ohne die Umsetzung ih­
res politischen Kurses nicht mög­
lich ist. die Aufgaben der Umge­
staltung zu lösen. (Stürmischer Bei­
fall). Ohne sic wäre die Umgestal­
tung sowohl politisch als auch ideo­
logisch und organisatorisch zum 
Scheitern verurteilt

In der derzeitigen Umbruchphase 
muß die KPdSU ihre- Funktionen 
und Aufgaben als führende Kraft 
der Gesellschaft in vollem Umfang 
wahrnchmen. Doch gerade aus der 
entscheidenden Bedeutung der politi­
schen Führungsrolle ergibt sich zwin­
gend die Notwendigkeit, den kon­
kreten Inhalt des Wirkens der Par­
tei unter den gegenwärtigen Bedin­
gungen gründlich zu erörtern.

und taten auf ihren Abschnitten ihr 
möglichstes für die Entwicklung des 
Landes und für den Sozialismus. 
Das gleiche kann auch von vielen 
unserer Parteikader, Wirtschafts­
leiter, Fachleute, Wissenschaftler 
und Kulturschaffenden gesagt wer­
den.

Tiefverwurzelt lebten in der Par­
tei die Leninschen Traditionen fort. 
Trotz allem, was geschah, war es 
die Partei, in der sich die Kräfte 
sammelten und formierten, die sich 
als dazu befähigt erwiesen, eine 
jähe Wende in der sozialökonomi­
schen Politik zu vollziehen und den 
Weg der Umgestaltung und Erneue­
rung zu beschreiten.

Das Aprilplenum des ZK sprach 
sich entschieden für die Demokrati­
sierung der KPdSU, für Offen­
heit in ihrer Arbeit, für die restlose 
Wiederherstellung der Leninschen 
Normen des Parteilebens aus, in er­
ster Linie in der Tätigkeit der 
Grundorganisationen und in der 
Arbeit der gewählten Organe der 
Partei.

Die diesbezüglichen Überlegun­
gen in den ZK-Thesen haben nicht 
nur in der Partei, sondern auch in 
der Gesellschaft insgesamt eine Dis­
kussion ausgelöst. Die sowjetischen 
Menschen sind daran interessiert, in 
jedem Kommunisten, jeder Grundor­
ganisation der Partei und jedem 
Parteikomitee eine wirklich dynami­
sche politische Kraft zu sehen. In 
der Diskussion vor der Konferenz 
wurden auf neue Art Fragen ge­
stellt, die mit der Rolle der Partei- 
versammlungen und mit den For­
men der Tätigkeit der Parteior­
ganisationen, der Parteikomitees 
und jedes Parteimitglieds Zusam­
menhängen. Das ist auch verständ­
lich, denn gerade die Grundor­
ganisation der Partei bildet einen 
organischen Bestandteil jedes Ar­
beitskollektivs und verkörpert die 
ständige Präsenz der Partei im Le­
ben der Gesellschaft.

Dazu gilt es, in der Partei die 
Atmosphäre der Prinzipienfestig­
keit, der Offenheit, der Diskussio­
nen, der Kritik und Selbstkritik, 
der bewußten Disziplin, der Partei­
kameradschaft, der unbedingten 
persönlichen Verantwortung und 
der Pragmatik in vollem Umfang 
wiederherzustellen. In eben diese 
Richtung gehen zur Zeit die Prozes­
se in den Parteiorganisationen, und 
die Aufgabe der Konferenz ist es, 
sie entschieden zu unterstützen und 
ihnen ein uneingeschränktes Wir­
kungsfeld einzuräumen.

Auf neue Art muß heute die Fra­
ge der Verantwortung jedes Kom­
munisten für die Situation in sei­
nem Wirkungsbereich, für seinen 
persönlichen Beitrag zur Umgestal­
tung und für die Tätigkeit seines 
Kollektivs gestellt werden. Dies ist 
auch deshalb wichtig, weil sich 
heute viele darüber beklagen, daß 
die Umgestaltung die Grundorgani­
sationen der Partei nicht erreicht 
habe. Aber wer ist denn daran 
schuld? Wollen wir uns darüber 
Klarheit verschaffen.

Die auf Umgestaltung zielende 
politische Linie wurde vom Partei­
tag konzipiert und gebilligt. Die 
wichtigsten Arbeitsrichtungen wur­
den in den Beschlüssen von ZK- 
Plenen formuliert. Gesetzgebende 
Akte wurden verabschiedet, die ver­
schiedene Lebensbereiche betreffen. 
In Partei und Gesellschaft wurde 
eine Atmosphäre der Offenheit ge­
schaffen, begrüßt und gefördert 
werden Initiative, Selbständigkeit 
und staatsbürgerliche Haltung. Vie­
le Kommunisten, Komsomolzen 
und Parteilose wirken aktiv und 
gewissenhaft auf verschiedenen 
Abschnitten des Kampfes für die 
sozialistische Erneuerung. Andere 
verhalten sich aber abwartend. Da 
macht sich die alle, verschleppte 
Krankheit bemerkbar: Man wartet 
auf Instruktionen. Aber Instruktio­
nen sind ja da, Genossen, aller­
dings wird man doch nicht so weit 
gehen, Kommunisten am Gängel­
band zu führen.

Akut ist gerade in diesem Zusam­
menhang die in den Thesen aufge­
worfene Frage, eine Art Musterung 
der Reihen der Partei vorzuneh­
men. Heute ist jeder von uns ge­
halten, zu handeln und reale 
Schritte zur Lösung der Aufgaben 
der Umgestaltung zu unternehmen. 
Die Avantgarderolle der Kommu­
nisten muß heute durch Taten be­
wiesen werden. (Beifall).

Das Zentralkomitee hat sich für 
eine gesellschaftliche und politi­
sche Beurteilung von Kommunisten 
ausgesprochen, und wir haben im 
Prinzip eine zustimmende Reaktion 
auf diesen Vorschlag feststellen 
können.

Allerdings werden auch Beden­
ken angemeldet, und zwar zweierlei 
Art. Die einen behaupten, di^ Be­

urteilung werde nichts fruchten, die 
Partei müsse gesäubert und vom 
Ballast befreit werden. Wir im ZK 
halten dieses Verfahren angesichts 
der Umgestaltung und Demokrati­
sierung für ungerechtfertigt. Und 
zwar aus folgendem Grunde. Viele 
derjenigen, von denen es noch un­
längst hieß, sie wären wenig aktiv 
und hätten die Verbindung zur 
Parteiorganisation verloren, die 
eben zu dem Ballast gerechnet wur­
den, sind heute bemüht, ihren Platz 
im Leben zu finden. Zu den Genos­
sen in den Reihen der Partei muß 
man sich äußerst achtsam verhal­
ten. Kein einziger ehrlicher Mitar­
beiter darf vom Umgestaltungspro­
zeß ausgeschlossen werden. Ich 
schlage vor, daß wir uns davon 
leiten lassen. Das ist eine leninisti­
sche, eine bolschewistische Haltung. 
(Beifall).

Andere befürchten, die Beurtei­
lung könnte zu Verfolgungen ausar­
ten, zur Abrechnung gerade mit je­
nen, die heute eine aktive Position 
einnehmen und der einen oder ande­
ren Gruppe von Personen, die egoi­
stische Interessen verfolgen, ein 
Dorn im Auge sind.

Ich glaube, wenn diese ernste 
Angelegenheit ernst behandelt wird, 
werden sich die einen wie die an­
deren Befürchtungen zerstreuen. 
Bei der Idee der Selbstreinigung 
der Partei gehen wir davon aus, 
daß die Beurteilung in Übereinstim­
mung mit den Statutnormen, im 
Rahmen eines normalen demokrati­
schen Prozesses, in öffentlichen 
Parteiversammlungen vor sich ge­
hen wird, nicht aber vor irgend­
welchen besonde r e n „Dreier"- 
oder „Fünfer“-Gremie n und 
nicht auf der Basis von Geheimab­
sprachen und unterderhand verfaß­
ten Einschätzungen. Der Beurtei­
lungsprozeß selbst muß zu einer 
Erziehungsschule für die Kommu­
nisten werden, aus der sie eng zu­
sammengeschlossen durch die Ban­
de der Parteikameradschaft hervor­
gehen, vereint durch die gemeinsa­
men Ziele und Aufgaben, vor die 
uns alle die Umgestaltung gestellt 
hat.

Eine andere und zwar sehr we­
sentliche Frage ist die Aufnahme in 
die Partei. Wir müssen aller Art 
Verteilerschlüssel und bürokrati­
sche Verfahrensweisen in dieser für 
die Partei lebenswichtigen Frage 
entschieden verwerfen. Hauptkrite­
rien bei der Bewertung des Be­
werbers um die Parteimitglied­
schaft sind seine Einstellung zur 
Umgestaltung und seine reale Mit­
wirkung an diesem Prozeß. Diese 
Forderung muß für alle gelten — 
sowohl für Arbeiter als auch für 
Bauern und für Angehörige unse­
rer Intelligenz. Wir wissen alle 
sehr wohl, daß man einen Men­
schen ätn besten im Aftieitskollek- 
tiv einschätzen kann. Dort weiß 
man zu unterscheiden zwischen 
denen, die der Partei beitreten, weil 
es ihnen ein Herzensbedürfnis ist, 
und denen, die auf persönlichen 
Vorteil bedacht sind.

Vorschläge werden unterbreitet, 
die dahin zielen, daß Arbeitskollek­
tive ihre Besten unmittelbar für die 
Bewerbung um die Aufnahme in 
die Partei nominieren. Wie die 
bisherigen Erfahrungen zeigen, ist 
es zweckmäißg, Parteibeitrittser­
klärungen zunächst in Belegschafts­
versammlungen zu prüfen. Selbst­
verständlich muß die Meinung des 
Kollektivs bei der Aufnahme in die 
KPdSU von den Genossen weitge­
hend berücksichtigt werden.

Nun zu den gewählten Parteior­
ganen. Hier müssen wir vieles än­
dern, und zwar von Grund aus. 
Vor allem gilt es, dij Autorität der 
gewählten Organe als bevollmäch­
tigte Vertreter der Kommunisten 
wiederherzustellen. Sowohl die Se­
kretäre als auch die Büros und erst 
recht der Parteiapparat müssen un­
ter Kontrolle eines gewählten Par­
teiorgans stehen. Fortan darf es 
niemals zu einer Situation kommen, 
in der sich Büromitglieder oder Mit­
arbeiter des Parteiapparats einen 
Kommandoslil gegenüber den Mit­
gliedern gewählter Komitees erlau­
ben.

Nicht von geringerer, sondern 
vielleicht sogar von größerer Wich­
tigkeit ist es, den Parteikomitees 
besonders relevante grundsätzliche 
Fragen zu unterbreiten, die mit der 
Wahrnehmung der führenden Rol­
le der Partei unter den neuen Be­
dingungen, mit ihrer organisatori­
schen und politischen Arbeit in den 
Massen Zusammenhängen. Entschie­
den zu verwerfen ist die Praxis, bei 
der die Tagesordnung von Partei­
versammlungen mit Dutzenden klei­
ner, belangloser Angelegenheiten 
überladen wird. Bei der Erarbei­
tung und Erörterung von Fragen ist 
auch die geringste Andeutung von 
Überorganisierung, Lobhudelei und 
Phrasendrescherei auszuschließen. 
In allen gewählten Organen müssen 
Offenheit, kritische Einstellung und 
Sachlichkeit regieren. Das gleiche 
gilt für die Arbeit des Parteiappa- 
rals, in der es keine Abschattung 
und ungerechtfertigte Geheimhal­
tung geben darf.

Das Gesagte trifft in vollem Um­
fang auch auf die Tätigkeit des 
Zentralkomitees der KPdSU zu, das 
eine besondere Stellung in Partei 
und Gesellschaft einnimmt. In der 
Zeit zwischen den Parteitagen ist 
es das Zentralkomitee, in dem die 
wichtigsten Fragen der Innen- und 
Außenpolitik entschieden werden. 
Wie das ZK arbeitet, welche Fragen 
es erörtert, welche Beschlüsse es 
faßt und wie demokratisch seine 
Arbeitsatmosphäre ist, hat für die 
gesamte Partei und für unsere gan­
ze Gesellschaft eine überaus große 
Bedeutung.

Wir hatten bereits auf dem Ja­
nuarplenum des ZK Gelegenheit, 
davon zu sprechen, wie die Lage 
im Laufe von Jahren im Zentralko­
mitee gewesen ist. Um mich nicht 
zu wiederholen, sage ich nur, daß 
viele Fehler hätten vermieden wer­
den können, wenn herangereifle 
Probleme, die mit der Führung des 
Landes Zusammenhängen, rechtzei­

tig und nach reiflicher Überlegung 
gelöst worden wären, wenn die Ar­
beit des Zentralkomitees der Partei 
immer intensiv und demokratisch 
gewesen wäre.

Inzwischen ändert sich die Situa 
tion, insbesondere seit dem XXVII. 
Parteitag. Ich würde so sagen: Das 
Zentralkomitee lebt wieder auf und 
crewinnt an Kraft. Anders gestal­
ten sich heute die Plenartagungen 
des ZK. Dennoch sind wir gehalten, 
einstweilen vorsichtig in den Ein­
schätzungen zu sein und nicht in 
Übertreibungen zu verfallen.

Problem Nummer eins ist eine ak­
tive Arbeit der ZK-Mitglieder nicht 
nur an ihrem Platz, sondern auch 
bei der Vorbereitung, Erörterung 
und Verabschiedung allgemeiner 
Parteibeschlüsse. Ich kann in die­
ser Angelegenheit auch auf gewis­
se Erfahrungen verweisen. Bei den 
letzten Plenartagungen haben vor­
herige Beratungen mit ZK-Mitglie- 
dern und den Sekretären von Par­
teikomitees, die Versendung von 
Dokumenten zur Tagesordnung usw. 
Eingang in die Praxis gefunden. 
All das wirkte sich sowohl auf die 
Aktivität der ZK-Mitglieder selbst 
als auch auf die Qualität der Be­
schlüsse aus. Hier liegt übrigens 
auch eine gewisse Garantie gegen 
Fehler in der Arbeit — der Preis, 
den man für diese Fehler zahlen 
muß, ist bekanntlich zu hoch.

Wir müssen uns auch über neue 
Formen der Arbeitsorganisation in 
der Zeit zwischen den Plenen und 
auf den Plenen selbst Gedanken 
machen. Wäre es nicht angebracht, 
im ZK Kommissionen für die wich­
tigsten Bereiche der Innen- und 
Außenpolitik zu bilden, in denen 
Mitglieder des Zentralkomitees re­
gelmäßig arbeiten würden? Dann 
würde auch der Parteiapparat den 
ihm gebührenden Platz einnehmen.

Möglicherweise muß auch die 
Mitwirkung der ZK-Mitglieder an 
der Arbeit des Politbüros erweitert 
werden. Ich will nicht sagen, daß 
es bisher diese Mitwirkung nicht 
gegeben hätte, aber sie blieb zum 
großen Teil auf Mitarbeiter des 
Apparats in der Hauptstadt, Mit­
arbeiter staatlicher Organe und 
wissenschaftlicher Einrichtungen 
beschränkt.

Regelmäßig muß das Politbüro 
auf ZK-Plenen über seine Tätigkeit 
berichten und informieren.

Damit die Parteikomitees, die 
gewählten Organe mit vollem Ein­
satz arbeiten und alles nutzen 
können, was in unserem Statut 
verankert ist, bedarf es einer ein­
schneidenden Erneuerung des Ver­
fahrens, in dem sie gebildet wer­
den. Das ist ein entscheidender 
Faktor der Aktivität jedes gewähl­
ten Organs, darunter auch in der 
Partei. Die Wahlen müssen auf al­
len Ebenen in demokratischer At­
mosphäre stattfinden, die eine brei­
te Diskussion über die Kandidatu­
ren. einen Wettstreit und als Er-

2. Abgrenzung der Funktionen
Für das Verständnis der Rolle 

der Partei als politische Avantgar­
de ist es unter den gegenwärtigen 
Bedingungen von herausragender 
Bedeutung, die Frage der exakten 
Abgrenzung der Funktionen der 
Partei- und der Staatsorgane rich­
tig zu lösen. Die diesbezüglichen 
Positionen des ZK der KPdSU sind 
in den Thesen dargelegt worden 
und haben eine mit größter Anteil­
nahme geführte Diskussion ausge­
löst. Das ist auch verständlich. 
Von der Lösung dieser Frage hän­
gen im Grunde genommen sowohl 
die Rekonstruktion unseres politi­
schen Systems als auch der Erfolg 
der Umgestaltung insgesamt ab.

Warum sage ich das mit solcher 
Entschiedenheit? Unsere Gesell­
schaft durchläuft eine sehr verant­
wortungsvolle Phase. Im Prozeß 
der tiefgreifenden Veränderungen 
bedarf sie wie nie zuvor zuverläs­
siger politischer und ideologischer 
Orientierungen. Solche Orientie­
rungen und die gesellschaftliche 
Entwicklungsstrategie zu erarbei­
ten und sie in Politik umzusetzen 
vermag nur eine starke Partei, 
die über ein gewaltiges theoreti­
sches und Kaderpotential verfügt, 

» eng mit dem Volk verbunden ist 
und ihre Erfahrungen stets durch 
Erfahrungen der Volksmassen te­
stet und bereichert.

W. I. Lenin wies wiederholt die 
Auffassungen als schädlich zu­
rück, wonach die regierende Partei 
unter Mißachtung oder Ausschal­
tung anderer Organisationen der 
Werktätigen unmittelbar leiten 
müsse. Er forderte, daß „die 
Funktionen der Partei (und ihres 
ZK) und der Sowjetmacht viel ge­
nauer voneinander abgegrenzt wer­
den”, übte scharfe Kritik an den 
Versuchen, der Partei die Verant­
wortung für die Lösung jedes kon­
kreten Problems aufzubürden, und 
verurteilte die Praxis, bei der man 
„eine konkrete kleine Angelegenheit 
schon vor das Politbüro bringt".

Man muß sagen, daß die Frage 
nach der Trennung der Funktionen 
zwischen Partei und Staat in ver­
schiedenen Etappen der Geschichte 
unserer Gesellschaft wiederholt 
aufgeworfen und der derzeitige 
Zustand unter Hinweis auf das 
Leninsche Prinzip als anomal und 
abänderungsbedürftig eingeschätzt’ 
wurde.

Indes wandelte sich die Situation 
nicht zum Besseren, sondern ver­
schlechterte sich eher mit der 
Zeit immer mehr. In dem Maße, 
wie die Probleme der wirtschaft­
lichen Entwicklung komplizierter 
wurden, verlegte sich die Partei auf 
die Lösung der verschiedensten 
Leitungsaufgaben. Dementsprechend 
wuchs auch ihr Apparat. Die Logik 
des administrativen Kommando­
systems diktierte die Aufrechterhal­
tung und Verankerung dieser Pra­
xis. Mehr noch: Manch einer suchte 
unter Hinweis auf die Erfahrungen 
aus einzelnen Etappen unserer 
Geschichte nachzuweisen, dies sei 
der effektivste Weg zur Lösung die­
ser oder jener Probleme unserer

gebnis die Wahl wirklich engagier­
ter, talentierter und würdiger 
Menschen gewährleistet, die unum­
strittene Autorität genießen und 
befähigt sind, die Politik der Um­
gestaltung voranzubringen.

Dies werden wir wohl mit alten 
Verfahren nicht erreichen können, 
bei denen die Kandidaten zur even­
tuellen Prüfung und späteren Ab­
stimmung im Grunde genommen 
vom Sekretär und bestenfalls un­
ter Beteiligung von Büromitgliedern 
des Gebiets-, des Stadt-, des Stadt­
bezirks- und des Rayonkomitees der 
Partei usw. nominiert werden.

Angesichts dessen, Genossen, wird 
der Konferenz -folgende Idee zur 
Diskussion gestellt: Vorbehaltlich 
der letzten Entscheidung durch 
Mitgliederversammlung oder Konfe­
renzdelegierte sollte auch den nach­
geordneten Organisationen das 
Recht zugebilligt werden, bei der 
Wahl von Konferenz- oder Partei- 
tagsdelegierlen gleichzeitig Kandi­
daturen für ein übergeordnetes Or­
gan der Partei vorzuschlagen. Wie 
die Diskussion gezeigt hat, wird 
mehrheitlich der Vorschlag entschie­
den befürwortet, daß den Kommuni­
sten das Recht eingeräumt wird, 
bei den Wahlen zu allen Parteiko­
mitees bis hin zum ZK der KPdSU 
mehr Kandidaten zu nominieren, als 
Mandate zur Verfügung stehen, 
und sich davon nicht von der 
Dienststellung des Betreffenden, son­
dern von seiner Einstellung zur 
Umgestaltung leiten zu lassen. 
(Beifall).

Hätten wir ein solches Verfah­
ren, wären uns die Fragen erspart 
geblieben, wie sie sich in einigen 
Fällen bei der Delegiertenwahl 
auch zu unserer Konferenz erge­
ben haben.

Allgemeine Beachtung fand der 
Vorschlag, für alle Parteikomitees 
eine einheitliche Amtsperiode von 
fünf Jahren festzulegen, die Wahl­
funktionen in der KPdSU auf zwei 
aufeinanderfolgende Wahlperioden 
zu begrenzen und die Wahl für eine 
dritte Amtszeit nur in Ausnahmefäl­
len zuzulassen. Das Interesse dafür 
hat seine Gründe. Darin manifestier­
te sich die Besorgnis sowohl der 
Kommunisten als auch der Partei­
losen über die Verstöße, wie sie in 
der Vergangenheit im Zusammen­
hang mit langem Verbleiben in lei­
tenden Funktionen vorgekommen 
waren. Hier zeichnen sich aus unse­
rer Sicht im Prinzip drei Stand­
punkte ab. Die einen Genossen un­
terstützen den in den Thesen ent­
haltenen Vorschlag. Andere treten 
dafür ein, das Verbleiben in Wahl­
funktionen auf allen Ebenen der 
Partei auf zwei Amtszeiten zu be­
grenzen. Wieder andere sprechen 
sich dafür aus, Ausnahmen hin-\ 
sichtlich der Wahl für eine dritte 
Amtszeit nur auf höchster Ebene 
zuzulassen. Also wollen wir uns, 
Genossen, noch einmal darüber be­
raten und einen Beschluß fassen.

der Partei- und der Staatsorgane
Entwicklung. Eben damit wurde in 
erster Lnine die These von der 
Erhöhung der führenden Rolle der 
Partei verknüpft.

Ich denke, Genossen, Sie werden 
mir zustimmen, daß wir auf höhe­
ren Leitungsebenen des Landes da­
mit beginnen müssen, das Problem 
der Abgrenzung der Funktionen zu 
lösen. Ich sprach bereits von der 
Erhöhung der Rolle der obersten 
Staatsmacht- und Leitungsorgane. 
Was ergibt sich aber daraus für die 
Partei, ihr Zentralkomitee und das 
Politbüro des ZK? Vor allem die 
Voraussetzung, daß das Zentral­
komitee und das Politbüro als po­
litische Führungsorgane in Erschei­
nung treten und wirken müssen. 
Und natürlich muß entschieden 
Kurs darauf genommen werden, 
die Aneignung der Funktionen der 
obersten Macht- und Leitungsorga­
ne nicht zuzulassen. Alles, was dem 
Obersten Sowjet der UdSSR und 
dem Ministerrat der UdSSR obliegt, 
muß eben von diesen ausgeübt wer­
den.

Es erhebt sich die Frage: Wei­
cher Mechanismus und welche 
Möglichkeiten stehen dem Zentral­
komitee und dessen Politbüro zu 
Gebote, um über die Organe der 
Sowjetmacht die von der Partei er­
arbeitete politische Linie und die

3. Durch revolutionäre Umgestaltung zu neuem Erscheinungsbild 
des Sozialismus

Genossen! Das Februarplenum 
des ZK stellte die Aufgabe zur 
Erneuerung unserer Ideologie in ei­
ne Reihe mit der radikalen Wirt­
schaftsreform und der Demokrati­
sierung des Lebens in Partei und 
Gesellschaft. Damit wurde unter­
strichen, welch aktive Rolle die 
Partei der ideologischen Arbeit bei 
der Erreichung der Ziele der Um­
gestaltung zuweist.

Abweichungen von den Prinzi­
pien des schöpferischen Marxismus- 
Leninismus haben in der Ideologie 
eine unheilvolle Spur hinterlassen. 
Ihr theoretisches Niveau ist gesun­
ken, die Propaganda lief nicht sel­
ten den Realitäten des Lebens zu­
wider. Im Grunde genommen stand 
diè ideologische Arbeit im Dienste 
der dogmatischen Vorstellungen 
vom Sozialismus, sie hatte ihre kri­
tische Einstellung zur Wirklichkeit 
eingebüßt und damit die Stagna­
tionserscheinungen gefördert. Die 
Propaganda überging vitale Le­
bensprobleme, artete damit in rheto­
risches Geprassel und Lobgesang 
aus und hatte nur noch die Bedeu­
tung eines Rituals. Der Verlust der 
intellektuellen Initiative, der Dog­
matismus und die Diskrepanz zwi­
schen Wort und Tat führten zur 
Schwächung des ideologischen Ein­
flusses der Partei.

Inden zurückliegenden drei Jah­
ren ging im gesellschaftlichen Be­
wußtsein angespannte Arbeit vor 
sich. Über die Situation in allen 
Bereichen unseres Lebens wurde 
eine ehrliche und kritische Ausspra­
che geführt. Wohl zum erstenmal 

Beschlüsse der Parteitage und der 
ZK-Plenen durchzusetzen? Hier gilt 
es, in vollem Umfang das Lenin­
sche Prinzip zu realisieren: Ihren 
politischen Kurs setzt die KPdSU 
über die Kommunisten durch, die 
in den Staatsmachtorganen und in 
allen Lebensbereichen der Gesell­
schaft tätig sind. Alle Parteiorga­
nisationen müssen in strikter Über­
einstimmung mit der Verfassung 
der UdSSR und den sowjetischen 
Gesetzen handeln. Auszuschließen 
ist, daß Parteikomitees Beschlüsse 
fassen, die direkte Weisungen für 
Staats- und Wirtschaftsorgane und 
gesellschaftliche Organisationen ent­
halten.

Die zunehmende Rolle gewählter 
Gremien und die Abgrenzung der 
Funktionen der Partei- und der 
Staatsorgane brachten die Frage 
nach Veränderungen in Struktur 
und Zusammensetzung des Par­
teiapparats auf praktische Ebene. 
Wir werden von der derzeitigen 
Zersplitterung des Apparats des ZK 
der KPdSU und der entsprechenden 
Apparate der untergeordneten Par­
teiorgane in Verwaltungsbereiche 
abgehen, ihre Strukturen in Über­
einstimmung mit den Funktionen 
der Partei unter den gegenwärti­
gen Bedingungen verändern und 
seinen Personalbestand verringern 
müssen.

An besonderer Stelle möchte ich 
auf die Rayon-, Stadtbezirks- und 
Stadtebene der Parteistruktur ein­
gehen. Die Rolle dieser Ebenen war 
und ist immer wichtig. Angesichts 
der neuen Anforderungen muß sorg­
sam an die Bildung ihres Apparats 
herangegangen werden, damit er 
den Parteikomitees besser hilft, ih­
re direkten politischen, organisato­
rischen und erzieherischen Funktio­
nen wahrzunehmen. Die Rayon-, 
Stadtbezirks- und Stadtkomitees 
müssen vom Wichtigsten ausge­
hen, und zwar sich in ihrer ge­
samten Arbeit stets auf die Grund­
organisationen der Partei stützen. 
Dazu ist es aber erforderlich, Stil 
und Methoden ihrer Tätigkeit ein­
schneidend zu ändern.

Unter Berücksichtigung der Dis­
kussion auf der Konferenz und der 
Ausprägung unserer gemeinsamen 
Position zu diesen Fragen könnte 
wohl schon in nächster Zeit damit 
begonnen werden, eine neue Struk­
tur des Parteiapparats aufzubauen.

Genossen! All diese Vorschläge 
zielen darauf ab, die demokrati­
schen Prinzipien des innerparteili­
chen Lebens konsequent einzuhaiten 
sowie den Kampfgeist und die Fä­
higkeit der Partei zu stärken, die 
Prozesse der revolutionären Er­
neuerung der sowjetischen Gesell­
schaft zu lenken und die Umgestal­
tung tonangebend voranzutreiben.

Kurzum, der springende Punkt ist, 
daß die Fähigkeit der Partei zur 
Selbstkontrolle und zur kritischen 
Analyse ihres Vorgehens in erster 
Linie davon abhängt, in welchem 
Umfang das Prinzip des demokrati­
schen Zentralismus, Gemein­
schaftsgeist, kollektives Zusammen­
wirken und Offenheit in ihrer Tä­
tigkeit zur Geltung kommen.

Und noch etwas, Genossen! Wir 
rechnen damit, auf diese Weise dem 
Bürokratismus eine entscheidende 
Niederlage zuzufügen, einer Krank­
heit, die zu unserem großen Leid­
wesen auch einen bedeutenden Teil 
der Parteiorgane und Parteikader 
befallen hat und die sich darin 
äußert, daß sich diese von den 
Werktätigen trennen und die In­
teressen und Sorgen des Volkes 
nicht mehr als ihre eigenen an­
sehen. Freilich gibt es kein Univer­
salmittel für die Lösung aller 
Probleme auf eiftmal, und kann es 
ein solches Mittel auch nicht geben. 
Es gilt, unbeirrbar und konsequent 
den Weg der Wiederherstellung der 
Leninschen Prinzipien des innerpar­
teilichen Lebens zu beschreiten.

In diesem Zusammenhang möch­
te ich auch auf die Kontroll- und 
Revisionsarbeit der Partei einge­
hen. Wie die Diskussion gezeigt hat, 
findet der in den Thesen enthalte­
ne Vorschlag Unterstützung, ein 
einheitliches Kontroll- und Revi­
sionsorgan zu bilden, das vom Par­
teitag gewählt wird • und die Ein­
haltung der Parteidisziplin und 
des Statuts der KPdSU durch die 
Kommunisten sowie die finanzwirt­
schaftliche Tätigkeit der Parteiorga­
ne kontrolliert.

seit Jahren oder gar Jahrzehnten 
betrachteten wir uns selbst nicht 
nur ehrlich und unvoreingenommen, 
sondern auch in Wechselbeziehung 
mit allen Aspekten unserer Ent­
wicklung.

Wièder zu Ehren gekommen ist 
die Suche nach Echtheit und Wahr­
heit statt nach Vorteil, wieder ge­
schätzt wird die Kühnheit ob­
jektiver Forschungen und nicht das 
Schwimmen mit dem Strom. Das ist 
eine aufschlußreiche Lehre für die 
Zukunft: Ohne Lebenswahrheit, oh­
ne wissenschaftliche Nachweise und 
künstlerische Entdeckungen gibt es 
weder ein vollwertiges und mannig­
faltiges geistiges Leben noch eine 
tatsächlich wirksame und offensive 
ideologische Arbeit und kann es 
sie auch nicht geben.

Die Partei ist von der Rechtmä­
ßigkeit ihres Vorgehens und von 
der Richtigkeit ihrer revolutionären 
Initiative zur Entwicklung von Of­
fenheit, Demokratie und sozialisti­
schem Meinungspluralismus über­
zeugt. Es wäre jedoch naiv zu glau­
ben, aus der moralischen Läuterung, 
der; begründeten Kritik und dem 
Bruch mit dem untauglichen Ver­
gangenen würde von sich aus, auto­
matisch von heute auf morgen eine 
in allen Aspekten erneuerte Gesell­
schaft entstehen. Nein, die Dialek­
tik von Bewußtsein und Praxis ist 
weitaus komplizerter. Die Wirksam­
keit der ideologischen Arbeit hängt 
in entscheidendem Maße von den 
konkreten politischen, organisatori­

schen und sozialökonomischen Be­
dingungen ab.

Heute ist es uns gelungen, das 
gesellschaftliche Bewußtsein wach­
zurütteln, den Zustand von Apathie 
und innerer Entfremdung zu über­
winden. Nunmehr geht es darum, 
wohin sich dieses wachgerüttelte 
Bewußtsein wenden und in welcher 
Richtung sich die öffentliche Mei­
nung entwickeln wird.

Wird sie der Umgestaltung die­
nen und den Weg der Verstärkung 
konstruktiver und kreativer Bemü­
hungen, den Weg des Schaffens 
und der Verantwortung, den Weg 
einer echten Erneuerung der so­
zialistischen Gesellschaft einschla­
gen?

Oder wird sie vor der Kompli­
ziertheit und Unkonventionalität 
der neuen Aufgaben zurückschrek- 
ken, sich von Leidenschaften und 
Emotionen beirren lassen, sich auf 
äußerlich attraktive Unternehmun­
gen, auf Kampagnenunwesen der 
einen oder anderen Machart einlas­
sen?

Oder verfällt sie nach einigem 
Ach und Weh um vertane Lebens­
chancen wieder in Lethargie,, was 
sehr gut jenen ins Konzept passen 
würde, die sich nach den Stagna­
tionszeiten zurücksehnen?

Fest steht, daß es nur einen Weg 
zum Fortschritt geben kann, den 
Weg der Umgestaltung, den Weg 
der Erneuerung. Die Partei wird al­
le Möglichkeiten nutzen, um das 
gesellschaftliche Bewußtsein durch 
das Voranbringen von Demokratisie­
rung und Offenheit zu prägen und 
auf kreatives Schaffen auszurichten. 
(Beifall).

Das Erneuerungswerk braucht 
Garantien, braucht Schutz. Solche 
Garantien müssen sowohl bei der 
konsequenten Durchsetzung der ra­
dikalen Wirtschaftsreform und der 
Reform des politischen Systems als 
auch in der Sphäre des gesell­
schaftlichen Bewußtseins, des gei­
stigen und ideologischen Lebens 
geschaffen und ausgebaut werden.

Zugegeben, in den letzten Jah­
ren ist nicht wenig Unerquickliches 
und sogar Tragisches gesagt wor­
den, solches, das Bitterkeit, 
Schmerz, Enttäuschung und Wider­
spruch wecken kann. Freilich ist es 
bequemer, davon nichts zu wissen 
und nichts zu hören. Doch einer 
derartigen Einstellung können we­
der revolutionäres Bewußtsein noch 
staatsbürgerliche Position, weder 
Mut noch hohes Verantwortungsbe­
wußtsein entspringen, die für den 
Erfolg der Umgestaltung so sehr 
benötigt werden. Eben deshalb hat 
sich die Partei kühn dazu ent­
schlossen, die Vergangenheit kri­
tisch zu überprüfen, die historische 
Wahrheit wiederherzustellen und je­
ne zu rehabilitieren, die ungerechten 
politischen Anklagen und Willkürak­
ten zum Opfer gefallen sind. Diese 
Arbeit muß fortgesetzt werden.

Es darf keine Fragen geben, de­
nen man aus dem Wege gehen 
müßte, und es darf keine Bedenken 
geben, die man vom Tisch wischen 
könnte. Es geht um unsere Par­
teiehre und unser Parteigewissen, 
um den intellektuellen Wert der 
Partei Lenins.

Es ist nicht einfach und nicht 
leicht, sich den Weg zur Wahrheit 
zu bahnen. Doch eine Partei, die 
sich im ideologischen Wohlbehagen 
sonnt und sich eingebildet hat, im 
Besitz der Wahrheit zu sein, die 
sie nicht täglich zu erkämpfen, son­
dern nur aus dem Tresor zu holen 
braucht — eine solche Partei läuft 
Gefahr, ihre geistige und morali­
sche Autorität, ihren revolutionären 
Charakter und die Fähigkeit einzu­
büßen, politische Avantgarde der 
Gesellschaft zu sein.

Unser gesellschaftliches Bewußt­
sein und der sowjetische Mensch 
besitzen viele hervorragende Ei­
genschaften. Das steht fest. Den­
noch sprechen wir heute von der 
Notwendigkeit der /Xnerziehung von 
Initiative und Selbständigkeit, von 
lebhaftem Interesse und Bedarf an 
Neuem. Andernfalls sind die neuen 
Ziele der Umgestaltung nicht zu 
erreichen. Diese Eigenschaften kön­
nen nur auf der Basis demokrati­
scher Lebensformen der Gesell­
schaft anerzogen werden.

Die Umgestaltung brachte das 
Prinzip der Offenheit in den Vorder­
grund, das sich in den verschieden­
sten Formen umsetzt — in der Ar­
beit staatlicher Organe und gesell­
schaftlicher Organisationen, auf 
Versammlungen, Kundgebungen, 
Wissenschaftler- und Künstlerkon­
ferenzen, bei Zusammenkünften von 
Bürgern. Eine beachtliche Tribüne 
der öffentlichen Meinung sind heu­
te die Massenmedien. Sie haben Be­
trächtliches für die Wiederherstel­
lung der historischen Wahrheit und 
Gerechtigkeit, für die Kritik an 
Mängeln und Versäumnissen, für 
die Vermittlung von Erfahrungen 
aus der Umgestaltung getan, da­
für, die Menschen auf neue Art, 
schöpferisch und zielstrebig denken 
und handeln zu lehren.

Heute gilt es jedoch, weiter zu 
gehen. Wir brauchen eine neue 
Qualität der Parteipresse, eine neue 
Qualität ihrer politisch aufklären­
den und organisierenden Rolle. Oh­
ne in der Kritik an all dem, was 
der Umgestaltung im Wege ist, zu­
rückzustecken, muß die Presse heu­
te in die Tiefe der Prozesse eindrm- 
gen und die komplizierte Dialektik 
und Widersprüchlichkeit dps Wer­
degangs der neuen Gesellschaft 
in all ihren Lebensbereichen analy­
sieren. Dazu sind mehr Wissen, 
mehr Kompetenz, mehr Kon­
struktivität und Ver a n t w o r- 
tung notwendig. Diese Aufgabe 
kann von der Presse nur gelöst 
werden, wenn sie große Kreise der 
Gesellschaft einbezieht und echte 
Kapitäne der Umgestaltung auf den 
Schild hebt.

Heute bedarf es keiner Beweis­
führung mehr, daß es ohne Offen­
heit keine Erneuerung gibt. Ohne 
Offenheit hätten wir es nicht ver­
mocht, in so kurzer Frist die enor-

(Schluß Seite 8)
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ine Arbeit an der Analyse der Ur­
sachen für die negativen Erschei­
nungen und der wc^e zu deren 
Überwindung zu bewältigen, und 
wären wir nicht in der Lage gewe­
sen, in der Gesellschaft eine neue 
moralisch-politische Atmosphäre zu 
schallen und die Ideen der Umge­
staltung in den Vordergrund zu 
rücken.

Offenheit setzt einen Meinungs­
pluralismus in allen Fragen der In­
nen- und Außenpolitik, eine freie 
Gegenüberstellung verschiedener 
Standpunkte sowie Diskussionen 
voraus. Und nur unter dieser Vor­
aussetzung kann sic ihrer gesell­
schaftlichen Rolle gerecht werden 
und den Interessen des Volkes und 
des Sozialismus dienen.

Zugleich setzt Offenheit wie jede 
andere Erscheinungsform der De­
mokratie eine hohe Verantwortung 
voraus. Offenheit ist unvereinbar 
mit Intentionen, Anspruch auf Mei­
nungsmonopol zu erheben, uns als 
Ersatz für verworfene Dogmen an­
dere aufzudrängen, Gruppeninteres­
sen zu dienen oder gar Fakten zu 
entstellen und mit jemandem seine 
private Rechnung zu begleichen. 
(Beifall). Äußerst undemokratisch 
ist es, Personen, die einer Kritik 
unterzogen worden sind, daran zu 
hindern, zu dieser substantiell Stel­
lung zu nehmen. Was wäre das für 
eine Offenheit! Und schon ganz und 
gar inakzeptabel ist es, wenn Dis­
kussionen, Versammlungen, Presse 
und Fernsehen für gegenseitige 
Schmähungen, Beleidigungen und 
Etikettierung mißbraucht werden. 
(Beifall).

Zugleich, Genossen, gibt es Fak­
ten — und das muß auf der Kon­
ferenz offen angesprochen wer­
den —, daß Kritik unterdrückt, ja 
sogar verfolgt wird. Damit werden 
wir sowohl in Parteiorganisationen 
als auch in Arbeitskollektiven, so­
wohl in gesellschaftlichen Organi­
sationen als auch im Leitungsappa­
rat konfrontiert. Auch Massenme­
dien bleiben davon nicht verschont. 
Wenn sowjetische Menschen aktiv 
und kompromißlos konkrete Mängel 
auf decken, sich gegen Routine, 
Verantwortungslosigkeit und Amts­
mißbrauch wenden, kommt es nicht 
selten vor, daß ihr Vorgehen bei 

manchen auf heftige Reaktion und 
Gegenwehr stößt. Und wieder se­
hen wir, wie sie jene zurechtweisen 
und verfolgert, die sich für Wahr­
heit einsetzen. Die Parteiorganisa­
tionen und Parteikomitees auf al­
len Ebenen müssen über die Ent­
wicklung von Kritik und Selbstkri­
tik wachen und prinzipielle Posi­
tionen verfechten.

Was, Genossen, die Anerziehung 
der politischen Kultur und Zivili- 
siertheit in den zwischenmenschli­
chen Beziehungen betrifft, so kön­
nen dabei unsere Massenmedien 
eine herausragende Rolle spielen, 
darunter auch, wenn sie mit gutem 
Beispiel vorangehen.

All das muß wohl bei der Aus­
arbeitung der Konferenzentschlie- 
ßung über die Offenheit im Auge 
behalten werden.

Und nun zu einem weiteren ideo­
logischen Aspekt der politischen Tä­
tigkeit der Partei in der gegenwär­
tigen Phase der Umgestaltung. Heu­
te, da Wahrheit und Gerechtigkeit 
wiedergestellt werden, alles, was 
die sozialistische Ideologie und 
Praxis deformierte, verworfen wird, 
Klischees und Dogmen abgeschafft 
werden, wird von mancher Seite be­
hauptet, damit würden die Prinzi­
pien und Grundlagen des Sozialis­
mus unterhöhlt und die Geschichte 
verunglimpft. Dem kann man nicht 
zustimmen, Genossen. Auf keinen 
Fall! (Beifall). Wir dürfen nicht 
zulassen, daß die Umgestaltung 
über den Stein von Dogmatismus 
und Konservatismus, über jemandes 
Vorurteile und persönliche Ambitio­
nen stolpert. Es geht um das Schick­
sal des Landes, um das Schicksal 
des Sozialismus. Und wir sind 
verpflichtet, den Ernst der Situation 
jenen klarzumachen, die sich dessen 
noch nicht bewußt sind. In dieser 
für uns alle sehr wichtigen Frage 
kann es keine Kompromisse geben. 
(Beifall).

Ich möchte hier auf der Konfe­
renz mit allem Nachdruck sagen, 
daß wir auch künftig alle wahrhaft 
sozialistischen Werte weiterentwik- 
keln und entschieden das beseitigen 
werden, was die revolutionäre Theo­
rie und das Erscheinungsbild des 
Sozialismus entstellte.

Die stürmischen Diskussionen und 
aufeinanderprallenden Leidenschaf­

ten brachten einen wichtigen Um­
stand an den Tag, der erfreulich 
und ermutigend ist. Dieser Um­
stand bestätigt nach so vielen Prü­
fungen, dramatischen Situationen 
und tragischen Wechselfällen er­
neut die Richtigkeit der historischen 
Option, die unser Volk 1917 ge­
troffen hat, der Ootion für den So­
zialismus. (Beifall).

Sehen Sie sich um: Jeder kann 
jetzt sagen, was er denkt und was 
er sagen will. Und diese Vielfalt 
der Meinungen, Urteile und Emotio­
nen manifestiert sich im gesell­
schaftlichen Leben in bisher nie da­
gewesenen Dimensionen und den 
verschiedensten Formen. Was ist 
eigentlich geschehen? Ohne zu trick­
sen oder zu beschönigen, können 
wir sagen, daß bei all der Schärfe 
und dem kritischen Gehalt der Ur­
teile, die wir in dieser Zeit zu hö­
ren bekommen haben, das Sowjet­
volk im Zuge der Umgestaltung 
ein weiteres Mal entschlossen und 
nachdrücklich für den Sozialismus 
gestimmt hat. (Beifall).

Jawohl, wir verwèrfen all das, 
was den Sozialismus in den 30er 
Jahren defomierte und zur Stagna­
tion in den 70er Jahren führte. Wir 
wollen einen Sozialismus, der frei 
von den Belastungen und Entstel­
lungen der vergangenen Zeiten ist 
und zugleich das Beste geerbt hat, 
das durch das schöpferische Den­
ken der Begründer unserer Lehre 
hervorgebracht, durch Arbeit und 
Anstrengungen des Volkes in die 
Tat umgesetzt wurde und dessen 
Hoffnungen und Wünschen Aus­
druck verleiht. Wir wollen einen 
Sozialismus, der die besten Erkennt­
nisse der Weltentwicklung über­
nimmt und sich voll und ganz auf 
die Ergebnisse des menschlichen 
Fortschritts stützt.

Freilich läßt sich die Zukunft, 
der wir durch die Umgestaltung 
entgegengehen, heute nicht in allen 
Einzelheiten skizzieren. Doch die 
Hauptparameter, die Grundzüge 
dessen zu umreißen, was wir als 
neue Qualität der Gesellschaft be­
zeichnen — das ist möglich und 
notwendig.

Das ist möglich, weil sich die 
Hauptrichtungen und Tendenzen 
der gesellschaftlichen Veränderun­
gen bereits abzeichnen. Es ist not­
wendig, weil über die Kritik an den 

manifest gewordenen Mangeln und 
über die Erkenntnis dessen hinaus, 
was wir verwerfen müssen, ein star­
kes Bedürfnis nach konstruktiven 
Orientierungen besteht, die Mittel 
und Wege bestimmen würden, die 
Praxis den Endzielen und den Idea­
len des Sozialismus anzunähern.

Wir sehen den Sozialismus als 
eine Staatsordnung des echten, rea­
len Humanismus, in der der Mensch 
tatsächlich das „Maß aller Dinge“ 
ist. Die ganze Entwicklung der Ge­
sellschaft, von der Wirtschaft bis 
zur geistig-ideologischen Sphäre, 
richtet sich darauf, die Bedürfnisse 
des Menschen zu befriedigen und 
ihn allseitig zu entwickeln. Und 
zwar geschieht all das durch Arbeit, 
Schöpfertum und Energie der Men­
schen selbst.

Wir sehen den Sozialismus als 
eine Gesellschaftsordnung mit ef­
fektiver und dynamischer Wirt­
schaft, die sich auf die besten Er­
gebnisse des wissenschaftlich-tech­
nischen Fortschritts stützt und die 
höchstmögliche Arbeitsproduktivität 
gewährleistet, einer Wirtschaft, die 
unmittelbar auf die Befriedigung 
der gesellschaftlichen Bedürfnisse 
ausgerichtet ist und sich ihnen flexi­
bel anpaßt. Grundlage einer sol­
chen Wirtschaft sind verschiedene 
Formen des gesellschaftlichen und 
individuellen Eigentums sowie der 
Produktionsorganisation, bei denen 
die Werktätigen real als Herren 
der Produktion in Erscheinung 
treten und ein direkter Zusammen­
hang zwischen dem Verdienst und 
den Arbeitsergebnissen gewährlei­
stet wird. Die auf dem Plan beru­
hende Leitung der Wirtschaft geht 
davon aus, daß eine organische 
Verbindung zwischen der Rolle, die 
das Zentrum bei der Lösung von 
Strukturfragen spielt, und einer 
weitgehenden Selbständigkeit der 
Produktionseinheiten als Waren­
produzenten besteht, die auf der 
Grundlage der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung und Eigenver­
antwortung funktionieren und, 
marktorientiert arbeiten.

Wir sehen den Sozialismus als ei­
ne Gesellschaftsordnung der so­
zialen Gerechtigkeit, in der sich die 
sozialen Garantien für die Dek- 
kung des lebenswichtigen Bedarfs 
des Menschen an Arbeit, Gesund­

heitsschulz, Bildung, Wohnraum 
und sozialer Sicherung mit der 
konsequenten Durchsetzung des 
Prinzips der Verteilung nach der 
Leistung und Ausmerzung jegli­
cher Formen der Gleichmacherei 
und des sozialen Schmarotzertums 
vereinbaren. Das ist eine Gesell­
schaft, in der die Fähigkeiten des 
Menschen, seine fruchtbringende 
Arbeit, seine Geschicklichkeit und 
sein Talent am höchsten geschätzt 
und materiell wie moralisch ge­
bührend gewürdigt werden.

Wir sehen den Sozialismus als ei­
ne Gesellschaftsordnung von hoher 
Kultur und Moral. Er erbt und 
mehrt die besten Ergebnisse der gei­
stigen Entwicklung der Menschheit 
und deren reiche sittliche Erfah­
rung. Das ist eine Gesellschaft, in 
der der arbeitende Mensch ein ma­
teriell und geistig erfülltes und in­
haltsreiches Leben lebt, in der Kon­
sumdenken, ideelle Armut und kul­
turelle Primitivität abgelehnt wer­
den. Der Begriff hohe Kultur um­
faßt auch die ökologische Kultur 
der Gesellschaft, die pflegliche und 
rationale Einstellung zur natür­
lichen Lebensumwelt und zur Pro­
duktionstätigkeit der Menschen, 
Erhaltung und Mehrung der natür­
lichen Reichtümer.

Wir sehen den Sozialismus als ei­
ne Gesellschaftsordnung echter 
Volksmacht, in der allen Werktäti­
gen die uneingeschränkte Möglich­
keit gesichert ist, ihren Bedürfnis­
sen und Interessen zu genügen und 
an der Leitung der gesellschaftli­
chen Prozesse mitzuwirken, in der 
die Entfremdung zwischen Mensch 
und Macht überwunden wird. Das 
ist eine Gesellschaft der sozialisti­
schen Selbstverwaltung des Volkes, 
der zutiefst und konsequent de­
mokratischen Leitung der Wirt­
schaft und der sozialen Prozesse, 
eine Gesellschaft von Gesetzlich­
keit, Offenheit und Transparenz.

Wir sehen den Sozialismus als 
eine Gesellschaftsordnung echter 
Gleichheit aller Nationen und Völ­
kerschaften, ihres sozialen und 
geistigen Aufblühens und ihrer ge­
genseitigen Bereicherung, wo Er­
scheinungen des nationalen Haders, 
welcher Art auch immer, nationali­
stische und chauvinistische Vorur­
teile keinen Platz haben, wo In­

ternationalismus und Brüderlichkeit 
der Völker triumphieren.

Und schließlich sehen wir den 
Sozialismus als eine Gesellschafts­
ordnung, der es von Natur aus 
und der Interessenlage der system­
immanent ist, nach Frieden und 
danach zu streben, die Zusammen­
arbeit und das Zusammenwirken 
mit den sozialistischen Bruderlän­
dern zu festigen sowie normale 
und zivilisierte Beziehungen zwi­
schen allen Völkern und Staaten 
zu fördern — auf der Grundlage 
der demokratischen Prinzipien der 
Gleichberechtigung, der Nichtein­
mischung in die inneren Angelegen­
heiten des anderen und der Aner­
kennung des souveränen Rechts der 
Völker, selbständig über i h r 
Schicksal zu entscheiden.

Eben dieses demokratische und 
humane Erscheinungsbild des So­
zialismus meinen wir, wenn wir 
von einer neuen Qualität unserer 
Gesellschaft als wichtiger Stufe auf 
dem Weg zum Kommunismus spre­
chen.

Die nächsten Jahre werden die 
Zukunft unseres Landes und das 
Schicksal der sowjetischen Ord­
nung bestimmen. Für uns wird die­
se Zukunft so sein. wie wir sie 
selbst gestalten. Wir selbst, denn 
niemand wird das für uns und an 
unserer Stelle tun. So steht die 
Frage, und wir müssen darauf eine 
direkte Antwort geben, ohne daß 
etwas ungesagt und unausgespro­
chen bleibt, ohne die Versuche, ei­
ner ehrlichen Gegenüberstellung 
von Gewünschtem und Tatsächli­
chem, von Worten und Taten, von 
subjektiven Vorstellungen und ob­
jektiven Realitäten aus dem Wege 
zu gehen.

Das Sowjetvolk will eine klare 
Perspektive haben. Es will eine De­
mokratie in vollem Umfang und 
ohne Vorbehalte. Es will Gesetzlich­
keit ohne Ausnahmen. Es will Offen­
heit überall — im großen wie im 
kleinen. Es will Brüderlichkeit und 
Kameradschaft in den Beziehungen. 
Es will Achtung für Fleiß und Ta­
lent, für einen treuen Dienst am Ar­
beitsplatz, zum Wohle der Gesell­
schaft. Wir brauchen keine sozialen 
Utopien, sondern exakte Orientie­
rungen, objektive Kriterien des So­
zialistischen in allen Etappen der 
Veränderungen, um die Tendenzen 

der gesellschaftlichen Entwicklung 
.klar zu sehen, damit nicht wie 
schon so oft in der Vergangenheit 
Routine und Effekthascherei die 
Oberhand gewinnen.

Wir sind von der Lebenskraft der 
marxistisch-leninistisc h e n Lehre 
überzeugt, die die Möglichkeit des 
Aufbaus einer Gesellschaft der so­
zialen Gerechtigkeit und einer Zi­
vilisation freier und gleichberech­
tigter Menschen wissenschaftlich 
begründet hat. Davon lassen wir 
uns bei der revolutionären Umge­
staltung leiten. So werden wir 
auch in ihrer neuen, überaus wich­
tigen Phase handeln, die durch 
unsere Parteikonferenz eingeleitet 
wird. (Beifall).

Genossen! Abschließend möchte 
ich in großen Zügen über die Dis­
kussion berichten, die der Konferenz 
vorausgegangen ist und sich insbe­
sondere nach der Veröffentlichung 
der ZK-Thesen belebt hat.

Schon lange hatten wir in Par­
tei und Gesellschaft keine so um­
fassende, leidenschaftliche und 
fruchtbringende Diskussion mit le­
bendigen Gedanken, zahlreichen 
Vorschlägen und bisweilen scharfem 
Meinungsstreit gehabt. Im Mittel­
punkt der Diskussion standen im 
Grunde genommen die Hauptfra­
gen der Umgestaltung und Demo­
kratisierung des gesellschaftlichen 
und innerparteilichen Lebens. Es 
ging eigentlich um eins: Wie macht 
man das am besten?

Man kann durchaus sagen, daß 
die Vorschläge und Ideen, mit de­
nen das Zentralkomitee zur Konfe­
renz gekommen ist, dem kollektiven 
Denken der Partei und des gan­
zen Volkes entspringen.

Unsere Ziele sind: Mehr Demo­
kratie, mehr Sozialismus, ein besse­
res Leben für den arbeitenden Men­
schen, Größe und Wohlergehen für 
das Land. 4

Wir werden in diesen Tagen die 
zur Erreichung dieser Ziele gelei­
stete Arbeit bilanzieren und Doku­
mente von herausragender Bedeu­
tung verabschieden, die der Umge­
staltung neuen Auftrieb geben und 
sie unumkehrbar machen sollen. 
Eben das bestimmt das Maß der 
Verantwortung jedes Delegierten, 
unserer Konferenz als Ganzes ge­
genüber Partei und Volk. (Anhai-\ 
tender Beifall).

Auf dem
(Schluß)

Der Diskussionsredner würdig­
te die Lossage von der funktio­
nellen Auswechslung der Wirt­
schafts- und Staatsorgane durch 
die Parteikomitees und stellte 
fest, daß so das Leben der Par­
teifunktionäre keinesfalls 
erleichtert würde. Die Partei­
organisationen müssen mit be­
sonderem Verantwortungsbewußt­
sein an die Auswahl und die
Erziehung der Kader herangehen.

Mit allem Ernst sprach der
Redner von der Hebung der
Autorität der Partei, was nur
durch konkrete Arbeit und An­
strengungen Jedes Kommunisten 
zu erreichen sei.

Die Leitsätze des Berichts, 
sagte der Sekretär des Moskauer 
Stadtkomitees der UdSSR W. K. 
Beljaninow, bereichern und kon­
kretisieren unsere Vorstellungen 
vom Potential des Sozialismus, 
sie gehen In Einklang mit den 
Gedanken und Stimmungen der 
meisten Kommunisten und Partei­
losen der Hauptstadt. Die Mos­
kauer unterstützen den Kurs der 
Partei zur weiteren Entwicklung 
und Vertiefung der Umgestal­
tung, zur Durchführung der 
ökonomischen Reform an der 
gesamten Front, der mutigen Re­
konstruktion des politischen Sy­
stems. Aber sie bleien mit Ent­
schiedenheit jenen die Stirn, die 
mit Losungen der Demokratisie­
rung Jonglieren, die Menschen 
von schöpferischer Arbeit ab­
bringen und sie zu fruchtloser 
Demagogie sowie zur Schürung 
von Nationalismus, Anarchie und 
politischer Konfrontation führen 
wollen.

Es ist uns bisher noch nicht 
vollständig gelungen, uns von

Von Positionen 
der Zukunft aus

„Ich zweifle nicht, daß die 
XIX Unionsparteikonferenz aus 
historischer Sicht mit recht eine 
Konferenz der Demokratisierung 
der sowjetischen Gesellschaft 
genannt wird”, sagte A. Jakow­
lew, Mitglied des Politbüros des 
ZK der KPdSU und Sekretär des 
ZK der KPdSU, auf einem 
Briefing. Er kommentierte 
den ersten Tag der Arbeit der 
Parteikonferenz und sagte, daß 
der Bericht, den der General­
sekretär des ZK der KPdSU, 
M. S. Gorbatschow, erstatte­
te, ein breites Spektrum 
des Lebens der Sowjetunion In 
der Retrospektive und von Po 
sltionen der Zukunft aus umfaßt. 
In diesem Zusammenhang machte 
A. Jakowlew die Journalisten auf 
vier Komplexe von Problemen 
aufmerksam, die In dem Bericht 
aufgeworfen wurden. Das sind die 
Demokratisierung des Lebens von 
Partei und Gesellschaft, die For­
mierung In der UdSSR eines 
Rechtsstaates, eine neue Rolle der 
KPdSU 1m Leben des Landes usw

Weg revolutionärer Erneuerung
veralteten Methoden zu trennen, 
führte der Delegierte weiter aus. 
In Moskau widerspiegelt sich 
wie In einem Wassertropfen die 
gesamte Vielfalt und Wider­
sprüchlichkeit unseres Lebens. 
Gerade von hier kamen die Im­
pulse zu Veränderungen. Die 
Umgestaltung stützt sich seit 
Ihrem ersten Tag auf die Arbei­
terklasse der Hauptstadt. Aber 
daneben sind auch alte Probleme 
geblieben. Die Stadtparteiorgani­
sation arbeitet hartnäckig an der 
Beseitigung von Mängeln, über­
windet Selbstzufriedenheit, die 
Herausstellung von Erfolgen und 
das Abschwelfen von Problemen.

Notwendig sei auch eine Re­
form der Sowjets und die Re­
organisation des Parteiapparates. 
Die Parteiorgane müssen das 
Recht erhalten, selbständig die 
Struktur und die zahlenmäßige 
Stärke des Apparats und die Hö­
he der Gehälter für seine Mit­
arbeiter zu bestimmen. Der Red- 
ne befürwortete die Im Bericht 
vorgeschlagenen Maßnahmen zur 
Vervollkommnung des politischen 
Systems der sowjetischen Gesell­
schaft. zur Entwicklung der De­
mokratisierung.

Der Präsidierende A. N. 
Jakowlew verlas die Mitteilung 
des Delegierten A. K. Tschepa- 
nls, der die Delegierten auffor­
derte, In den Diskussionsbeiträ­
gen nur zur Tagesordnung zu 
sprechen, die persönlichen Re­
chenschaftslegungen und die 
Lobpreisung des Verlaufs der 
Erörterung der Thesen einzustel­
len, da das viel Zelt In Anspruch 
nimmt.

Die Teilnehmer der Konferenz 
unterstützten diesen Vorschlag.

Der Direktor des Instituts für 
Wirtschaft der Akademie der

A. Jakowlew räumte zugleich 
ein, daß die „Umgestaltung In 
einigen Richtungen nicht so 
schnell und effektiv vor sich geht 
wie man will.” Nach seiner An­
sicht erklärt sich das vornehm­
lich damit, daß die Last des dem 
Lande hinterlassenen „Erbes der 
Trägheit und des Konservatis­
mus” schwer Ist und die „tiefge­
henden Ursachen des Bremspro­
zesses nicht überwunden sind.” 
Die Umgestaltung habe einstwei­
len nur die Oberfläche von Pro­
blemen beruehrt.

A. N. Jakowlew unterstrich die 
Bedeutung des neuen politischen 
Denkens, das für die sowjetischen 
Menschen kein „geschlossenes 
und abgeschlossenes Dogma, son­
dern die Gesamtheit der sich 
entwickelnden Anschauungen Ist. 
Es biete prinzipiell Möglichkeiten 
für demokratische Lösungen von 
Problemen der gegenwärtigen 
Welt Im Interesse aller Völker 
und weise Wege und Richtungen 
der Suche nach solchen Lösungen.

(TASS)

Wissenschaften der UdSSR, Aka­
demiemitglied L. I. Abalkin, 
bezeichnete die Aufgabe zur Her­
ausbildung einer zeitgemäßen 
Vorstellung vom Sozialismus und 
die Erneuerung unserer Anschau­

ung über den Sozialismus als 
eine äußerst wichtige Frage der 
Konferenz.

Auf die Bewertung der ökono­
mischen Lage Im Lande durch 
Fachleute eingehend, betonte er, 
daß In der Wirtschaft ungeachtet 
der sichtbar gewordenen positi­
ven Tendenzen keine radikale 
Wende zu verzeichnen Ist. Das 
liegt, so meinte der Redner, vor 
allem daran, daß man bei der 
Ausarbeitung des Fünfjahrplans 
von der Konzeption der gleich­
zeitigen Sicherung des quantita­
tiven Wachstums und der quali­
tativen Veränderungen ausgegan­
gen sei. Diese Aufgaben seien 
vom Standpunkt der Wissenschaft 
aus unvereinbar, das habe sich 
bereits in der ersten Hälfte des 
Planjahrfünfts bestätigt.

Es falle nicht leicht, meinte 
das Akademiemitglied, zu man­
chen Vorschlägen, die Im Bericht 
enthalten sind, auf frischer Spur, 
Stellung zu nehmen. Der Vor­
schlag zur Übernahme der Funk­
tion des Vorsitzenden des Sowjets 
der Volksdeputierten durch den 
ersten Sekretär des Rayonpartei­
komitees rufe Jedoch ernste Zwei­
fel hervor. Zudem harmoniere er 
kaum mit der Konzeption der 
Trennung der Funktionen der 
Partei- und der Staatsorgane.

Den Problemen des Gesund­
heitsschutzes der sowjetischen 
Menschen galt der Diskussions­
beitrag des Ministers für Gesund­
heitswesen der UdSSR J. I. 
Tschasow. Er berichtete über die 
komplizierte Situation, die In 

Fast an jedem in Kustanai errichteten Gebäude hat 
die schon viele Jahre vom Kommunisten Gennadi 
Gurjanow geleitete Bauarbeiterbrigade aus der Bauver­
waltung „Gorshilsfroi" mit Hand angelegt. Das städ­
tische Entbindungsheim, Kindergärten und Schulen, 
die Landwirtschaftliche Hochschule und Tausende 
Wohnungen — all das und noch vieles mehr ist das

Werk dieser Brigade. Am Aufbau seiner Heimatstadt 
Kustanai macht Gurjanow schon 27 Jahre lang mit. 
Für seine selbstlose Arbeit ist er mit dem Orden der 
„Oktoberrevolution und dem Orden des Arbeitsruhms*' 
3. Klasse ausgezeichnet worden. Die Kommunisten des 
Gebiets wählten Gennadi Gurjanow einmütig zum De­
legierten der XIX. Unionsparteikonferenz.

Foto: KasTAG

diesem überaus wichtigen Bereich 
entstanden Ist. J. I. Tschasow be­
zeichnete den Beschluß des ZK 
der KPdSU und des Ministerra­
tes der UdSSR „Über Maßnah­
men zur weiteren Verbesserung 
des Gesundheitsschutzes der Be­
völkerung und zur Festigung der 
materiell-technischen Basis des 
Gesundheitswesens” als einen 
konstruktiven, durch Ressourcen 
untermauerten Plan der Vervoll­
kommnung des Gesundheits­
wesens. Es genügt der Hinweis, 
daß die Zuwendungen für die 
laufenden Ausgaben In der Bran­
che sich verdoppeln sollen.

Im weiteren lenkte der Redner 
die Aufmerksamkeit auf die Ver­
stärkung der Rolle der Sowjets 
der Volksdeputierten aller Ebe­
nen bei der Bewältigung der 
Aufgabe deS Gesundheitsschutzes 
der Bevölkerung. Zur praktischen 
Lösung der Probleme des 
Gesundheitsschutzes bedarf es 
einer umgehenden Umstellung 
auf neue Kriterien und Normati­
ve der Finanzierung und der 
Planung des Gesundheitsschutzes 
des Volkes. Diese Kriterien soll­
ten beruhen auf einem streng 
festgelegten Prozentsatz des für 
den Gesundheitsschutz bewillig­
ten nationalen Bruttoproduktes 
sowie auf der Berechnung sämt­
licher finanziellen Kennziffern je 
Einwohner mit einem Korrektur­
koeffizienten bezüglich der re­
gionalen Besonderheiten. Das soll 
den Umfang der Finanzierungen 
für den Gesundheitsschutz In di­
rekte Abhängigkeit von den Ar­
beitsergebnissen In unserer Ge­
sellschaft stellen.

A. M. Massalijew, Mltgller 
des ZK der KPdSU, Erster Se­
kretär des ZK der Kommunisti­
schen Partei Kirgisiens, unter­

stützte die Vorschläge über die 
höchstmögliche Demokratisie­
rung und Vervollkommnung der 
Tätigkeit der KPdSU. Zugleich 
verweigerte er seine Unterstüt­
zung denjenigen, die da Vorschlä­
gen, die Partei In einen Art 
Klub zu verwandeln: Bel Wunsch 
Ihr bei- und, wenn’s nicht gefällt, 
wieder herauszutreten.

Der Delegierte hob hervor, 
daß es notwendig sei, die Perio­
dizität und die Formen der 
Durchführung von Plenartagun­
gen der Partelkomitees zu ändern, 
damit Ihre Beschlüsse konkreter 
sind, und die Sachlage besser 
beeinflussen. Er sprach den Ge­
danken aus von der Notwendig­
keit, das Ansehen der Partei­
grundorganisationen zu heben 
und den Arbeitszeitraum der Se­
kretäre der Parteikomitees auf 
zwei Termine zu beschränken. 
Seiner Meinung nach wäre es 
auch notwendig, In die Ämter 
des Generalsekretärs des ZK der 
KPdSU, des Vorsitzenden des 
Ministerrats der UdSSR, der 
führenden Leiter der Unionsre­
publiken, der Minister und Vor­
sitzenden der Staatlichen Komi­
tees der UdSSR — die schwierig­
sten Abschnitte unserer Tätigkeit 
— Personen nicht über 65 Jahre 
einzusetzen.

Seine Rede enthielt Überle­
gungen über Probleme der Ver­
vollkommnung der innerpartei­
lichen und Kaderarbeit, über die 
Festigung der Partei- und Staats- 
dlszlplln.

Der Redner kritisierte auch die 
Presse, indem er darauf verwies, 
daß Journalisten mitunter nicht 
kompetent genug sind, daß sie 
Ereignisse entstellen, Tatsachen 
verdrehen und nichtobjektive, 
nichtüberprüfte Materialien ver­
öffentlichen.

Die XIX. Unionsparteikonfe­
renz setzt Ihre Arbeit fort.

(TASS)

Erziehung durch Arbeit
In der Achtklassenschule von 

Shassyl schenkt man der Ar- 
beltserzlehung große Aufmerk­
samkeit. Schulter an Schulter 
mit den Ackerbauern arbeiten da 
die Schüler und die Pädagogen. 
So war es auch im vergangenen 
Herbst. Die Laster brachten zur 
Getreldeannahmestelle Shassyl 
feuchtes Getreide, denn es regne­
te dauernd, was zusätzliche 
Schwierigkeiten bei der Kornver­
arbeitung mit sich brachte. Da ka­
men die Schüler, Rentner und 
Hausfrauen zu Hilfe.

Nach dem Abschluß der Ernte­
einbringung wandte sich die Lei­
tung der Annahmestelle an die 
Schüler mit der Bitte, bei der 
Zweitbearbeitung des Getreides 
behilflich zu sein und die Lager­
räume sowie das anliegende Ge­
lände in-Ordnung zu’brlngen. Die 
Kinder verrichteten gern alle Ih­
nen anvertrauten Arbeiten, denn 
sie sahen ein, Ihr Beistand 
wichtig war, daß sie die Früchte 
der angespannten Arbeit ihrer 
Eltern und Geschwister erhalten 
helfen. Die Leitung der Getrei­
deannahmestelle schätzte die en­
gagierte Arbeit der Schüler hoch 
ein; den Kindern würden Ge­
schenke überreicht, außerdem 
sprach man den Kindern den 
Innigsten Dank für Ihre Hilfe 
aus.

Man versteht es hier, den Kin­
dern an positiven Beispielen ak­
tive Lebenshaltung anzuerziehen, 
arbeiteten sie doch Schulter an 
Schulter mit den Vertretern der 
Getreideannahmestelle Shassyl,

Geschichte in Deutsch studieren
Wie man uns Im Bildungs­

ministerium der Kasachischen 
SSR mlttellte, wird an der histo­
rischen Fakultät der Zellnogra- 
der Pädagogischen Hochschule 
eine deutsche Abteilung gegrün­
det. Aufgenommen werden vor­
wiegend Jungen und Mädchen 
deutscher Nationalität.

Im ersten Studienjahr werden 
die neuaufgenommenen Studen­
ten vorwiegend die deutsche 
Sprache erlernen.

Die Absolventen dieser Abtei­
lung bekommen die Qualifikation 
„Lehrer für Geschichte und so­
wjetische Rechtskunde” (2108) 
mit dem Recht, In deutschen

Neuer Klub für Musikfreunde
Noch nicht einmal ein Jahr alt 

Ist der schöpferische „Klub der 
Musikfreunde’' beim Opernhaus 
„Abal” von Alma-Ata. Trotzdem 
gab es hier schon mehrere Inter­
essante Treffen, die außer den 
Jugendlichen auch Leute der äl­
teren Generation anigelockt hat­
ten. Man fachsimpelte hier über 
das moderne Ballett und die 
Oper. Eins der letzten Treffen 
war dem Schaffensweg der be­
kannten Sängerin BLblgul Tule- 
genowa gewidmet. Die nur schon 
nicht mehr ganz Junge Solistin 

sprach zu den Versammelten ver­

des Sowchos „Kllmowskl” und 
des Forstwirtschaftsbetriebs „Bu- 
landlnskl” mit. Das waren alles 
Menschen, die sich sorgsam zum 
Volkseigentum verhalten, und 
das leistet den Lehrern In Ihrer 
Arbeit zur Bildung des Kinder­
kollektivs gute Dienste.

Im Arbeitsprozeß an der Seite 
der Erwachsenen und besonders 
der Meister Produktion kommen 
bei den Schülern Neigungen ^4 
konkreten Berufen deutliche 
zum Ausdruck. Dabei behalten 
die Lehrer Ihre Zöglinge stets Im 
Blickfeld, um sich die Interessen 
eines Jeden zu merken. Die Le 
rer berücksichtigen dabei all 
das Vorbereitetsein für die Werk­
stunden, das Verhalten zur an­
vertrauten Arbeit und sogar das 
äußere Aussehen der Schüler. 
Die gewissenhafte Einstellung 
zur Arbeit und tadellose Diszip­
lin formen bei den Kindern die 
Achtung vor den werktätigen 
Menschen, die gesellschaftliche 
Aktivität. Ein Jeder findet sich 
eine Beschäftigung nach Lust und 
Begehr: technisches Schaffen, 
Laienkunst oder gesellschaftlich 
nützliche Arbeit und Sport.

Das ganze Lehrjahr hindurch 
können die Abc-Schützen In der 
Schule das Zimmer für Hand- 
arbeiten besuchen, wo Ihnen die 
nötigen Fertigkeiten beim Tisch­
lern und Schlossern beigebracht 
werden.

Alexander LACKMANN, 
Lehrer 

Gebiet Koktschetaw

Schulen und Gruppen zu unter­
richten.

Die Dokumente sind an die 
Aufnahmekommission der Hoch­
schule bis zum 15. Juli einzusen­
den. Die Aufnahmeprüfungen in:

1. Geschichte der UdSSR 
(mündlich)

2. Russische Sprache und Lite­
ratur (Aufsatz)

3. Geographie (mündlich) 
werden vom 16. Juli abgelegt.

Hinzu kommt noch eine Prü­
fung in Gesellschaftskunde, die 
nur mit Genügend Ungenügend 
eingeschätzt wird.

Die Immatrikulierung findet 
vom 1. bus zum 5. August statt.

traulich über Ihren nicht leich­
ten Schaffe ns weg sowie über die 
Probleme des Theaters, der Mu- 
slkkunst, die sie stets bewegen, 
beantwortete zahlreiche Fragen 
der Zuhörer.

Der Klub sucht nach neuen 
Arbeitsformen und lädt stets 
Interessante Persönlichkeiten zu 
seinen Sitzungen ein. Für die 
nächste Zukunft Ist ein Treffen 
mit Jermek Serklbajew geplant.

Lydia FRJASINOWA 
Alma-Ata

Redakteur K. W. EHRLICH
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